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A. Bericht des Abgeordneten Hirsch 


I. 

Allgemeines 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesentschädigungsgesetzes — Druck- 
sache IV/1550 — wurde dem Ausschuß für Wieder- 
gutmachung in der 96. Plenarsitzung des Deutschen 
Bundestages federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß mitberatend am 14. November 1963 überwie- 
sen. Mit Rücksicht auf die Beratung des ebenfalls 
am 14. November 1963 eingebrachten Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
rückerstattungsgesetzes — Drucksache IV/1549 — 
konnte die Ausschußberatung erst im März 1964 
aufgenommen und nach 31 Sitzungen iseines Unter- 
ausschusses sowie 25 Sitzungen des Ausschusses 
selbst im Mai 1965 abgeschlossen sowie dem Haus- 
haltsausschuß zur Mitberatung zugeleitet werden. 

Vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages liegt dem Ausschuß für Wiedergutmachung 
eine zustimmende Mitteilung vom 13. Mai 1965 vor. 

Dem Ausschuß lagen — ebenso wie zur Novelle 
des Bundesrückerstattungsgesetzes — zu dem Än- 
derungsgesetz eine Vielzahl von Anregungen und 
Zuschriften der Verfolgtenverbände und von Einzel- 
personen vor. In der Sitzung des Unterausschusses 
BEG vom 6. Mai 1964 hatten die Vertreter der Ver- 
folgtenorganisationen Gelegenheit, ihre Auffassung 
zu dem Änderungsgesetz und ihre Änderungsvor- j 
schlage mündlich vorzutragen. In den Sitzungen des 1 
Unterausschusses vom 10. und 11. Juni 1964 und in 
der Sitzung des Gesamtausschusses vom 17. Februar ! 
1965 wurden die von dem Deutschen Richterbund ! 


und dem Deutschen Anwaltverein benannten Sach- 
verständigen zu den wesentlichen Punkten der No- 
velle gehört. Von den Vorschlägen der Verfolgten- 
verbände und der Sachverständigen konnte jedoch 
nur ein Teil Berücksichtigung finden. 

Die dringendste Aufgabe des Anderungsgesetzes 
war die Schaffung einer Entschädigungsregelung für 
diejenigen Verfolgten, die nach dem Tag des In- 
krafttretens des BEG am 1. Oktober 1953 ihre Hei- 
mat in Ost- und Südosteuropa verlassen haben, da- 
durch staatenlos oder Flüchtlinge im Sinne der Gen- 
fer Konvention geworden und nach dem geltenden 
Recht nicht anspruchsberechtigt sind. Neben zahl- 
reichen anderen Einzelfragen hat sich der Ausschuß 
besonders eingehend mit der Frage einer Vermu- 
tung für Gesundheitsschäden sowie mit der Renten- 
gewährung für Hinterbliebene eines berufsgeschä- 
digten Verfolgten befaßt, der vor dem 1. Oktober 
1953 verstorben war. 

Im Ausschuß bestand Einigkeit darüber, daß es an 
sich wünschenswert gewesen wäre, das Entschädi- 
gungsrecht für die Naziopfer neu zu gestalten, 
da nur so unter Auswertung dessen, was heute 
über den Umfang sowie die Art und Weise der 
Verfolgungsmaßnahmen bekannt ist, unter Berück- 
sichtigung der Erfahrungen der Praxis und der 
Rechtsprechung ein wirklich gerechtes Gesetz ge- 
schaffen werden könnte. Jetzt, im Jahre 1965, das 
heißt 20 Jahre nach Beendigung der Naziherrschaft, 
ist es aber leider dafür zu spät. Der Ausschuß hat 
sich daher damit begnügen müssen, wie schon in der 
Regierungsvorlage geschehen, lediglich das gel- 
tende Bundesentschädigungsgesetz in mancherlei 
Hinsicht zu verbessern, bestehende Lücken in die- 
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sem Gesetz zu schließen und Unklarheiten zu be- 
seitigen. 

Der Ausschuß ist bei seinen Überlegungen davon 
ausgegangen, daß die Befriedigung der Ansprüche ' 
der Naziopfer nicht nur eine Ehrenschuld des deut- ■ 
sehen Volkes darstellt, sondern sich zwingend min- ; 
destens gegenüber den in Deutschland Verfolgten j 
aus der den letzteren gegenüber bestehenden Scha- | 
denersatzverpflichtung ergibt, die auf allgemeinen | 
Rechtsgrundsätzen beruht, insbesondere aber auch 
auf den §§ 823 ff. BGB. Die Ausschußminderheit be- 
jaht solche schadensersatzrechtlichen Verpflichtun- i 
gen gegenüber allen Verfolgten, während die Bun- ! 
desregierung bisher den Standpunkt vertreten hat, ^ 
die außerhalb des Deutschen Reiches geschädigten 
Naziopfer seien nach reparationsrechtlichen Grund- 
sätzen zu entschädigen. Wenn die Bundesrepublik | 
Deutschland, die insofern stellvertretend für das 
ganze deutsche Volk als legitimer Rechtsnachfolger 
des früheren Deutschen Reiches handelt, sich ent- j 
schließen mußte, die Schadenersatzansprüche der 
Verfolgten in öffentlich-rechtliche Ansprüche umzu- 
wandeln, so geschah das einerseits im Interesse 
einer Vereinfachung der Praxis, andererseits aber 
und zwar im wesentlichen in der Erkenntnis, daß es 
ihr, die ja nur die „Konkursmasse" des früheren ' 
Deutschen Reiches übernommen hat, finanziell nicht 
möglich ist, den Gesamtschaden zu ersetzen, zumal 
dieser — die vielen Millionen ermordeter Men- 
schen und den den Überlebenden meist zugefügten | 
Gesundheitsschaden nicht gerechnet — mehrere 1 
hundert Milliarden DM beträgt. 

Darüber hinaus ermöglicht die Umwandlung der 
zivilrechtlichen Schadenersatzansprüche in öffent- 
lich-rechtliche Ansprüche auch die Berücksichtigung 
sozialpolitischer Momente in dem deutschen Ent- 
schädigungsrecht, die neben dem Schadenersatzprin- 
zip das Bundesentschädigungsgesetz beherrschen 
und seitens der Entschädigungsbehörden und Ge- 
richte noch mehr, als ohnehin schon geschehen, be- 
achtet werden sollten. 

Dem Ausschuß ist bekannt, daß die Gesamtauf- 
wendungen für das Bundesentschädigungsgesetz 
sowie die sonstigen gesetzlichen Regelungen und 
Maßnahmen für die verfolgten Naziopfer 40 Milliar- 
den DM erreichen dürften. Er weiß aber auch, daß 
angesichts der Zahl der Naziopfer im allgemeinen 
die diesen im einzelnen zufließenden Beträge leider 
recht gering sind und keineswegs deren eigent- 
liche Schadenersatzansprüche befriedigen können. | 

Der Ausschuß würde es sehr begrüßen, wenn 
über die gesetzlichen Maßnahmen zugunsten der 
Naziopfer hinaus erheblich mehr, als bisher gesche- 
hen, seitens aller gesellschaftlichen Kräfte der Bun- 
desrepublik für die volle Eingliederung der Ver- 
folgten in das deutsche öffentliche Leben geschehen 
würde und wenn seitens der deutschen Länder so- 
wie auch auf der kommunalen Ebene Möglichkeiten 
gefunden werden könnten, den tapferen Einsatz 
derjenigen zu ehren und zu berücksichtigen, die 
zwischen 1933 und 1945 dem Unrecht und dem Ver- 
brechen widerstanden und als „stille Helden" unter 
Lebensgefahr den Verfolgten geholfen haben. 


Die Minderheit des Ausschusses glaubte in voller 
Würdigung der finanziellen Möglichkeiten der Bun- 
desrepublik mit ihren Anträgen, soweit diese über 
die Vorstellung der Mehrheit hinausgegangen sind, 
zu einer besseren und gerechteren Gestaltung des 
Gesetzes beizutragen. Sie war dabei insbesondere 
auch von dem Bestreben geleitet, daß man im 
Interesse aller Beteiligten, das heißt auch der Ver- 
folgten, dafür hätte sorgen sollen, mit der vorlie- 
genden Novelle zum BEG den Schlußpunkt unter 
die deutsche Entschädigungsgesetzgebung zu setzen, 
welcher der Gerechtigkeit und den finanziellen 
Möglichkeiten entspricht. 


11 . 

Im einzelnen 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf ge- 
billigt hat, wird auf dessen eingehende Begründung 
in der Drucksache IV/1550 verwiesen. Die Beschlüsse 
des Ausschusses, d. h. die vorgeschlagcnen Änderun- 
gen und Ergänzungen der Regierungsvorlage, be- 
ruhen im einzelnen insbesondere auf folgenden Er- 
wägungen: 

Zu Artikel 1 
Zu Nr. 01 (§ 1) 

a) Der Ausschuß hat sich nicht entschließen können, 
die Definition des Verfolgtenbegriffes in dem § 1 
zu ändern, da er vermeiden wollte und mußte, 
daß über eine Änderung dieser Definition un- 
zählige Anträge ohne sinnvollen Nutzeffekt wie- 
der aufgerollt werden könnten. 

Der Ausschuß legt aber Wert auf die Fest- 
stellung, daß Widerstand im Sinne der Präambel 
zu dem BEG nicht voraussetzt, daß ein solcher 
Widerstand erfolgversprechend gewesen ist. Ent- 
scheidend ist vielmehr allein die sittliche Ent- 
scheidung, dem Bösen zu widerstehen. 

b) Der Ausschuß hat sich ferner nicht entschließen 
können, die Verfolgung aus nationalen Gründen 
sowie die Verfolgung der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland selbst in die Definition des 
§ 1 einzubeziehen. Er glaubt, daß den Ansprüchen 
der aus Gründen ihrer Nationalität Geschädigten 
durch die Sonderregelung in Artikel VI des Ge- 
setzes Rechnung getragen wird. 

Die nationalen Minderheiten in Deutschland 
selbst sind, wie dem Ausschuß bekannt ist, durch 
mancherlei Unrechtsmaßnahmen verfolgt worden. 
Ihr Schaden steht jedoch in keinem Verhältnis 
zu dem der anderen Naziopfer, so daß es zu ver- 
antworten ist, ihnen in diesem Gesetz, das ja 
ohnehin nicht alle Unrechtsmaßnahmen der Nazi- 
machthaber entschädigen kann, weiterhin keine 
ausdrücklichen Ansprüche zu gewähren. Der Aus- 
schuß legt aber Wert auf die Eeststellung, daß 
an sich auch die nationalen Minderheiten in 
Deutschland, das heißt vor allem die Polen und 
die Dänen, verfolgt worden sind und daß selbst- 
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verständlich derartige Verfolgungsmaßnahmen 
das Recht und die Gerechtigkeit verletzt haben. 

c) Die Streichung der Worte „vorsätzlich oder 
leichtfertig" in Nr. 1 ist redaktionell und ent- 
spricht der Neufassung des § 15 Abs. 1. 

d) Durch die neu eingefügte Nr. 4 wird als Ver- 
folgter auch der nahe Familienangehörige eines 
Verfolgten ausdrücklich in das Gesetz ein- 
bezogen, sofern er von nationalsozialistischen 
Gewaltmaßnahmen mitbetroffen und hierdurch 
geschädigt worden ist. Diese Ergänzung wird vor 
allem für die Familienangehörigen der politisch 
Verfolgten von Bedeutung sein, da diese bisher 
nur in beschränktem Umfange entschädigungs- 
berechtigt waren. Es erschien dabei ausreichend, 
den Ehegatten des Verfolgten und seine Kin- 
der, solange für sie nach Beamtenrecht Kinder- 
zuschiäge gewährt werden können, in die Neu- 
regelung einzubeziehen. 

Zu 5 2 

Die Minderheit des Ausschusses glaubte, diese 
Bestimmung dahin gehend neufassen zu sollen, daß 
auch Verfolgungsmaßnahmen seitens einzelner Mit- 
glieder der NSDAP usw. sowie seitens einer aus- 
ländischen Macht auf Veranlassung der in Betracht 
kommenden deutschen Dienststellen ausdrücklich 
kraft Gesetzes als nationalsozialistische Gewaltmaß- 
nahmen definiert werden. Die Mehrheit des Aus- 
schusses war der Meinung, daß „Einzelaktionen" 
auch nach dem geltenden Gesetzestext und der Pra- 
xis dazu NS-Gewaltmaßnahmen sind, und daß Maß- 
nahmen ausländischer Staaten, auch wenn sie deut- 
scherseits veranlaßt worden sind, nur hinsichtlich 
der Lebensschäden und der Gesundheitsschäden 
über die Vermutung des § 15 Abs. 2 und des § 28 
Abs. 2 sowie gemäß der ausdrücklichen Definition 
des § 43 betreffend die Freiheitsentziehung Entschä- 
digungsansprüche auslösen sollten. Der Ausschuß 
hielt daher die schon in der Regierungsvorlage vor- 
gesehene Ergänzung des § 43 sowie die Klärung der 
Rechtslage durch die neu beschlossene Angleichungs- 
bestimmung in Artikel IV Nr. 1 Abs. 1 b für ausrei- 
chend [s. Beridit zu Artikel IV unter e)]. 

Zu Nr. 1 (§ 4) 

a) In Absatz 1 Nr. 1 ist die bisherige Regelung für 

Vertriebene im Buchstaben e geändert worden. 
Mit Rücksicht auf die vorgesehene Neufassung 
des § 150 und in Anlehnung an die entsprechen- 
den Regelungen in mehreren Kriegsfolgegesetzen 
ist die Anspruchsberechtigung eines Vertriebe- 
nen, der nach dem 30. April 1965 im Geltungs- 
bereich des Gesetzes Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen hat, davon abhängig ge- 
macht worden, daß er innerhalb von 6 Monaten 
nach Verlassen des Staates, aus dem er vertrie- i 
ben oder ausgesiedelt worden ist, in den Gel- \ 
tungsbereich des Gesetzes zugezogen ist. | 

b) Im Buchstaben f ist für Verfolgte, die aus der so- | 
wjetischen Besatzungszone oder dem sowjetisch | 
besetzten Sektor von Berlin in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes zugezogen sind, ohne als I 


Sowjetzonenflüchtlinge gemäß § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes anerkannt worden zu sein, 
der in der Regierungsvorlage vorgesehene Stich- 
tag des 31. Dezember 1961 auf den 31. Dezember 
1964 festgelegt worden. Eine völlige Streichung 
des Stichtages erschien im Einvernehmen mit 
dem Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen nicht angezeigt. 

c) In Absatz 1 Nr. 2 ist die bisherige Regelung für 
Insassen von DP-Lagern erweitert worden. Bis- 
her waren die Fälle nicht erfaßt, in denen In- 
sassen von DP-Lagern nach dem 31. Dezember 
1946 im DP-Lager verstorben sind, ohne vor 
ihrem Tode die zusätzlichen Anspruchsvoraus- 
setzungen der Nr. 2 erfüllt zu haben. Eine der- 
artige Anspruchsbeschränkung erschien nach der 
Zweckbestimmung der Sonderregelung in Nr. 2 
sachlich nicht gerechtfertigt. 

d) Die Neuregelung für sogenannte Rückwanderer- 
fälle in § 4 Abs. 2 stellt nur auf die Fälle ab, in 
denen der Verfolgte vor dem 8. Mai 1945 aus den 
Verfolgungsgründen des § 1 seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt aus dem Reichsgebiet 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 oder 
dem Gebiet der Freien Stadt Danzig ins Ausland 
verlegt hat. Demgegenüber ist in den Global- 
verträgen mit den Niederlanden, der Schweiz 
und Schweden auf die Rückwandererfälie bis 
zum 31. Dezember 1952 abgestellt worden. Inso- 
weit ist die amtliche Begründung der Regierungs- 
vorlage — Drucksache IV/1550 S. 25 — zu be- 
richtigen. In Fällen einer Rückwanderung nieder- 
ländischer, schweizerischer oder schwedischer 
Staatsangehöriger nach dem 8. Mai 1945 ver- 
bleibt es daher bei der bisherigen Sonder- 
regelung auf Grund der Globalabkommen, deren 
Durchführung dem Bundesverwaltungsamt ob- 
liegt. 

e) Die Einfügung des Wortes „hat" in Absatz 4 ist 
redaktionell. Demnach soll wie nach bisherigem 
Recht ausreichend sein, daß der Verfolgte im 
Zeitpunkt der Vertreibung dem deutschen Sprach- 
und Kulturkreis angehört hat. 

f) In Absatz 5 ist der Personenkreis erweitert wor- 
den, für den die Voraussetzungen für eine Fami- 
lienzusammenführung anerkannt werden. Die 
im Regierungsentwurf vorgesehene Beschränkung 
auf den Ehegatten sowie auf Verwandte gerader 
Linie oder der Seitenlinie bis zum 2. Grad er- 
schien zu eng, weil auch bei der Aufnahme durch 
Stief- oder Pflegekinder, an Kindes Statt Ange- 
nommene oder Schwiegerkinder die Vorausset- 
zungen einer echten Familienzusammenführung 
gegeben sein können, wenn diese vor Vollendung 
des 18. Lebensjahres oder mindestens drei Jahre 
lang mit dem Zuziehenden in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt haben. Diese Voraussetzung gilt 
naturgemäß nicht im Falle der Aufnahme durch 
Schwiegerkinder. 

Zu Nr. 1 a (§ 4 a) 

Während der Regierungsentwurf für die Witwe 

bzw. den Witwer eines vor dem 31. Dezember 1952 
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in Mittel- oder Ostdeutschland verstorbenen Ver- 
folgten hinsichtlich etwaiger erbrechtlicher An- 
sprüche nur die Gewährung eines Härteausgleichs 
im Rahmen von § 171 vorsah, erschien es angezeigt, 
in diesen Fällen einen echten Rechtsanspruch zu ge- 
währen. Da für eine solche Regelung überwiegend 
versorgungsrechtliche Gesichtspunkte maßgebend 
waren, hat der Ausschuß auch im Rahmen des neuen 
§ 4 a an der Beschränkung auf den überlebenden 
Ehegatten festgehalten und auch nur die Fälle ein- 
bezogen, in denen der überlebende Ehegatte nicht 
wiedergeheiratet hat. Bei dem Anspruch nach § 4 a 
handelt es sich um einen selbständigen Anspruch 
des überlebenden Ehegatten, der nicht als im Erb- 
wege übergegangener Anspruch geltend gemacht 
wird. Die Höhe des auf den überlebenden Ehegatten 
im Erbwege übergehenden Anspruchs ist lediglich 
Bemessungsgrundlage für die Höhe des Anspruchs 
nach § 4 a. Die Regelung des § 4 a wird ergänzt 
durch den neu eingefügten Absatz 6 in § 86. 

Zu § 6 

Der Ausschuß hat sich bemüht, eine bessere und 
gerechtere Regelung für die Ausschlußbestimmungen 
dieses Paragraphen zu finden, zumal diese Aus- 
schlußbestimmungen an sich dem Schadenersatz- 
prinzip zuwiderlaufen. Die überwiegende Mehrheit 
des Ausschusses hat jedoch alle Änderungsanträge 
in dieser Hinsicht abgelehnt, weil sie glaubt, daß 
über eine noch so geringfügige Aufweichung dieser 
Ausschlußbestimmung Personen Entschädigungs- 
ansprüche bekommen könnten, welche das nicht ver- 
dienen. 

Der Ausschuß war sich aber einig darüber, daß 
der Begriff „nominelle Mitgliedschaft" nicht im Sinne 
der Entnazifizierungsbeslimmungen auszulegen ist, 
und daß die Entscheidungen in dieser Hinsicht dar- 
auf abgestellt werden sollten, ob die Förderung des 
Nationalsozialismus auf der einen Seite durch dessen 
Bekämpfung auf der anderen Seite überwiegend aus- 
geglichen worden ist. 

Der Ausschuß war darüber hinaus übereinstim- 
mend der Meinung, daß besondere Härten, die sich 
aus dem § 6 insgesamt ergeben, über den tlärteaus- 
gleich gemäß § 171 des Gesetzes bereinigt werden 
müssen. 

Zu Nr. 3 a (§ 9 Abs. 5) 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
befaßt, ob die bisherige Vorschrift des § 9 Abs. 5, 
die den Grundsatz der sogenannten überholenden 
Kausalität aufstellt, ersatzlos gestrichen werden 
sollte. Die Mehrheit des Ausschusses hat als Kom- 
promißlösung die Übernahme der bisherigen Aus- 
legungsregel in der Verwaltungsvereinbarung der 
Länder vom 23. Juni 1959 vorgesehen. Dadurch soll 
sowohl den Belangen der Praxis wie auch denen der 
Verfolgten Rechnung getragen werden. 

Die Minderheit des Ausschusses hat die volle 
Streichung des § 9 Abs. 5 beantragt, zumal diese 
Bestimmung auch den allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen über die Gefahrtragung bei der widerrecht- 
lichen Entziehung von Besitz oder Eigentum zuwider- 
laufe. 


Zu Nr. 4 (§ 10) 

a) Die Einfügung des neuen Absatzes 1 a ist durch 
die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes in 
der Frage der Entschädigung von Zigeunern (vgl. 
RzW 1964 S. 209) notwendig geworden. Da nach 
der bisherigen Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes von einer Verfolgung der Zigeuner 
aus rassischen Gründen erst ab 1. März 1943 aus- 
zugehen war, sind für die vorhergehende Zeit 
Entschädigungsleistungen nach dem Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetz bewilligt worden. Es war not- 
wendig, diese Leistungen auf die nunmehr im 
Rahmen des BEG gegebenen Ansprüche anzu- 
rechnen, da sonst Doppelleistungen für denselben 
Schadenstatbestand entstehen würden (vgl. hier- 
zu auch Artikel IV Nr. 1 Abs. 1 a des Änderungs- 
gesetzes). 

b) In Absatz 4 ist Satz 1 neugefaßt worden, da die 
bisherige Fassung der Regierungsvorlage nur 
schwer verständlich war. Die Beschränkung der 
Neuregelung auf § 92 Abs. 3 des Bundessozial- 
hilfegesetzes erscheint außerdem notwendig, weil 
eine Befreiung vom Kostenersatz in den Fällen 
nicht geboten ist, in denen die Gewährung der 
Sozialhilfe durch vorsätzliches oder grobfahr- 
lässiges Verhalten des Hilfeempfängers herbei- 
geführt worden ist. Der bisherige Hinweis, daß 
§§ 90 und 91 des Bundessozialhilfegesetzes für 
Sozialleistungen, die für die Zeit vor dem 1. No- 
vember 1953 gewährt worden sind, keine An- 
wendung finden, erübrigt sich, da diese Uber- 
leitungsvorschriften erst für die Zeit ab 1. Juni 
1962 gelten. 

Zu Nr. 5 (§ 11) 

Die Minderheit des Ausschusses war der Meinung, 
daß Schäden oder Aufwendungen in fremder Wäh- 
rung nach dem Kurs dieser Währung im Zeitpunkt 
der Entscheidung entschädigt werden sollten, da die 
nach dem geltenden Recht in solchen Fällen abge- 
wertete Entschädigung dem Schaden in keiner Weise 
Rechnung trägt. 

Die Mehrheit des Ausschusses glaubte, dieser An- 
regung wegen der sich daraus ergebenden finan- 
ziellen Auswirkungen nicht stattgeben zu können. 


Zu Nr. 6 a (§ 13) 

a) Durch den neu eingefügten Absatz 4 soll sicher- 
gestellt werden, daß die Ausschließungsgründe 
des Absatzes 2 auch für den Erbeserben gelten. 
Der Ausschuß hielt es für nicht vertretbar, 
die Erbeserben insoweit besserzustellen als die 
Erben. 

b) Absatz 5 enthält die Klarstellung, daß im Rahmen 
des BEG als erbberechtigte Kinder auch die un- 
ehelichen Kinder eines Verfolgten gelten, wenn 
die Vaterschaft des Verfolgten festgestellt und 
das Kind von dem Verfolgten durch Testament 
oder Erbvertrag als Erbe eingesetzt worden ist. 
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Zu Nr. 7 (§ 15) 

a) Die Minderheit des Ausschusses war der Mei- 
nung, es sei angesichts der ständig zunehmen- 
den Schwierigkeiten bei der Begutachtung der 
Frage, ob der ursächliche Zusammenhang zwi- 
schen Tod und Verfolgung wahrscheinlich sei 
oder nicht, richtig, die Beweislast dadurch zu- 
gunsten der Verfolgten zu verschieben, daß es 
genügen soll, daß der ursächliche Zusammen- 
hang zwischen Tod und Verfolgung nicht un- 
wahrscheinlich ist. 

Die Mehrheit des Ausschusses war demgegen- 
über der Auffassung, daß das gleiche Ergebnis 
bei richtiger Auslegung auch schon des gelten- 
den § 15 zu erreichen sei. 

b) Die Minderheit des Ausschusses trat im Hinblick 
auf die Entwicklung der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes in letzter Zeit dafür ein, 
über eine entsprechende Neuformulierung des 
§ 15 sicherzustellen, daß für die durch Maß- 
nahmen ausländischer Staaten verursachten 
Lebonsschäden Entschädigung zu gewähren ist, 
sofern diese Maßnahmen von deutscher Seite ver- 
anlaßt worden sind und der Lebensschaden in 
adäquatem Kausalzusammenhang zu dieser deut- 
schen Veranlassung steht, zumal diese Regelung 
der ständigen allgemeinen Praxis und auch der 
Ländervereinbarung entspricht. 

Die Ausschußmehrheit wie auch das Bundes- 
ministerium der Finanzen haben das Anliegen der 
Minderheit grundsätzlich anerkannt, jedoch eine 
Neuformiilierung des § 15 abgelehnt, weil da- 
durch ohne praktischen Nutzeffekt unnötige neue 
Antragsmöglichkeiten gegeben würden. Der Aus- 
schuß hat aber beschlossen, dem Anliegen durch 
eine entsprechende Regelung in Artikel IV Nr. 1 
Abs. 1 Buchstabe b Rechnung zu tragen. 


Zu Nr. 8 (§ 17) 

Mit Rücksicht auf die Neuregelung im Bundes- 
versorgungsgesetz hielt es der Ausschuß nicht für 
vertretbar, an der bisherigen einschränkenden Be- 
stimmung des Absatzes 1 Nr. 5 festzuhalten, wonach 
den Verwandten der aufsteigenden Linie eine Hin- 
terbliebenen-Entschädigung nur dann gewährt wird, 
sofern sie der Verfolgte vor seinem Tode unter- 
halten hat oder, wenn er noch lebte, unterhalten 
würde. Nach der Neufassung kann den Verwandten 
der aufsteigenden Linie nunmehr eine Elternrente 
auch dann gewährt werden, wenn andere Kinder 
noch am Leben sind. Voraussetzung des Anspruchs 
ist jedoch weiterhin, daß die Verwandten der auf- 
steigenden Linie bedürftig sind. 

Zu § 18 

a)‘ Die Minderheit des Ausschusses war der Mei- 
nung, daß nicht nur auf die wirtschaftliche Stel- 
lung, sondern auch auf die Berufsausbildung des 
Verfolgten abgestellt werden sollte. Die Mehr- 
heit glaubte, dem nicht folgen zu können, ins- 


besondere weil praktisch schon das geltende Ge- 
setz die Berücksichtigung auch der Berufsausbil- 
dung ermögliche und weil durch die von der Min- 
derheit begehrte Klarstellung in dieser Hinsicht 
ohne großen Nutzeffekt zu viele bereits abge- 
schlossene Verfahren wieder aufgerollt werden 
könnten. 

b) Der Ausschuß ist übereinstimmend der Meinung, 
daß Zinserträge aus nutzbringend angelegten 
Entschädigungszahlungen bei Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse im Sinne des 
§ 18 Abs. 2 nicht in Ansatz gebracht werden dür- 
fen. Er hat von einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelung in dieser Hinsicht abgesehen, weil das 
Bundesministerium der Finanzen zugesagt hat, 
dieser Auffassung des Ausschusses durch eine 
entsprechende Änderung der 1. Durchführungs- 
verordnung zum BEG Rechnung zu tragen. 


Zu Nr. 9 (§ 19) 

Da die monatlichen Mindestbeträge der Rente 
durch Verordnung der Bundesregierung vom 16. De- 
zember 1964 (BGBl. I S. 955) ab 1. Oktober 1964 
erhöht worden sind, war die Aufnahme dieser erhöh- 
ten Mindestbeträge in das Gesetz angezeigt. 

Zu Nr. 9 a (§ 21) 

a) In Absatz 1 ist durch die Neufassung klargestellt, 
daß bei der Errechnung der Abweichung von 
10 vom Hundert auf die Veränderung der Ver- 
hältnisse seit der letzten Festsetzung der Rente 
insgesamt abzustellen ist. Dies war notwendig, 
um Zufallsergebnisse in der Praxis auszuschlie- 
ßen. 

b) Absatz 2 ist neu eingefügt worden und soll für 
betagte Verfolgte eine grundsätzliche Fixierung 
ihrer Rentenbeträge gewährleisten. Insbesondere 
soll sichergestellt werden, daß Rentenerhöhungen 
in der Sozialversicherung oder in der Kriegs- 
opferversorgung nicht mehr in jedem Falle zu 
einer Neuberechnung und Herabsetzung der BEG- 
Rente führen, da in diesen Fällen im allgemeinen 
keine Abweichung von der bisherigen Rente in 
Höhe von 30 vom Hundert eintreten wird. Die 
Neuregelung läuft somit weitgehend auf eine 
„Versteinerung" der Renten hinaus. Die Voll- 
endung des 68. Lebensjahres ist deshalb als 
Grenze gewählt worden, weil in diesem Lebens- 
alter in der ganz überwiegenden Zahl der Fälle 
davon ausgegangen werden kann, daß der Ver- 
sorgungsfall bereits eingetreten ist und sich dem- 
nach die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ren- 
tenberechtigten nicht mehr wesentlich ändern 
werden. Der Zweckbestimmung dieser Neurege- 
lung entspricht es, daß sich hier — im Gegensatz 
zu den Fällen des Absatzes 1 — der Mindestsatz 
von 30 vom Hundert für den jeweiligen Einzelfall 
und nicht für die Gesamtheit der künftigen Än- 
derung der Verhältnisse errechnet. Der Ausschuß 
geht bei der Neuregelung des Absatzes 2 selbst- 
verständlich davon aus, daß die linearen Renten- 
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erhöhungen auf Grund künftiger Erhöhung der 
Beamtenbesoldung auch weiterhin ohne Rück- 
sicht auf die Mindestgrenze von 30 vom Hundert 
gewährt werden. Die Neufassung soll vor allem 
aber auch der Vereinfachung der Praxis dienen 
und soweit möglich vermeiden, daß die Verfolg- 
ten laufend und immer wieder Fragebogen aus- 
füllen müssen und dadurch unnötig an ihr Ver- 
folgungsschicksal erinnert werden. Der Ausschuß 
erwartet, daß die Entschädigungsbehörden der- 
artige Befragungen der Verfolgten soweit wie 
möglich vermeiden oder mindestens einschrän- 
ken. 


Zu Nr. 10 (§ 22) 

Der Aussdiuß hat beschlossen, die bisherige Vor- 
schrift des § 22 ab Verkündung des Änderungsgeset- 
ZGS ersatzlos zu streichen. Dies erschien mit Rück- 
sicht darauf gerechtfertigt, daß nach allgemeinen 
schadenersatzrechtlichen Gesichtspunkten die An- 
rechnung von Leistungen aus der Sozialversicherung, 
die im Zusammenhang mit dem Tode des Verfolg- 
ten gewährt werden, die Witwe des Verfolgten zu 
Unrecht benachteiligt. Für die sonstigen Falle der 
Anrechnung von Leistungen aus deutschen öffent- 
lichen Mitteln kommt der Vorschrift des § 22 keine 
wesentlich praktische Bedeutung zu, so daß auch zum 
Zwecke der Verwaltungsvereinfachung auf diese 
Regelung verzichtet werden konnte, zumal die Be- 
rücksichtigung sonstiger Einnahmen bei der Bemes- 
sung des Hundertsatzes gemäß § 18 generell vorge- 
sehen ist. Der Ausschuß hielt es für vertretbar, mit 
Rücksicht auf die ersatzlose Streichung des § 22 ab 
Verkündung des Änderungsgesetzes für die Vergan- 
genheit die bisherige Rechtslage unverändert be- 
stehen zu lassen, so daß die Änderungsvorschläge in 
der Regierungsvorlage zu § 22 nicht mehr übernom- 
men worden sind. 

Die Streichung des § 22 ab Verkündung des Ände- 
rungsaesetzes bedeutet im übrigen nicht, daß § 22 
von diesem Zeitpunkt an überhaupt nicht mehr anzu- 
wenden ist; die Anwendung entfällt lediglich für den 
Rentenzeitraum ab Verkündung des Änderungs- 
gesetzes. 


Zu Nr. 10 a (§ 25) 

Die Streichung des § 22 ab Verkündung des Än- 
derungsaesetzes machte es notwendig, für den in der 
Veraanaenheit liegenden Kapitalentschädigungs- 
zeitraum den bisherigen Wortlaut des § 22 ausdrück- 
lich in § 25 zu übernehmen. 


Zu Nr. 12 (§ 26) 

In Absatz 2 Satz 2 hat der Ausschuß ein Erbrecht 
auch zugunsten der Kinder des verstorbenen Ver- 
folgten vorgesehen, wenn der Hinterbliebene vor 
Festsetzung oder vor rechtskräftiger gerichtlicher 
Entscheidung verstorben ist. Dies erschien mit Rück- 
sicht darauf gerechtfertigt, daß die Kinder des Ver- 


folgten durch die Verfolgung und den Tod ihres 
Vaters mitbetroffen worden sind. 


Zu Nr. 13 (§ 27) 

Durch die Streichung des § 22 ist eine Ermäch- 
tigung zur Erhöhung der Freibeträge für das Ruhen 
der Rente entbehrlich geworden. Nr. 13 Buchstabe c 
der Regierungsvorlage kann daher entfallen. 

Zu § 28 

Insofern wird auf die Ausführungen zu Nr. 7 (§ 15) 
verwiesen. 

Zu Nr. 14 (§ 30) 

a) Die Mehrheit des Ausschusses hat die Einfügung 
eines neuen Absatzes 3 für erforderlich gehalten, 
um Erstattungsansprüche öffentlicher Kranken- 
kassen oder ähnlicher Einrichtungen auszuschlie- 
ßen. Hierfür waren sowohl verwaltungstechnische 
Erwägungen maßgebend als auch der Gedanke, 
daß es der Zweckrichtung des BEG widersprechen 
würde, wenn Entschädigungsleistungen von einer 
öffentlidien Kasse in die andere fließen. Durch 
die Neuregelung soll gleichzeitig zum Schutze 
des Verfolgten sichergestellt werden, daß die 
öffentlichen Krankenkassen auch gegenüber dem 
Verfolgten keine Ersatzansprüche geltend ma- 
chen können. 

b) Die Minderheit des Ausschusses lehnt diese Neu- 
regelung ab. Sie sieht darin eine Verschlechte- 
rung des geltenden Rechtes und damit einen Ein- 
griff in den Besitzstand der betroffenen Kranken- 
kassen, der verfassungsrechtlich bedenklich ist. 
Die Erstattungsansprüche der Krankenkassen ent- 
sprechen auch allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
des Schadenersatzrechtes. Bei der mit der Be- 
zeichnung „ähnliche Einrichtungen" gemeinten 
Krankenkasse der israelischen Gewerkschaft han- 
delt es sich eindeutig nicht um eine deutsche 
öffentliche Kasse. Es geht nicht an, daß der 
deutsche Gesetzgeber die deutschen Entschädi- 
gungsverpflichtungen z. T. auf eine ausländische 
Krankenkasse abwälzt. Das gleiche gilt aber 
auch für die deutschen Öffentlichen Krankenkas- 
sen, die gerechterweise nicht verpflichtet werden 
sollten, Schadenersatzverpflichtungen des Deut- 
schen Reiches bzw. der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Länder praktisch und im Endergeb- 
nis zu übernehmen, zumal § 19 BVG einen ent- 
sprechenden Erstattungsanspruch der Kranken- 
kassen sogar gesetzlich gewährleistet. 

c) Der Ausschuß hält es nicht für erforderlich, durch 
eine Änderung des Gesetzes ausdrücklich fest- 
zulegen, daß für Kuraufenthalte der Verfolgten 
auch pauschalierte Beihilfen ohne exakte Ab- 
rechnung gewährt werden dürfen. Der Ausschuß 
billigt ausdrücklich die einschlägige Praxis der 
meisten deutschen Entschädicriingsbehörden. Die 
Gewährung pauschalierter Beihilfen für Kuren ist 
zweckmäßig, vereinfacht die Verwaltungspraxis 
und entspricht dem geltenden Gesetz. 
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Zu Nr. 15 (§ 31) 

a) Die Minderheit des Ausschusses war der Mei- 
nung, die in der Regierungsvorlage enthaltene 
„KZ- Vermutung" müsse sich gerechterweise und 
auch zwecks Entlastung der Entschädigungs- j 
behörden wegen der immer problematischer wer- 
denden ärztlichen Gutachten nicht nur auf die 
Inhaftierung in einem Konzentrationslager im 
eigentlichen Sinne, sondern auf Freiheitsentzie- 
hung aller Art, das heißt auch auf einen Aufent- 
halt in einem Ghetto, auf Zwangsarbeit unter 
haftähnlichen Bedingungen, auf Strafhaft usw. 
erstrecken, zumal nach den Erfahrungen der ärzt- 
lichen Wissenschaft Freiheitsentziehungen von 
mindestens einem Jahr so gut wie stets zu ent- 
sprechenden Gesundheitsschäden geführt haben. 
Die Mehrheit des Ausschusses hat diesen Anträ- 
gen nicht stattgegeben, weil sie glaubt, der in 
Betracht kommende Personenkreis könne nicht 
genügend präzis erfaßt werden, und weil sie die 
sich nach ihrer Meinung ergebenden finanziellen 
Auswirkungen für nicht tragbar hält. 

Der gesamte Ausschuß legt aber Wert auf die 
Feststellung, daß die Neugestaltung des § 31, das 
heißt die Einführung einer „KZ-Vermutung" nicht 
bedeutet, daß die Inhaftierung in anderen Haft- 
stätten als in einem Konzentrationslager, d. h. 
Ghetto-Aufenthalt, Zwangsarbeitslager usw., 
sowie eine Inhaftierung, die kürzer gewesen ist 
als ein Jahr, nicht dennoch einen Gesundheits- 
schaden im Sinne des Gesetzes verursacht haben 
können. 

b) Die Minderheit des Ausschusses ist der Meinung, 
daß die Vereinbarungen gemäß den Haager Pro- 
tokollen in Verbindung mit der Entwicklung des 
deutschen Beamtenrechtes den Gesetzgeber 
zwingt, die Einreihung des Verfolgten in eine 
vergleichbare Beamtengruppe nicht mehr, wie 
nach dem geltenden Gesetz, auf sein Lebensalter 
am 1. Mai 1949 abzustellen, sondern auf das 
jeweilige Lebensalter des Verfolgten, wie dies 
jetzt hinsichtlich des Ruhegehaltes eines Beamten 
nach einem Dienstunfall geschieht. 

Die Mehrheit des Ausschusses verneint mit dem 
Bundesfinanzministerium eine solche Konse- 
quenz, da sie die Vereinbarungen in den Haager 
Protokollen nicht so weitgehend auslegt. 

Zu Nr. 16 (§ 32) 

a) Ebenso wie in den vergleichbaren Fällen des 
§ 19 erschien es auch hier angezeigt, die ab 
1. Oktober 1964 geltenden Mindestbeträge der 
Rente in Absatz 1 und 2 der Neufassung aus- 
drücklich aufzuführen. 

b) Das Streben der Minderheit des Ausschusses, 
das „1 lineinwaciisen" in die gesetzlich vorge- 
s('hencn höheren Mindestgrenzen nach einem be- 
stimmten Lebensalter ganz allgemein zuzulassen, 
das heißt die Beschränkung in dem geltenden 
Gesetz auf die vor dem 1, Januar 1900 geborenen 
Männer und die vor dem 1. Januar 1905 gebo- 
renen Frauen zu beseitigen, führte zu einem 


Kompromiß dergestalt, daß der Ausschuß sich 
entschlossen hat, die verfolgten Männer insofern 
den verfolgten Frauen gleichzustellen, das heißt, 
das „Hineinwachsen" allen Verfolgten zu ermög- 
lichen, die vor dem 1. Januar 1905 geboren wor- 
den sind. 

Zu Nr. 17 a (§ 34) 

Die Änderung ist redaktionell und ergibt sich aus 

der Neufassung des § 33. 

Zu Nr. 17 b (§ 35) 

Vergleiche hierzu die Ausführungen unter Nr. 9 a 

zu § 21. 

Zu Nr. 18 a (§ 38) 

Die Änderung ist redaktionell und ergibt sich aus 

der Neufassung des § 31. 

Zu Nr. 20 (§ 41) 

a) Der Ausschuß hat den bisherigen Absatz 3 der 
Regierungsvorlage als Satz 2 in Absatz 2 einge- 
fügt. Dadurch soll klargestellt werden, daß die 
Vermutung des § 31 Abs. 2 für die Frage des ur- 
sächlichen Zusammenhanges zwischen dem auf 
der Verfolgung beruhenden Schaden an Körper 
oder Gesundheit und dem Tode nicht anwendbar 
ist. 

b) Der Ausschuß hat ferner einen neuen Absatz 3 
cingefügt, der als Übergangsbestimmung für die 
Fälle gelten soll, in denen dem Verfolgten bereits 
eine Rente wegen Schadens an Körper oder Ge- 
sundheit gezahlt worden ist. Um die Hinter- 
bliebenen in diesen Fällen für eine Übergangs- 
zeit von drei Monaten noch in den Genuß der im 
Regelfall höheren Körperschadensrente des Ver- 
folgten kommen zu lassen, bestimmt der neue 
Absatz, daß in diesen Fällen an Stelle der Hin- 
terbliebenenversorgung nach §41 für dreiMonate 
noch die höheren Rentenbezüge des verstorbenen 
Verfolgten nach § 31 weitergezahlt werden. 

c) Insofern wird auf die Ausführungen zu §§ 15 
und 28 verwiesen. 

dj Die Mehrheit des Ausschusses hat den Antrag 
der Minderheit als zu weitgehend abgelehnt, 
welcher den Tod stets dann als verfolgungs- 
bedingt gelten lassen wollte, wenn der Verfolgte 
an einem Leiden gestorben ist, das als Folge 
nationalsozialistischer Gewaltmaßnahmen aner- 
kannt und für das ihm bis zum Tode eine Rente 
oder Kapitalentschädigung zuerkannt war. 


Zu Nr. 20 a (§ 41 a) 

In Anlehnung an die Regelung des § 48 des Bun- 
desversorgungsgesetzes hat es der Ausschuß für er- 
forderlich gehalten, für die Hinterbliebenen eines 
Verfolgten unter bestimmten Voraussetzungen die 
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Gewährung einer Hinterbliebenen-Beihilfe vorzu- 
sehen, Die Regelung betrifft die Fälle, in denen 
ein Verfolgter wegen einer verfolgungsbedingten 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit von 70 vom 
Hundert eine Rente nach § 31 bezogen hat, aber nicht 
an den Folgen dieser Schädigung verstorben ist. Die 
Beihilfe wird jedoch nur gewährt, solange die Witwe, 
der Witwer und die Kinder bedürftig sind. 

Zu Nr. 21 (§ 42) 

a) Die Ergänzung des Zitates ergibt sich aus der 
Neueinfügung des § 41 a. 

b) Um der Bundesregierung beim Erlaß der Rechts- 
verordnung zu Absatz 2 einen gewissen Spiel- 
raum für die Bezeichnung der Haftstätten als 
Konzentrationslager einzuräumen, hat der Aus- 
schuß in Satz 2 des Absatzes 2 das Wort „insbe- 
sondere“ eingefügt. Demnach können in die 
Rechtsverordnung auch andere Konzentrations- 
lager aufgenommen werden als diejenigen, die 
dem SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt, Amts- 
gruppe D, unterstanden haben, insbesondere 
auch die nicht von der SS verwalteten KZ. 

Die Minderheit war der Meinung, die vorgese- 
hene Ermächtigung der Bundesregierung zu dem 
Erlaß von Rechtsverordnungen müsse sich grund- 
sätzlich auf alle Haftstätten erstrecken, deren 
Haftbedingungen mit denen eines Konzentra- 
tionslagers vergleichbar gewesen sind. 

Zu Nr. 22 (§ 43) 

a) Die Minderheit des Ausschusses hat beantragt, 
durch die Einfügung des Wortes „insbesondere“ 
am Anfang des zweiten Satzes in Absatz 1 den 
wirklichen Willen des Gesetzgebers bei der 
Schaffung des BEG 1956 klarzustellen, da dieser 
Wille des Gesetzgebers durch die Rechtsprechung 
des BGH insofern gemäß dem vielleicht mißver- 
ständlichen Wortlaut des Gesetzes nicht richtig 
interpretiert worden sei. 

Die Mehrheit des Ausschusses hielt eine solche 
Änderung — insbesondere auch im Hinblick auf 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 10. November 1964 (RzW 1965 S. 76) — nicht 
für gerechtfertigt. Sie fürchtet ferner, daß eine 
diesbezügliche Gesetzesänderung dazu führen 
würde, daß Tausende von Fällen wieder neu auf- 
gerollt werden könnten. 

b) Die nunmehr kraft Gesetzes geschaffene Unter- 
stellung, daß die aus Gründen der Rasse vor- 
genommenen Freiheitsentziehungen in Bulgarien, 
Rumänien und Ungarn ab 6. April 1941 auf deut- 
sche Veranlassung erfolgt sind, bedeutet nicht, 
daß entsprechende Freiheitsentziehungen in und 
durch andere Staaten nicht auch auf deutsche 
Veranlassung erfolgt sein können. Die histori- 
schen Feststellungen in dieser Hinsicht sind 
lediglich für andere Länder noch nicht so voll- 
ständig und endgültig, daß auch insoweit schon 
jetzt eine gesetzliche Feststellung angebracht 
wäre. 


Zu § 45 

Die Minderheit hat beantragt, Verfolgten mit einer 
Freiheitsentziehung von mindestens drei Jahren 
eine zusätzliche Kapitalentschädigung als Eingliede- 
rungshilfe in Höhe von 3000 DM zu gewähren, um 
so einerseits dafür zu sorgen, daß die viel zu 
niedrige Haftentschädigung in Höhe von 150 DM 
monatlich wenigstens für die länger Inhaftierten 
praktisch aufgebessert wird und andererseits dem 
Umstand Rechnung zu tragen, daß die in einer Haft- 
stätte innerhalb Deutschlands Inhaftierten keine So- 
forthilfe für Rückwanderer gemäß § 141 erhalten 
können. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat diesen Antrag 
als zu weitgehend abgelehnt. 

Zu § 56 

Die Minderheit des Ausschusses ist der Meinung, 
daß auch Schaden an Vermögen, wie der Schaden 
an Eigentum, gemäß dem wirtschaftlichen Wieder- 
beschaffungswert im Zeitpunkt der Entscheidung 
erstattet werden sollte. Die Mehrheit hat dies als 
zu weitgehend abgelehnt. 

Zu Nr. 28 (§ 57) 

Der Ausschuß hat einen neuen Absatz 2 eingefügt, 
der die Fälle der Erstattung von Weiterwanderungs- 
kosten regelt. Da es sich hier um die Fortsetzung 
einer im Reichsgebiet nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 begonnen Auswanderung handelt, die 
durch weitere nationalsozialistische Gewaltmaßnah- 
men veranlaßt war, erschien es gerechtfertigt, den 
Verfolgten auch für diese Kosten einen Erstattungs- 
anspruch einzuräumen. 

Zu Nr. 34 (§ 75) 

In Absatz 1 ist entsprechend dem Schadensprinzip 
klargestellt worden, daß der Entschädigungszeit- 
raum für einen Schaden im beruflichen Fortkommen 
in jedem Falle dann endet, wenn der Verfolgte seine 
frühere oder eine gleichwertige Erwerbstätigkeit in 
vollem Umfange wieder aufgenommen hat. Eine 
Wiederaufnahme in vollem Umfange liegt jedoch 
nur dann vor, wenn der Verfolgte mindestens Ein- 
künfte in gleicher Höhe wie vor Beginn der Ver- 
folgung wieder erzielt hat und wenn die Aufnahme 
der früheren oder einer gleichwertigen Tätigkeit 
nachhaltig gewesen ist. 

Zu Nr. 35 (§ 76) 

Die Minderheit des Ausschusses vertritt den 
Standpunkt, bei der Einstufung eines Verfolgten in 
eine vergleichbare Beamtengruppe müsse nicht nur 
auf seine Berufsausbildung und seine wirtschaftliche 
Stellung vor Beginn der Verfolgung abgestellt wer- 
den, sondern auch auf seine soziale Stellung, wie 
das bei der Einstufung bei den Gesundheitsschäden 
bereits der Fall ist, um zu vermeiden, daß Verfolgte 
für ihre Ansprüche bei einem Berufsschäden schlech- 
ter eingestuft würden als hinsichtlich ihrer Gesund- 
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hcitsschäden. Die Mehrheit des Ausschusses lehnt j 
eine solche Neuregelung ab, da sie befürchtet, daß 
dadurch unzählige Fälle ohne praktischen Nutzeffekt 
wieder neu aufgerollt werden könnten. 

Zu § 81 

Die Minderheit des Ausschusses ist der Meinung, 
daß alle Berufsschadensrenten grundsätzlich ab 
1. November 1953 gezahlt vj erden sollten, wie das 
nach dem Inkrafttreten des BEG bereits gehandhabt 
worden ist, bis die Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes dazu geführt hat, daß die Renten erst 
von dem Zeitpunkt der Entstehung des Renten- 
anspruchs gewährt werden. 

Zu Nr. 37 (§ 82) 

Die Änderung des Zitats entspricht der Neufassung 
des § 75 Abs. 1. Die Inbezugnahme auch des Ab- 
satzes 1 von § 75 bedeutet jedoch nicht, daß ein 
Rentenwahlrecht nicht besteht, wenn der Verfolgte 
nach der Verfolgung seine frühere Erwerbstätigkeit 
in vollem Umfange wieder aufgenommen hatte. Ein 
Rentenwahlrecht soll vielmehr auch insoweit nur 
dann entfallen, w^enn er diese Tätigkeit im Zeitpunkt 
der Entscheidung noch voll ausübt. 

Zu Nr. 38 (§ 83) 

In Absatz 2 ist der ab 1. Oktober 1964 geltende 
neue Höchstbetrag der Rente von 785 DM monatlich 
aufgenommen worden. 

Die Minderheit des Ausschusses ist der Meinung, 
daß die Festsetzung von Rentenhöchstbeträgen ab- t 
weichend von der grundsätzlichen Anpassung der | 
Rente an die vergleichbaren Beamtengehälter ver- | 
fassungsrechtlich bedenklich ist, da sie zu einer Be- 
nachteiligung der den Beamten im höheren Dienst 
vergleichbaren Verfolgten führt und damit vielleicht 
zu einer Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes. Die 
Minderheit hat daher die Streichung des § 83 Abs. 2 
oder mindestens eine wirklich angemessene Herauf- 
setzung der Höchstbeträge beantragt. 

Die Ausschußmehrheit hält die vorgesehenen 
Höchstgrenzen für ausreichend. 

Zu Nr. 40 (§ 85) 

a) Die Ausschußminderheit hat sich dafür eingesetzt, 
daß grundsätzlich allen Witwen und Waisen von 
Verfolgten mit Berufsschadensansprüchen die 
üblichen Witwen- und Waisenrenten gewährt 
werden sollten, da eine solche Regelung nach 
Meinung der Minderheit gerecht ist und auch 
dazu beitragen würde, die Praxis zu vereinfachen, 
weil das geltende Recht gerade in dieser Hinsicht 
sehr unübersichtlich und schwer verständlich ist. 
Die Minderheit geht dabei insbesondere auch 
davon aus, daß die Witwe eines Verfolgten 
immer von dessen Verfolgung mitbetroffen sei, i 
auch wenn die Ehe erst nach Beendigung der Ver- : 
folgung geschlossen worden ist. 

Die Mehrheit hat sich zu einer solchen grundsätz- ; 
liehen Neuregelung nicht entschließen können. 


Der Ausschuß hat sich aber entschlossen, den 
Anspruch der Witwen gemäß § 85 erst dann aus- 
zuschließen, wenn die Ehe nach der Verkündung 
des 1956 neugefaßten Bundesentschädigungs- 
gesetzes, das heißt, nach dem 29. Juni 1956 ge- 
schlossen worden ist. 

b) In Absatz 2 ist eine Anrechnung von anderen 
Versorgungsbezügen aus deutschen öffentlichen 
Mitteln nur noch insoweit vorgesehen, als diese 
wegen des Todes des Verfolgten gewährt wer- 
den. Der Ausschuß hielt es insbesondere nicht für 
vertretbar, Leistungen im Rahmen der gesetz- 
lichen Rentenversicherung anzurechnen, die der 
Witwe des V^erfolgten auf Grund eigener Bei- 
fragsleistungen gezahlt werden. Außerdem hat 
der Ausschuß für die Zeit ab 1. Oktober 1964 eine 
Erhöhung des Freibetrages auf 230 DM monatlich 
für angemessen gehalten. 

c) Die Minderheit des Ausschusses vertritt den 
Standpunkt, daß Sozialvorsicherungsrenten aller 
Art, das heißt auch die Invalidenrenten, die An- 
gestelltenversicherungsrenten und insbesondere 
die Unfallrenten, keine Leistungen aus deutschen 
„öffentlichen Mitteln" sind, da diese Renten 
grundsätzlich auf den Beitragszahlungen der Ver- 
sicherten selbst und des als Lohnanteil zu be- 
zeichnenden Beitrags ihrer Arbeitgeber beruhen 
und nach herrschender Meinung die Fortsetzung 
einer Entlohnung nach Erreichung der Alters- 
grenze bzw. der Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
darstellen. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
eine gesetzliche Definition in dieser Hinsicht im 
Rahmen des Biindesentschädigungsgesetzes ab- 
gelehnt, da diese nicht zu übersehende Auswir- 
kungen auf andere Gesetze haben könnte. Das 
Bundesministerium der Finanzen wird jedoch das 
Problem im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung prüfen und 
gegebenenfalls über eine Änderung der Durch- 
führungsverordnung klarstellen. 

Zu Nr. 41 (§ 85 a) 

a) Die Änderung des Datums auf den 25. Juni 1956 
entspricht der Neuregelung § 85 Abs. 1. 

b) In Absatz 3 ist ein neuer Satz 3 angefügt worden, 
wonach bei der Anrechnung bereits bewilligter 
Leistungen auf die laufende Rente der anzurech- 
nende Betrag derart verteilt werden soll, daß 
dem Berechtigten W des Monatsbetrages der 
Rente verbleiben. Eine vergleichbare Regelung 
befand sich bisher bereits in § 40 der 3. DV-BEG. 
Durch die Bestimmung soll dem besonderen Ver- 
sorgungscharakter dieser Rente der Hinterblie- 
benen Rechnung getragen werden. 

Zu Nr. 42 (§ 86) 

a) In Absatz 4 ist ein neuer Satz 2 eingefügt wor- 
den, der klarstellt, nach welchen Grundsätzen sich 
die Rente der Hinterbliebenen berechnet. Dies war 
notwendig, wmil in diesen Fällen nicht auf das 
Lebensalter des Verfolgten am 1. Oktober 1953 
dbgestellt werden konnte. Maßgeblich konnte 
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hier nur das Lebensalter des Verfolgten im Zeit- 
punkt seines Todes sein. Die Neufassung des 
Satzes 3 in Absatz 4 ist nur redaktionell. 

b) Die Ausschußminderheit vertritt den Standpunkt, 
daß die Witwenrenten der Witwen, deren Ehe- 
männer vor dem 1. Oktober 1953 verstorben sind, 
voll und ganz den Renten der Witwen angepaßt 
werden müßten, deren Ehemänner nach diesem 
Zeitpunkt verstorben sind, da der insofern nach 
dem geltenden Gesetz bestehende Unterschied 
ungerecht ist. 

c) Die Anfügung eines Satzes 3 in Absatz 5 ent- 
spricht der Neuregelung in § 85 a Abs. 3. 

d) Der neu eingefügte Absatz 6 ergänzt die Neu- 
regelung des § 4 a. Um auch den Witwen eines 
vor dem 31. Dezember 1952 in Mittel- oder Ost- 
deutschland verstorbenen Verfolgten eine Ver- 
sorgung zu gewährleisten, wird der Witwe bzw. 
dem Witwer (vgl. Absatz 7) ein selbständiges 
Rentenwahlrecht eingeräumt. Der Rentenanspruch 
bemißt sich dabei nach Absatz 4 des § 86. Voraus- 
setzung des Anspruchs nach Absatz 6 ist auch 
hier, daß die Witwe bzw, der Witwer die Vor- 
aussetzungen des § 4 erfüllt. 

Zu Nr. 43 a (§ 90) 

Nach der bisherigen gesetzlichen Regelung be- 
stand kein Rechtsanspruch auf die Gewährung eines 
Darlehens. Der Ausschuß hat diese bloße Kann- 
Regelung für sachlich nicht gerechtfertigt gehalten 
und § 90 daher entsprechend erweitert. 

Zu Nr. 43 b (§ 90 a) 

Durch die Einfügung eines neuen § 90 a, der die 
entsprechende Anwendung des § 68 vorsieht, soll 
insoweit eine weitere Gleichstellung des in unselb- 
ständiger Erwerbstätigkeit geschädigten Verfolgten, 
der inzwischen eine selbständige Erwerbstätigkeit 
aufgenommen hat, mit dem in selbständiger Er- 
werbstätigkeit geschädigten Verfolgten sicherge- 
stellt werden. 

Zu Nr. 44 (§ 92) 

Die Ersetzung des Wortes „Hinterbliebenenrente" 
durch das Wort „Hinterbliebenenversorgung" in Ab- 
satz 2 Satz 1 ist nur redaktionell. 

Zu § 93 

Die Ausschußminderheit hat beantragt, auch den 
in einem unselbständigen Beruf geschädigten Ver- 
folgten, die die Rente gewählt haben, eine Kapital- 
entschädigung in Höhe der Rentenbezüge eines Jah- 
res für die Zeit vor dem 1. November 1953 zu ge- 
währen, wie das gemäß § 83 Abs. 3 zugunsten der 
in einem selbständigen Beruf geschädigten Verfolg- 
ten der Fall ist. 

Die Ausschußmehrheit hat diesen Antrag wegen 
der unterschiedlichen Rechtssystematik beider Re- 
gelungen und auch wegen der nicht unerheblichen 
finanziellen Auswirkungen abgelehnt. 


Zu Nr. 45 (§ 95) 

a) In Absatz 1 ist für die Zeit ab 1. Oktober 1964 
der neue Rentenhöchstbetrag von 785 DM monat- 
lich aufgenommen worden. 

b) In Absatz 3 erschien für die Zeit ab 1. Oktober 
1964 eine Erhöhung der Freibeträge auf 400 DM 
für den Verfolgten, auf 100 DM für den Ehegat- 
ten und auf 40 DM für jedes kinderzuschlags- 
berechtigte Kind angemessen, um den ab 1. Ja- 
nuar 1961 gestiegenen Lebenshaltungskosten 
und der seit diesem Zeitpunkt erfolgten Erhö- 
hung der Beamtenbesoldung Rechnung zu tragen. 

c) Insofern wird verwiesen auf die Ausführungen 
zu § 85. 

Zu Nr, 53 a (§ 114) 

Der neu eingefügte Absatz 2 soll eine Lücke 
schließen, die sich bei der Anwendung des bisheri- 
gen § 114 in der Praxis ergeben hatte. Es handelt 
sich hierbei insbesondere um die Fälle von Ärzten 
und Apothekern, die zwar ihre Ausbildung durch 
Ablegung der vorgeschriebenen staatlichen Prüfun- 
gen abgeschlossen hatten, aus Verfolgungsgründen 
jedoch ihre praktische Ausbildungszeit nicht ablei- 
sten konnten und daher keine Approbation erhiel- 
ten. In diesen Grenzfällen erschien es vertretbar, die 
Ausbildung als abgeschlossen anzusehen und den 
Verfolgten den weitergehenden Anspruch nach § 114 
einzuräumen. 

Wegen der Anrechnung bisher gewährter Entschä- 
digungen für einen Ausbildungsschaden vgl. Arti- 
kel III Nr. 6 a des Änderungsgesetzes. 

Zu Nr. 53 b (§ 114 a) 

Der Ausschuß hat es für erforderlich gehalten, 
auch den wissenschaftlichen Assistenten, die sich 
habilitieren wollten, aber nicht dem öffentlichen 
Dienst im Sinne von § 99 angehörten, einen An- 
spruch nach Maßgabe der §§ 87 ff. einzuräumen, zu- 
mal dieser Personenkreis auch im Rahmen des gel- 
tenden BWGöD nicht anspruchsberechtigt ist und 
sonst lediglich auf eine Entschädigung für einen 
Ausbildungsschaden angewiesen wäre. Vorausset- 
zung des Anspruchs nach § 114 a ist außer der Ab- 
legung der vorgeschriebenen oder üblichen staat- 
lichen oder wissenschaftlichen Prüfungen jedoch, 
daß den wissenschaftlichen Assistenten von der Uni- 
versität die Zulassung zur Habilitation in Aussicht 
gestellt war. Zur Abgrenzung der Tatbestände 
konnte auf dieses objektive Merkmal nicht verzich- 
tet werden. Wegen der Anrechnung bisher gewähr- 
ter Entschädigungen für einen Ausbildungsschaden 
vgl. Artikel III Nr. 6 a des Änderungsgesetzes. 

Zu Nr. 55 (§ 116) 

a) Die Mehrheit des Ausschusses hat sich nach län- 
gerer Diskussion für die vorliegende Fassung 
entschieden, weil sie es nicht für vertretbar hielt, 
auch dem Verfolgten eine zusätzliche Entschädi- 
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gung von 5000 DM zu gewähren, bei dem sich 
die Schädigung in der Ausbildung offensichtlich 
nicht nachteilig für sein berufliches Fortkommen 
ausgewirkt hat. Dabei soll jedoch dem Verfolg- 
ten nicht die Beweislast für eine solche Benach- 
teiligung obliegen, sondern die Entschädigungs- 
behörde muß nachweisen, daß offensichtlich 
keine Benachteiligung für das berufliche Fort- 
kommen des Verfolgten eingetreten ist. Der Aus- 
schuß geht also davon aus, daß grundsätzlich 
die erhöhte Entschädigung von 10 000 DM ge- 
währt werden muß und eine Versagung des An- 
spruchs auf die weiteren 5000 DM nur in Aus- 
nahmefällen in Betracht kommt. 

b) Die Minderheit des Ausschusses hält die alle 
verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten vermei- 
dende Regelung, wie sie der Bundesrat vorge- 
schlagen hat, für praktikabler, einfacher und ge- 
rechter. 

c) Den vorliegenden Anträgen, in besonderen Aus- 
nahmefällen für Ausbildungsschaden auch eine 
höhere Entschädigung als die jetzt vorgesehenen 
10 000 DM zu gewähren, um so dem Problem 
der wirklich „Entwurzelten" Rechnung zu tragen, 
hat die überwiegende Mehrheit des Ausschusses 
nicht Rechnung getragen, da sie unüberwindbare 
und die Praxis unnötig belastende Beweisschwie- 
rigkeiten befürchtet. Die Minderheit des Aus- 
schusses hält die Begrenzung einer Entschädi- 
gung für den Ausbildungsschaden auf nur 10 000 
DM für bedenklich, insbesondere im Hinblick auf 
die zum Teil sehr hohen Entschädigungen, die 
den in der Ausbildung befindlichen Verfolgten 
im öffentlichen Dienst gemäß BWGöD gewährt , 
werden, wobei vor allem an die „geprüften 
Rechtskandidaten" gedacht ist. 

Zu Nr. 57 (§ 119) 

In Anlehnung an die Neuregelung zu § 116 hat 
der Ausschuß auch hier die Erhöhung des Betrages 
von 5000 DM auf 10 000 DM für angemessen gehal- 
ten. Durch die Neueinfügung des Absatzes 3 Nr. 4 
in § 1 wird die Vorschrift des § 119 aber künftig 
weitgehend an praktischer Bedeutung verlieren. ^ 

Zu Nr. 58 a (§ 125 a) 

Die neu eingefügte Bestimmung soll verhindern, 
daß Verfolgte für denselben Schadenstatbestand 
eine Doppelentschädigung nach BEG und BWGöD 
erhalten können, wie es nach den letzten Ände- 
rungsgesetzen zum BWGöD teilweise möglich war. 
In Betracht kamen hier unter anderem die Fälle der 
Bediensteten jüdischer Einrichtungen gemäß § 31 d 
BWGöD und der geprüften Rechtskandidaten gemäß 
§ 31 h BWGöD. Der Ausschuß war der Meinung, daß 
die vorgesehene einschränkende Regelung nicht nur 
sachlich gerechtfertigt ist, sondern auch dem Gleich- 
heitsgrundsatz des Artikels 3 des Grundgesetzes ent- 
spricht. Die Vorschrift soll ab Verkündung des Än- 
derungsgesetzes wirksam werden. Wegen des bis- 
herigen Besitzstandes vgl. Ärtikel III Nr. 7 des 
Änderungsgesetzes. 


Diese Neuregelung ist insbesondere auch deswe- 
gen zu rechtfertigen, weil die „geprüften Rechts- 
kandidaten" gemäß § 31 h BWGöD gemäß der Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 
12. Januar 1965 über eine weitere Novellierung des 
BWGÖD demnächst volle Bezüge und entsprechende 
Nachzahlungen erhalten dürften. 

Zu Nr. 59 (§ 126) 

Die Änderung des Zitates erschien wegen der Ein- 
fügung des neuen § 125 a notwendig. 

Zu Nr. 59 a, 59 b (§§ 128, 129) 

Durch die vorgesehene Neufassung in § 128 Äbs. 1 
und § 129 Äbs. 1 wird klargestellt, daß auch die Er- 
höhungen auf Grund der Rentenaufbessenmgs- 
gesetze von 1956 und 1963 zu berücksichtigen sind. 
Das gleiche gilt für künftige gesetzliche Neurege- 
lungen auf dem Gebiet der privaten Lebensversiche- 
rung. 

Zu Nr. 60 (§ 138) 

Der Äusschuß hat seine Äbsicht, möglichst auch 
die Bestimmung des Gesetzes des Wirtschaftsrates 
über die Behandlung der Verfolgten des National- 
sozialismus in der Sozialversicherung vom 22. Äu- 
gust 1949 (WiGBl. S. 263) mit zu novellieren, leider 
aus Zeitmangel und weil die gesetzgeberischen Vor- 
arbeiten des Bundesarbeitsministeriums nicht genü- 
gend fortgeschritten waren, nicht verwirklichen kön- 
nen. Er hat sich beschränken müssen auf die Formu- 
lierung einer Sondervorschrift betreffend die Wie- 
dergutmachung in der Sozialversicherung bei Bei- 
tragserstattung wegen Heirat gemäß Ärtikel IX a 
dieses Gesetzes. 

Der Äusschuß hat es für richtig gehalten, die in 
der Regierungsvorlage vorgesehene Streichung der 
Äntragsfrist in § 138 durch die Festlegung einer 
neuen Äntragsfrist zum 30. September 1966 zu er- 
setzen. 

! Zu Nr. 63 (§ 141) 

a) Der Äusschuß hat es für notwendig erachtet, den 
Begriff der Deportation im Rahmen von § 141 zu 
konkretisieren. Dabei erschien es sachgerecht, 
für die Verbringung in ein Konzentrationslager 
auf das Gebiet außerhalb des Reichsgebiets nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 abzustellen. 
Diese Regelung ist auch für die Verwaltungsbe- 
hörden und die Entschädigimgsgerichte praktika- 
bel. Für die Danziger Fälle bedurfte es in Satz 2 
des Äbsatzes 1 a einer Sonderregelung, wobei 
hier auch eine Verbringung in ein Konzentra- 
tionslager außerhalb des Gebietes der Freien 
Stadt Danzig für den Deportationsbegriff erfor- 
derlich ist. 

b) Die Einfügung des neuen Äbsatzes 1 b entspricht 
einem alten Änliegen der Verfolgten aus den 
Vertreibungsgebieten außerhalb des Reichs- 
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gebietes nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 
(vgl. hierzu auch den Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
zum Änderungsgesetz von 1956 — Drucksache 
2382 der 2. Wahlperiode S. 10). Eine Soforthilfe 
können nunmehr auch die Emigranten aus dem 
Sudetenland, dem ehemaligen Protektorat Böh- 
men und Mähren, dem Memelgebiet sowie aus 
den dem Deutschen Reich nach dem 1. September 
1939 angegliederten ehemals polnischen Gebieten 
erhalten. Der Anspruch besteht jedoch nur für die 
Fälle einer verfolgungsbedingten Auswanderung 
oder Ausweisung und unter der Voraussetzung, 
daß der Verfolgte im Zeitpunkt der Entscheidung 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Nicht 
anspruchsberechtigt im Rahmen von Absatz 1 b 
sind die Emigranten aus Österreich sowie aus den 
Vertreibungsgebieten in Ost- und Südosteuropa, 
die dem Deutschen Reich nicht angegliedert wor- 
den sind. 

c) Die Minderheit des Ausschusses ist der Meinung, 
daß als „Deportation" grundsätzlich jede Ver- 
bringung auch in ein Lager innerhalb der Gren- 
zen des früheren Deutschen Reiches betrachtet 
werden müßte, da einerseits die in einem solchen 
innerdeutschen Lager Inhaftierten genauso völlig 
rechtlos gewesen sind wie ihre Leidensgenossen 
in Lagern außerhalb Deutschlands und da zum 
anderen die wirtschaftlichen Gründe für die Ge- 
währung der Soforthilfe völlig gleichliegen. Die 
Mehrheit des Ausschusses glaubt, diesem Anlie- 
gen wegen der erheblichen finanziellen Aus- 
wirkungen nicht Rechnung tragen zu können. 

Zu Nr. 64 (§ 141 a) 

Um die Tatbestände des Heilverfahrens nach § 30 
und der Krankenversorgiing nach § 141 a klar von- 
einander abzugrenzen, hat es der Ausschuß für 
zweckmäßig erachtet, in Absatz 1 Satz 1 ausdrücklich 
klarzustellen, daß diese Krankenversorgung für 
nichtverfolgungsbedingte Leiden gewährt wird. 

Zu § 141 c 

Die Einfügung eines neuen Satzes 2 in Absatz 5 
soll eine Lücke schließen, die nach der bisherigen 
Konzeption der Regierungsvorlage bestand. Da es 
für den Verfolgten im Falle des Eintritts einer 
Krankheit vielfach nicht möglich sein wird festzu- 
stellen, ob die Krankheit auf einem verfolgungs- 
bedingten oder einem nichtverfolgungsbedingten 
Leiden beruht, ist für die Fälle, in denen der Ver- 
folgte Aufwendungen für ein vermeintliches Heil- 
verfahren nach § 30 macht, ein Anspruch auf Ko- 
stenerstattung für die notwendige Behandlung im 
Rahmen der Krankenversorgung im angemessenen 
Umfange eingeräumt worden. Auch dieser Erstat- 
tungsanspruch wird von den Trägern der gesetz- 
lichen Krankenversicherung festgesetzt und abge- 
wickelt. 

Zu Nr. 65 (§ 141 h) 

Nach der Regelung der Regierungsvorlage war 
beim Zusammentreffen von drei Renten in Einzelfäl- 


len die Möglichkeit gegeben, daß der Gesamtrenten- 
betrag niedriger gewesen wäre als beim Zusammen- 
treffen von nur zwei Renten. Die ursprüngliche Re- 
gierungsvorlage sah deshalb in § 141 i vor, daß es 
in diesen Fällen bei dem zu errechnenden höheren 
Gesamtbetrag von zwei Rentenansprüchen verblei- 
ben soll. Auf Vorschlag des Bundesrates hat die Bun- 
desregierung aus verwaltungstechnischen Gründen 
auf eine solche Regelung jedoch verzichtet. Um das 
obenerwähnte Ergebnis zu vermeiden, hat der Aus- 
schuß jedoch die bisherigen Absätze 2 und 3 des 
§ 141 h neu formuliert. Danach wird sichergestellt, 
daß beim Zusammentreffen von drei Renten- 
ansprüchen auf jeden Fall ein Gesamtrentenbetrag 
in der Flöhe gezahlt wird, der beim Zusammentreffen 
von nur zwei Rentenansprüchen in Betracht kommt. 

Zu J 141 1 

Durch die Neueinfügung der §§ 41a, 114 Abs. 2 
und § 114 a ist eine entsprechende Anwendung der 
Vorschriften für die Rentenkonkurrenz auch für diese 
Fälle notwendig geworden. Zur Klarstellung hat es 
der Ausschuß außerdem für erforderlich gehalten, 
in § 141 1 dann auch den § 41 ausdrücklich aufzu- 
nehmen. 

Zu Nr. 65 a (§ 142) 

Nach der bisherigen Gesetzesfassung konnten bür- 
gerlich-rechtliche Gesellschaften Ansprüche nur im 
Rahmen von §§ 142 ff. geltend machen, so daß in 
diesen Fällen auch die einschränkende Regelung 
der §§ 143 und 146 Anwendung fand. Ansprüche der 
einzelnen Gesellschafter waren dabei nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ausge- 
schlossen. Der Ausschuß ist nach längerer Erörte- 
rung jedoch zu der Überzeugung gelangt, daß die 
bürgerlich-rechtliche Gesellschaft rechtlich und wirt- 
schaftlich mehr einer natürlichen Person vergleichbar 
ist als einer juristischen Person oder auch den nicht 
rechtsfähigen Personengesellschaften des Handels- 
rechts. Er hat daher die bürgerlich-rechtliche Gesell- 
schaft aus der Sonderregelung der §§ 142 ff, BEG 
herausgenommen, so daß nunmehr die einzelnen 
Gesellschafter ihre Ansprüche nach den allgemeinen 
Vorschriften unter den Voraussetzungen der §§1,4, 
51 und 56 geltend machen können. Voraussetzung 
ist jedoch nach allgemeinen Grundsätzen des bürger- 
lichen Rechts, daß sich die bürgerlich-rechtliche 
Gesellschaft wegen des Gesellschaftsvermögens aus- 
einandergesetzt hat. Die Ansprüche des einzelnen 
Gesellschafters auf Entschädigung wegen erlittener 
Eigentums- und Vermögensschäden bemessen sich 
dann nach der Höhe ihres Gesellschaftsanteils auf 
Grund der Auseinandersetzung (Auseinanderset- 
zungsanteil). Für diese Fälle greift die Übergangs- 
bestimmung in Artikel 111 Nr. 6 a Abs. 7 ein, wonach 
sich die Gesellschafter die bisher der Gesellschaft 
nach §§ 142 ff. gezahlten Entschädigungen auf ihre 
Entschädigung nach Maßgabe ihres Auseinanderset- 
zungsanteils anrechnen lassen müssen. Der Ausschuß 
hat sich auch mit der Frage befaßt, ob eine entspre- 
chende Neuregelung für die nicht rechtsfähigen Han- 
dolsgesollschaftcm (OHG und KG) getroffen werdcm 
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sollte. Die Mehrheit war jedoch der Meinung, daß 
eine so weitgehende Regelung sachlich nicht ver- 
tretbar sei und darüber hinaus auch gewichtige recht- 
liche Gründe für eine unterschiedliche Behandlung 
der bürgerlich-rechtlichen Gesellschaft einerseits 
und der nicht rechtsfähigen Handelsgesellschaften 
andererseits bestünden. Diese ergeben sich nicht nur 
aus der gesetzlichen Sonderregelung, die die nicht 
rechtsfähigen Handelsgesellschaften außerhalb des 
bürgerlichen Gesetzbuches im Handelsgesetzbuch ge- 
funden hätten, sondern auch aus der Tatsache, daß 
die OHG und KG unter ihrer Firma Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und an- 
dere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben 
sowie vor Gericht klagen und verklagt werden kön- 
nen (vgl. § 124 Abs. 1 HGB). Dadurch sind die nicht 
rechtsfähigen Handelsgesellschaften rechtlich und 
wirtschaftlich von der Rechtsposition einer natür- 
lichen Person erheblich weiter entfernt als die bür- 
gerlich-rechtliche Gesellschaft. Zur Klarstellung, daß 
die Sonderregelung des § 142 nicht für die stille 
Gesellschaft gilt — so auch die bisherige Rechtspre- 
chung — , hat der Ausschuß die bisherige Begriffs- 
bestimmung „nicht rechtsfähige Gesellschaft des 
Flandelsrechts" durch die Bezeichnung „nicht rechts- 
fähige Handelsgesellschaft" ersetzt. 

Zu Nr. 67 (§ 146) 

Nachdem der Ausschuß wie oben ausgeführt keine 
Möglichkeit gesehen hat, die PersonenhandelsgeselT 
schaften aus der Sonderregelung der §§ 142 ff. her- 
auszunehmen, hat er es jedoch für vertretbar gehal- 
ten, für diese Gesellschaften (OHG und KG) eine 
Erweiterung des sachlichen Territorialitätsprinzips 
auf das Reichsgebiet nach dem Stand vom 31. De- 
zember 1937 und das Gebiet der Freien Stadt Dan- 
zig vorzusehen. Eine solche Erweiterung rechtfertigt 
sich nach Auffassung des Ausschusses dadurch, daß 
bei der OHG und der KG eine Verselbständigung 
des Vermögens nicht in der Weise vorgenommen 
ist wie im Regelfall bei der GmbH und der Aktien- 
gesellschaft sowie den übrigen in § 142 aufgeführten 
Institutionen. Daraus ergibt sich auch die Einschrän- 
kung, daß nur solche Personenhandelsgesellschaften 
durch die Neufassung begünstigt werden, deren 
sämtliche Gesellschafter im Zeitpunkt der Verfol- 
gung natürliche Personen gewesen sind. 

Zu Nr. 68 (§ 150) 

a) Der Ausschuß hat sich nach längerer Diskussion 
genötigt gesehen, die bisherige Grundsatz- 
bestimmung des § 150 völlig umzugestalten. 

§ 150 in der bisherigen Fassung räumte Verfolg- 
ten deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher 
Volkszugehörigkeit, die Vertriebene im Sinne 
des § 1 des Bundesvertriebenengesetzes sind, 
eine besondere Rechtsposition ein, die über die- 
jenige für die Staatenlosen und Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Konvention nicht unwesentlich 
hinausging. Die Folge der bisherigen Regelung 
war, daß zahlreiche Verfolgte, die ihren Heimat- 
staat hinter dem „Eisernen Vorhang" erst nach 
Abschluß der eigentlichen Vertreibungsmaßnah- 


men verlassen hatten, unter Berufung auf § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes als 
sogenannte Spätaussiedler Ansprüche im Rah- 
men von §§ 150 ff. geltend gemacht haben. Dabei 
bestanden insbesondere für die Verwaltungs- 
praxis und die Rechtsprechung Schwierigkeiten 
in der Abgrenzung des Begriffs eines Aussied- 
lers nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes sowie des Begriffs der deutschen 
Volkszugehörigkeit. Auch die Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes, die sich mit diesen Fra- 
gen in der Vergangenheit wiederholt befaßt hat, 
insbesondere durch das Urteil vom 2. Oktober 
1963 (RzW 1964 S. 34), konnte keine abschließende 
Klärung dieser Rechtsfragen herbeiführen. Da 
es sich bei diesen Fragen aber auch ganz über- 
wiegend um Tatsachenfragen handelte, trat in 
den letzten Jahren das unerfreuliche Ergebnis 
auf, daß die einzelnen Oberlandesgerichte als 
letzte Tatsacheninstanz eine unterschiedliche 
Rechtsprechung entwickelten und somit die Zu- 
erkennung oder Ablehnung von Ansprüchen im 
Rahmen von §§ 150 ff. letztlich von Zufälligkei- 
ten abhing. Der Ausschuß war zudem der Auf- 
fassung, daß das Abstellen auf den Vertriebenen- 
begriff im Zusammenhang mit der Verfolgten- 
eigenschaft in § 150 rechtspolitisch und rechts- 
systematisch verfehlt ist. 

Die Neuregelung des § 150 sieht deshalb in 
Absatz 1 eine Loslösung von dem Vertriebenen- 
begriff vor und läßt es genügen, daß der Ver- 
folgte die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesver- 
triebenengesetzes genannten Vertreibungsgebiete 
endgültig verlassen hatte. Ebenso wird von dem 
Verfolgten nicht mehr verlangt, daß er deutscher 
Volksziigehöriger war, da auch hier eine Ab- 
grenzung der Begriffe in der Praxis kaum mög- 
lich ist. Insoweit soll es künftig genügen, daß der 
Verfolgte dem deutschen Sprach- und Kulturkreis 
angehört hat. 

Es ist demnach unerheblich, aus welchen Grün- 
den ein solcher Verfolgter das Vertreibungs- 
gebiet verlassen hat. 

Die Neuregelung stellt eine Verbesserung der 
Rechtslage zugunsten der Verfolgten aus den 
Vertreibungsgebieten dar, indem zahlreiche 
Fälle, die nach der bisherigen Rechtsprechung 
der Oberlandesgerichte und auch des Bundes- 
gerichtshofes abgelehnt worden wären, nunmehr 
Ansprüche nach §§ 150 ff. geltend machen können. 

b) Es erschien andererseits aber nicht vertretbar, 
diese Regelung hinsichtlich des Verlassens des 
Vertreibungsgebietes zeitlich unbegrenzt gelten 
zu lassen. In Absatz 2 ist deshalb als Stichtag für 
das endgültige Verlassen des Vertreibungsge- 
bietes der 1. Oktober 1953 ausdrücklich im Ge- 
setz verankert worden. Dieser Stichtag entspricht 
einerseits dem entsprechenden Stichtag in § 160 
für die Staatenlosen und Flüchtlinge im Sinne 
der Genfer Konvention. Andererseits ist schon 
nach bisherigem Recht die Auffassung vertreten 
worden, daß nur diejenigen Verfolgten unter 
§ 150 fallen, die bis zum Inkrafttreten des 
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BEG Vertriebene im Sinne des § 1 des Bun- 
desvertriebenengesetzes geworden waren. Der 
Stichtag des 1. Oktober 1953 erscheint aber 
nach der Auffassung der Ausschußmehrheit 
auch sachlich gerechtfertigt. Selbst wenn man sich 
in der Neufassung des § 150 von dem Vertrie- 
benenbegriff gelöst hat, kann doch nicht über- 
sehen werden, daß sich eine Besserstellung dieses 
Personenkreises gegenüber den Staatenlosen 
und Flüchtlingen im Sinne der Genfer Konven- 
tion nur dadurch rechtfertigt, daß dieser Perso- 
nenkreis im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des zweiten Weltkrieges seine Heimat verloren 
hat, und zwar mit Rücksicht auf seine Zugehörig- 
keit zum deutschen Sprach- und Kulturkreis. 
Wenn hierfür ein Zeitraum bis zum 1. Oktober 
1953 eingeräumt wird, ist dies bereits ein Zu- 
geständnis gewesen, da diskriminierende Maß- 
nahmen gegen Angehörige des deutschen Sprach- 
und Kulturkreises in den in Betracht kommenden 
Staaten des Ostblocks nicht über die Jahre 
1950^51 hinaus stattgefunden haben. Es kann da- 
her davon ausgegangen werden, daß ab dem 
1. Oktober 1953 ein Verlassen dieser Gebiete 
in keinem Zusammenhang mit der Zugehörigkeit 
zum deutschen Sprach- und Kulturkreis gestanden 
hat, so daß eine Besserstellung dieser Emigran- 
ten gegenüber den übrigen Staatenlosen und 
Flüchtlingen im Sinne der Genfer Konvention 
sachlich nicht gerechtfertigt wäre. Es war daher 
folgerichtig, für den gesamten Personenkreis der 
Auswanderer aus den Ländern des Ostblocks 
nach dem 1. Oktober 1953 eine einheitliche Son- 
derregelung zu treffen, wie sie in Artikel V 
des Änderimgsgesetzes vorgesehen ist. 

Die Minderheit des Ausschusses hält die von der 
Mehrheit beschlossene Festlegung des Stichtages 
1. Oktober 1953 auch für die „Verfolaten aus 
den Vertreibungsaebieten" gemäß den §§ 150 ff. 
für bedenklich, insbesondere in verfassungsrecht- 
licher Hinsicht. Das aeltende Recht sieht einen 
solchen Stichtag, iedenfalls nach seinem Wortlaut, 
nicht vor. Auch in der Rechtsorechung des Bun- 
desneri chtshofes ist ein Stichtag, iedenfalls bis- 
her, nicht anerkannt. Die Neuregelung könnte da- 
her eine Verschlechterung des Besitzstandes der 
in Rede stehenden Verfolgten darstellen, die 
nicht nur aus iuristischen, sondern auch aus op- 
tischen Gründen vermieden werden sollte. 

c) Durch die bisherige Bezugnahme auf § 1 des Bun- 
desvertriebenengesetzes waren auch die nicht- 
deutschen Ehegatten eines Vertriebenen im Rah- 
men von § 150 anspruchsberechtigt, sofern sie mit 
ihrem Ehegatten zusammen vertrieben oder aus- 
gesiedelt worden sind. Es bestand keine Veran- 
lassung, durch die Neuregelung in Absätzen 1 
und 2 diesen Personenkreis nunmehr auszuschlie- 
ßen. Doch konnte naturgemäß nicht mehr an den 
Vertriebenenbegriff angeknüpft werden. Aus 
diesem Grunde sieht der neu eingefügte Ab- 
satz 3 vor, daß die Neuregelung sinngemäß für 
den Ehegatten des Verfolgten gilt, sofern die Ehe 
vor dem Verlassen der in Absatz 2 genannten 
Gebiete geschlossen worden ist. 


d) Der neue Absatz 4 übernimmt unter Berücksich- 
tigung der Neufassung des Absatzes 1 die bis- 
herige Regelung des Absatzes 2 für die Hinter- 
bliebenen eines Verfolgten. 


Zu Nr. 69 (§ 153) 

a) Nach der Regierungsvorlage konnte ein Anspruch 
auf Entschädigung für Schaden durch Zahlung 
von Sonderabgaben von dem Verfolgten aus den 
Vertreibungsgebieten nur geltend gemacht wer- 
den, wenn er vor dem 9. Mai 1945 in das Ausland 
ausgewandert ist. Durch die vorgeschlagene Neu- 
fassung sollen unter anderem die Fälle erfaßt 
werden, in denen ein inhaftierter Verfolgter 
durch den Vormarsch der russischen Truppen 
befreit wurde und demgemäß erst anschließend 
auswandern konnte, so daß die bisherige Vor- 
aussetzung in § 153, wonach die Auswanderung 
vor Beginn der allgemeinen Vertreibung statt- 
gefunden haben muß, nicht erfüllt werden konnte. 
Dem Ausschuß erschien jedoch auch der Stich- 
tag des 9. Mai 1945 noch nicht ausreichend zu 
sein, so daß er diesen Zeitpunkt auf den 1. August 
1945 hinausgeschoben hat. Eine weitere Hinaus- 
schiebung wurde von der Mehrheit des Ausschus- 
ses nicht für vertretbar gehalten, weil dadurch 
der Zusammenhang mit der Verfolgung, der von 
der ständigen Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes gefordert worden war, aufgegeben 
werden würde. Zur Gleichziehung mit der Neu- 
regelung des § 150 Abs. 2 wurde der Begriff der 
Auswanderung durch den des endgültigen Ver- 
lassens der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG genannten 
Gebiete ersetzt. 

b) Die Minderheit des Ausschusses hat Bedenken 
gegen derartige Stichtage als solche. Wenn der 
Gesetzgeber sich entschlossen hat, den Verfolg- 
ten aus den Vertreibungsgebieten gemäß den 
§§ 150 ff. auch Entschädigung für Schaden im 
beruflichen Fortkommen zu gewähren, so sollte 
eine solche Regelung nicht von der Erfüllung 
eines immer willkürlichen Stichtages abhängig 
gemacht werden. Durch die Verschiebung des 
Stichtages auf den 1. August 1945 wird das 
Problem nicht gelöst. Insoweit wird auch auf die 
Ausführungen Nr. 68 b zu § 150 verwiesen. 


Zu Nr. 70 (§ 154) 

Vergleiche die Ausführungen Nr. 69 zu § 153. 


Zu Nr. 74 a (§ 159 a) 

Nach der bisherigen ständigen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes konnten die Erben von Ver- 
folgten aus den Vertreibungsgebieten erbrechtliche 
Ansprüche nur dann geltend machen, wenn der 
Verfolgte im Emigrationsland den Zeitpunkt des 
Beginns der Vertreibung erlebt hat oder wenn er 
nach der Vertreibung verstorben ist. Da die Neu- 
regelung des § 150 nicht mehr auf die Vertreibung 
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abstellt, die entsprechende Rechtslage der Erben des 
Verfolgten aber nicht verschlechtert werden sollte, 
regelt der neu eingefügte § 159 a das Erbrecht dieses 
Personenkreises in Anlehnung an die bisherige 
Rechtsprechung ausdrücklich. Aus Verwaltungsgrün- 
den ist dabei einheitlich auf den 1. Januar 1945 ab- 
gestellt worden. 


Zu Nr. 75 (§ 160) 

Der Ausschuß hält sich nicht für befugt, den Be- 
griff des „Flüchtlings im Sinne der Genfer Konven- 
tion" gesetzlich zu definieren, da er ein Begriff 
des Völkerrechtes und des internationalen Rechtes 
wie zum Beispiel des internationalen Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 
1951 oder des Haager Protokolls ist. Der Ausschuß 
möchte aber deutlich darauf hinweisen, daß er die 
Einschränkung des Flüchtlingsbegriffes durch die 
Rechtsprechung, wie zum Beispiel in dom Urteil 
des BGH vom 23. Oktober 1964 {IV ZR 325/63 
bzw. IV ZR 341/63) für nicht richtig hält. Die 
Tatsache, daß jemand es im Hinblick auf die in 
einem bestimmten Lande herrschenden politischen 
Verhältnisse ablehnt, sich weiterhin unter den 
Schutz seines Heimatlandes zu stellen, sollte sehr 
wohl zur Begründung der Flüchtlingseigenschaft aus- 
reichen, wie auch allgemeine Beschränkungen oder 
Erschwerungen und die dadurch bedingte Verletzung 
von Rechtsgütern, wie zum Beispiel dem der Berufs- 
ausübiing ausreichen müssen, um eine Furcht vor 
Verfolgung begründen zu können. Das heißt, es ist 
keineswegs erforderlich, daß der betreffende Flücht- 
ling Maßnahmen zu befürchten hat, die nur ihn 
treffen könnten, sondern es reicht die Furcht auch 
vor solchen Maßnahmen aus, denen die Gesamtheit 
der anderen Bürger des betreffenden Staates unter- 
liegt, sofern diese Maßnahmen als solche rechts- 
staatswidrig sind. Erforderlich ist endlich nicht, daß 
die befürchteten Verfolgungsmaßnahmen durch die 
betreffende Regierung als solche veranlaßt oder 
ermutigt worden sind, sondern es muß genügen, 
wenn die Verfolgungsmaßnahmen Einzelaktionen 
der Bevölkerung darstellen, aber praktisch den 
Flüchtling in seinen Rechten verletzen könnten. 


Zu Nr. 75 (§ 160) 

Die Zitatänderung beruht auf der Neueinfügung 
des § 159 a. 


Zu § 161 

Die Ausschußminderheit hat beantragt, die Ent- 
schädigung für Schaden an Körper oder Gesundheit 
auch nach Maßgabe des in dem geltenden Gesetz 
nicht erwähnten § 41, das heißt auch dann zu ge- 
währen, wenn der Verfolgte an den Folgen der 
Schädigung seines Körpers oder seiner Gesundheit 
gestorben ist, da sonst die durch die Schuld der 
Nazimachthaber ihres Ernährers beraubten ange- 
hörigen Hinterbliebenen höchst ungerechterweise 


immer dann, wenn der Tod des Verfolgten nicht 
sofort im Anschluß an das an ihm verübte Verbre- 
chen oder während der Deportation oder während 
einer Freiheitsentziehung bzw. im unmittelbaren 
Anschluß daran oder innerhalb von 8 Monaten da- 
nach im Sinne des § 15 BEG eingetreten ist, um 
ihre Schadenersatzansprüche gebracht werden. 

Die Mehrheit des Anschusses glaubte wegen der 
von ihr befürchteten erheblichen finanziellen Aus- 
wirkungen diesem Anliegen nicht Rechnung tragen 
zu können. 


Zu Nr. 75 a (§ 163) 

Die Zitatänderung beruht auf der Streichung des 
§ 22 . 

Die Ausschußminderheit hält es für richtig, die 
ohnehin schon beschränkte Vererblichkeit wenig- 
stens der allgemeinen Regelung für Lebensschäden 
gemäß § 39 Abs. 2 BEG anpassen zu sollen. Die 
Ausschußmehrheit hat dem nicht beigepflichtet. 


Zu Nr. 77 (§ 165) 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß über den 
Härteausgleich des § 165 auch den gemäß den 
§§ 160 ff. anspruchsberechtigten Rabbinern, die sich 
in einer Notlage befinden, geholfen werden kann 
und soll. 


Zu Nr. 78 Buchstabe c (§ 166 b) 

Absatz 2 der Regierungsvorlage des § 166 b ist 
gestrichen worden, weil sich auf Grund der neueren 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes eine Not- 
wendigkeit zum Erlaß einer Rechtsverordnung zu 
§ 165 nicht mehr ergibt. 


Zu Nr. 78 Buchstabe d (§ 166 c) 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist in der 
Weise ergänzt worden, daß diejenigen österreichi- 
schen Staatsangehörigen nicht ausgeschlossen wer- 
den, die als Verfolgte aus den Vertreibimgsgebieten 
oder als Staatenlose oder Flüchtlinge im Sinne der 
Genfer Konvention erst nach Beendigung der Ver- 
folgung erstmalig die österreichische Staatsange- 
hörigkeit erworben haben. Da dieser Personenkreis 
in der Republik Österreich keinen Schutzstaat für 
die früheren Verfolgungsschäden hat, wäre ein Aus- 
schluß insofern nicht gerechtfertigt gewesen. In glei- 
cher Weise können — ohne daß es hierfür einer 
besonderen gesetzlichen Regelung bedarf ■ — die- 
jenigen Verfolgten nicht ausgeschlossen werden, die 
vor dem Zusammenbruch der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie Staatsangehörige dieses Staates 
waren, aber nach dem ersten Weltkrieg nicht Staats- 
angehörige der Republik Österreich geworden sind 
(vgl. hierzu das Urteil des BGH vom 7. Oktober 
1964, RzW 1965 S. 177). 
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Zu Nr. 80 (§ 169) 

In Absatz 1 hat der Ausschuß durch die Neufas- | 
sung den programmatischen Charakter dieser Vor- | 
Schrift klar herausgestellt. Außerdem ist der Termin 
für die Abwicklung des Gesetzes um zwei Jahre auf 
den 31. Dezember 1969 hinausgeschoben worden. 
Dies war notwendig, weil durch die Verzögerung 
bei dem gesetzgeberischen Verfahren die Entschädi- i 
gungsbehörden nicht mehr in der Lage wären, den 
ursprünglich vorgesehenen Termin des 31. Dezem- 
ber 1968 einzuhalten. 

Auch in Absatz 2 ist jeweils die neue Jahreszahl 
1969 bzw. 1970 eingefügt worden, weil es folge- 
richtig erschien, Zinsansprüche erst von dem Zeit- 
punkt an zu gewähren, von dem an die durch Geld- 
leistung zu erfüllenden Ansprüche festgesetzt sein I 
sollten. Zur Verwaltungsvereinfachung sieht Satz 3 
des Absatzes 2 vor, daß bei Ansprüchen, die erst 
nach dem 1. Januar 1969 geltend gemacht werden, 
die Jahresfrist erst mit dem Ablauf des Kalender- 
vierteljahres zu laufen beginnt, in dem der An- 
spruch geltend gemacht wird. Dadurch soll eine Zins- 
berechnung nach Monaten vermieden werden. 

In Absatz 4 hat der Ausschuß das Wort „offen- 
sichtlich" eingefügt, um sicherzustellen, daß der 
Zinsanspruch nur in besonders gelagerten Aus- 
nahmefällen versagt werden kann. 

Zu Nr. 82 (§ 171) 

a) In letzter Zeit sind in der Rechtsprechung Zweifel I 

darüber entstanden, ob § 171 auch in den Fällen ! 
des § 160 anwendbar sei. Der Ausschuß ist der 
Auffassung, daß für die Fälle des § 160 die 
Härteregelung in § 165 lex specialis ist, so daß 
daneben ein Härteausgleich nach § 171 nicht in i 
Betracht kommen kann. Der Ausschuß ist dar- ; 
über hinaus im Einvernehmen mit der herrschen- ; 
den Rechtsprechung der Meinung, daß unter § 171 
nur die Fälle subsumiert werden können, in ' 
denen die Anspruchsvoraussetzungen nach §§ 4 
und 150 erfüllt sind. Da für die überregionalen 
Fälle nunmehr Artikel V des Änderungsgesetzes 
eine Sonderregelung enthält, liegt in deren Aus- 
schluß aus § 171 auch keine unbillige Härte, i 
Andererseits legt aber der Ausschuß Wert auf i 
die Feststellung, daß Leistungen gemäß § 171 ' 
keine wirtschaftliche Notlage voraussetzen und I 
daß solche Leistungen auch für mittelbare Schä- j 
den in Betracht kommen. i 

b) In Absatz 2 konnte die unter Buchstabe b in der ; 
Regierungsvorlage aufgenommene Regelung ent- j 
fallen, da für diese Fälle im Rahmen von §§ 4 a 
und 86 Abs. 6 Rechtsansprüche gewährt worden 
sind. Buchstabe c der Regierungsvorlage wird | 
somit Buchstabe b. Diese Regelung ist dahin ' 
gehend erweitert worden, daß ein Härteausgleich 
für einen Schaden im beruflichen Fortkommen, 
der außerhalb des Reichsgebietes nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 oder des Gebie- 
tes der Freien Stadt Danzig eingetreten ist, auch 
dann gewährt werden kann, wenn der Verfolgte, : 
der die übrigen in Absatz 2 Buchstabe b nieder- ' 


gelegten Voraussetzungen erfüllt, im Zeitpunkt 
der Entscheidung deutscher Staatsangehöriger 
ist. Hierin liegt eine bewußte Ausnahme zu der 
Grundsatzregelung des Absatzes 1 über das Vor- 
liegen der Voraussetzungen der §§ 4 oder 150. 
Als „Schaden im beruflichen Fortkommen" gelten 
sämtliche in den §§ 64 bis 119 angeführten 
Schadenstatbestände, das heißt insbesondere 
auch ein Schaden in der Ausbildung. 

c) Im Zusammenhang mit der Neufassung des § 171 
hat sich der Ausschuß auch mit der Frage befaßt, 
ob für weitere Sondertatbestände eine ausdrück- 
liche Erwähnung in dieser Bestimmung erfolgen 
solle. Er hat bewußt davon abgesehen, weil jede 
enumerative Aufzählung für die Praxis zu 
Schwierigkeiten führen könnte, und weil dar- 
über hinaus die Länder, die über die Gewährung 
des Härteausgleichs entscheiden, sich bereit er- 
klärt haben, in den in Betracht kommenden Fäl- 
len auch ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung 
einen Härteausgleich zu gewähren. Letzteres gilt 
insbesondere in folgender Hinsicht: 

aa) Verfolgte, welche die Antragsfrist des § 189 
versäumt haben, sollen dann über § 171 be- 
rücksichtigt werden, wenn ihre Ansprüche 
als solche eindeutig im Sinne der Recht- 
sprechung des Bundessozialgerichtes be- 
gründet sind und deren Befriedigung allein 
an der Versäumung der Antragsfrist schei- 
tert. 

bb) Verfolgte, bei denen die Ausschlußbestim- 
mungen des § 6 BEG zu unbilligen und un- 
gerechten Ergebnissen führen. Hierbei ist 
insbesondere auch an die Fälle einer schwe- 
ren Schädigung eines nominellen Mitgliedes 
der NSDAP gedacht, das nicht unter Einsatz 
von Freiheit, Leib oder Leben den National- 
sozialismus bekämpft hat, sowie an die 
Fälle einer übernominellen Mitgliedschaft in 
der NSDAP, in denen die Leistung von 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus 
dessen Förderung durch den Betreffenden 
erheblich überwiegt. 

cc) Ein Härteausgleich soll auch im Sinne des 
§ 26 gewährt werden können, wenn der 
Hinterbliebene von Personen beerbt wird, 
die ihn vor seinem Tode längere Zeit be- 
treut und ihm Unterhalt gewährt haben. 

dd) Härteausgleichsleistungen sollen möglich 
sein für nachgeheiratete Witwen, die gemäß 
den §§ 85 bis 86 keine Witwenrente erhalten 
können, sofern sie von dem Verfolgungs- 
schicksal ihres Ehegatten erheblich mitbe- 
troffen worden sind. 

Im übrigen überläßt es der Ausschuß den Län- 
dern, ob und inwieweit sie die in Betracht kom- 
menden Härtefälle in den ländereinheitlichen 
Richtlinien zu § 171 ausdrücklich aufführen. Der 
Ausschuß würde es jedoch begrüßen, wenn die 
Richtlinien nach ihrer Neufassung in den ent- 
sprechenden Amtsblättern der Länder veröffent- 
licht werden würden. 


16 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3423 


d) Der Ausschuß hat sich sehr eingehend mit der 
Frage befaßt, ob es möglich ist, den verfolgten 
Rabbinern aus den besetzten Ostgebieten ange- 
sichts ihrer ganz besonderen Situation eine Ent- 
schädigung über § 171 auch dann zu gewähren, 
wenn weder die Bestimmungen dos BWGöD noch 
die der §§ 4 bzw. 150 ff. BEG eine angemessene 
Versorgung des betreffenden Rabbiners ermög- 
lichen. Der Ausschuß hat sich, so sehr er ge- 
wünscht hätte, den betreffenden Rabbinern hel- 
fen zu können, nicht zu einer solchen Sonder- 
regelung entschließen können, da dadurch der 
Gleichheitsgrundsatz im Verhältnis zu den übri- 
gen Naziopfern, die nicht Rabbiner sind, verletzt 
worden wäre. Der Gewährung von Beihilfen so- 
wie auch Renten gemäß § 171 im Einzelfalle 
steht jedoch nichts im Wege. Der Ausschuß hofft, 
daß die Probleme der Rabbiner dergestalt doch 
zu lösen sind. 

e) Der Ausschuß hat sich endlich sehr eingehend 
mit der Frage auseinandergesetzt, ob die Pro- 
bleme der Zwangssterilisierten über eine Ände- 
rung von § 171 Abs. 3 Nr. 1 zu lösen sind, und 
zwar dergestalt, daß die Gewährung eines Härte- 
ausgleiches auch für die nach dem Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 
1935 Zwangssterilisierten vorgesehen würde. Der 
Ausschuß hat sich nach reiflicher Überlegung 
zu einer solchen Regelung nicht entschließen 
können. Er ist der Meinung, daß die zwangs- 
weise Sterilisation gemäß dem Erbgesundheits- 
gesetz nicht in den Rahmen des Bundesentschä- 
digungsgesetzes paßt und demgemäß eine be- 
sondere gesetzliche Regelung erfordert, die der 
Ausschuß im Grundsatz für wünschenswert hält. 


Zu Nr. 83 (§ 175) 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Ver- 
bandes der Allgemeinen Ortskrankenkassen ange- 
schlossen und in Absatz 4 die Entscheidung über 
den Anspruch auf Krankenversorgung und über die 
Erstattungsansprüche nach § 141 c Abs. 5 den Trä- 
gern der gesetzlichen Krankenversicherung über- 
tragen. Dies erschien schon deswegen gerechtfertigt, 
weil durch eine Einschaltung der Entschädigungs- 
organe die Durchführung der Krankenversorgung 
verzögert und erschwert werden könnte. 


Zu Nr. 84 a (§ 177 a) 

Die Einfügung des neuen § 177 a, der die Voraus- 
setzungen für die Zulässigkeit eines Leistungsvor- 
behalts regelt, entspricht einem Bedürfnis der Praxis. 


Zu Nr. 88 a (§ 189) 

a) Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
befaßt, die Antragsfrist in § 189 zu streichen oder 
wiederzueröffnen. Er hat jedoch in dem fortge- 
schrittenen Stadium der Abwicklung des Geset- 


zes keine Möglichkeit gesehen, auf die bisherige 
Antragsfrist zu verzichten. Dabei war insbeson- 
dere auch auf die berechtigten Belange der Ver- 
waltung und der Gerichte Rücksicht zu nehmen, 
die im Falle einer Wiedereröffnung oder Strei- 
chung der Antragsfrist mit einer Flut neuer An- 
träge bzw. Prozessen überschüttet werden wür- 
den. Der Ausschuß hat jedoch geglaubt, wenig- 
stens für die Fälle des § 171 auf eine Antrags- 
frist künftig verzichten zu sollen, damit in den 
Fällen einer Fristversäuninis Härtefällo im Rah- 
men des Härteausgleichs berücksichtigt werden 
können. 

b) Nach der überwiegenden Rechtsprechung handelt 
es sich bei der Frage der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand um eine von Amts wegen zu 
prüfende Anspruchsvoraussetzung. Aus diesem 
Grunde haben die Entschädigungsgerichte bisher 
die Entscheidungen der Entschädigungsbehörden 
über die Wiedereinsetzung sachlich nachgeprüft 
und auch in Fällen, in denen das Land sich auf 
eine Fristversäumnis nicht berufen hat, den An- 
spruch wegen Versäumung der Antragsfrist ab- 
gelehnt. Der Ausschuß war der Meinung, daß ein 
solches Verfahren dem im Rahmen des BEG be- 
stehenden Verhältnis zwischen dem Verfolgten 
als Gläubiger und dem zuständigen Land als 
Schuldner des Anspruchs nicht gerecht wird, da 
es nicht Aufgabe der Entschädigungsgerichte sein 
sollte, einen Entschädigungsantrag aus formellen 
Gründen abzulehnen, wenn sich das Land als 
Schuldner nicht auf diesen Ablehnungsgrund be- 
ruft. Der in Absatz 3 neu eingefügte Satz 2 sieht 
daher vor, daß die Entschädigungsgerichte künf- 
tig an die Entscheidungen der Entschädigungs- 
behörden gebunden sind, mit denen diese aus- 
drücklich oder stillschweigend Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gewährt haben. 

c) Die Ausschußininderheit hat beantragt, den Aus- 
schluß von der Wiedereinsetzung bei Versäu- 
mung der Antragsfrist auf grobes eigenes Ver- 
schulden des Antragstellers zu beschränken, das 
heißt, insbesondere das Verschulden eines Be- 
vollmächtigten nicht mehr wie nach der gelten- 
den Praxis und Rechtsprechung dem Verfolgten 
anzulasten. Die Ausschußmehrheit hat dem nicht 
Rechnung getragen. 

Zu Nr. 89 (§ 189 a) 

a) Durch die Neufassung in Absatz 1 ist nunmehr 
für das Nachschieben eines Anspruchs nicht nur 
auf die fristgerechte Stellung eines Antrages 
nach § 189 Abs. 1, sondern auch auf die Anträge 
abgestellt worden, für die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewährt worden ist. Außer- 
dem ist die Frist zum Nachschieben von Anträ- 
gen bis zum 31. Dezember 1965 hinausgeschoben 
worden, da die in der Regierungsvorlage vorge- 
sehene Frist des 31. März 1965 zeitlich überholt 
ist. Da dem Nachschieben von Ansprüchen 
grundsätzlich ein Ende gemacht werden soll, hat 
der Ausschuß die Frist für diese Fälle bewußt 
kurz bemessen. 
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b) Die Friständerung ist auch in Absatz 2 berück- 
sichtigt worden. Im übrigen ist der Ausschuß der 
Meinung, daß unter die Regelung des Absatzes 2 
auch die Fälle eines Antrags auf Härteausgleich 
nach § 165 fallen, in denen die Voraussetzungen 
dieser Bestimmung erst ab 1. Januar 1965 einge- 
treten sind. 

c) Der Ausschuß war der Auffassung, daß die 
Fristen für das Nachschieben von Ansprüchen 
Ausschlußfristen sein sollen, so daß in diesen 
Fällen keine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand stattfindet. Dies stellt der neu eingefügte 
Absatz 3 ausdrücklich fest. 


Zu Nr, 89 a (§ 189 b) 

In der Praxis haben sich in den Fällen Schwierig- 
keiten ergeben, in denen der Hinterbliebene eines 
Verfolgten, der gleichzeitig Erbe ist, entweder nur 
Hinterbliebenenansprüche oder nur Erbansprüche 
geltend gemacht hat. Da es sich hier um Ansprüche 
verschiedener Rechtsnatur handelt, konnte in diesen 
Fällen bisher der eine Antrag nicht fristwahrend für 
den anderen Antrag gelten. Der Ausschuß hat hierin 
eine unbillige Härte gesehen und durch die Neu- 
regelung des § 189 b diese fristwahrende Wirkung 
ausdrücklich normiert. Dabei wirkt zwar der Antrag 
eines Hinterbliebenen, der zugleich Erbe ist, frist- 
wahrend für alle Erben dieses Verfolgten, weil es 
sich bei der Erbengemeinschaft um eine Gesamt- 
handgemeinschaft handelt; umgekehrt konnte jedoch 
der Antrag eines Erben, der zugleich Hinterbliebe- 
ner ist, nur für seine eigenen Ansprüche als Hinter- 
bliebener die Frist wahren. Einer besonderen Rege- 
lung für die Fälle, in denen ein Hinterbliebener 
gleichzeitig Ansprüche kraft eigenen Rechts als Ver- 
folgter geltend machen kann, bedurfte es nicht, weil 
in diesen Fällen schon nach der jetzigen Systematik 
des Gesetzes eine Fristwahrung dieser Ansprüche 
gegeben ist. 


Zu Nr. 89 b (§ 190 a) 

a) Bei der Durchführung des BEG hat sich die 
mangelnde Konkretisierung mancher Entschä- 
digungsansprüche als schwerwiegendes Hinder- 
nis für deren ordnungsmäßige Abwicklung her- 
ausgestellt. Entweder sind vielfach nur Global- 
anmeldungen, z. B. in Listenform, eingereicht 
worden, oder die Antragsteller haben lediglich 
angegeben, daß sie Entschädigung verlangen. 
Der Ausschuß hielt es daher für notwendig, eine 
Konkretisierung der geltend gemachten Ansprü- 
che innerhalb einer bestimmten Frist ausdrück- 
lich vorzuschreiben und an die Versäumung die- 
ser Frist die Folge des Ausschlusses mit diesen 
Ansprüchen zu knüpfen. Hierbei erschien eine 
Frist bis zum 30. September 1966 angemessen. 

b) Absatz 2 stellt klar, daß die Pflicht zur Konkreti- 
sierung auch in den Fällen des Nachschiebens 
von Ansprüchen sowie bei der Geltendmachung 
von ererbten Ansprüchen oder Hinterbliebenen- 
ansprüchen besteht. 


Zu Nr. 91 (§ 195) 

Der Ausschuß hat sich nicht entschließen können, 
in Abänderung des § 195 Abs. 3 vorzusehen, daß 
der Bescheid Entscheidungsgründe enthalten muß, 
da dergestalt auch bei Bagatellentscheidungen un- 
nötiger Verwaltungsaufwand verursacht würde. Der 
Ausschuß ist aber übereinstimmend der Meinung, 
daß ein Verfolgter, insbesondere wenn er nicht 
durch einen Anwalt oder rechtskundigen Bevoll- 
mächtigten vertreten ist, aus dem Bescheid selbst 
entnehmen können muß, welche wesentlichen 
Gründe zu dem Bescheid geführt haben. Letzteres 
gilt vor allem auch für den Inhalt medizinischer 
Sachverständigengutachten, die Grundlage des Be- 
scheides sind. 

Zu Nr. 99 b (§ 207) 

Der Ausschuß hielt es in Anlehnung an die Neu- 
regelung in § 181 für gerechtfertigt, daß Personen- 
standsurkunden, die zur Vorlage bei den Entschä- 
digungsbehörden benötigt werden, auslagenfrei aus- 
zustellen sind. 

Zu Nr. 101 (§ 219) 

Der Ausschuß hat sich nicht entschließen können, 
weitere Revisionsgründe über die in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehene Neuregelung hinaus zu 
schaffen. Die dem Ausschuß bekannte Überlastung 
gerade des Entschädigungssenats des BGH steht 
dem entgegen, ganz abgesehen davon, daß die Be- 
rücksichtigung der sogenannten „absoluten Revi- 
sionsgründe" auch im Rahmen des BEG praktisch 
den Verfolgten nichts nutzen, sondern nur deren 
Verfahren unnötig verlängern würde. 

Der Ausschuß hat auch die Frage geprüft, ob die 
Bestimmungen der §§ 132, 133 des Verwaltungsge- 
richtsänderungsgesetzes dem Revisionsverfahren in 
Entschädigungssachen zugrunde gelegt werden 
könnten. Er hat diese Frage verneint, weil die 
Grundlagen des Verfahrens in Entschädigungssachen 
anders sind als die des Verfahrens bei dem Verwal- 
tungsgericht. 

Zu § 220 Abs. 3 

Der Ausschuß hat sich nicht entschließen können, 
auf die in § 220 Abs. 3 vorgesehene Pflicht zur Be- 
gründung der über die Revisionszulassungsbe- 
schwerden ergehenden Entscheidungen zu verzich- 
ten. Der Ausschuß ist einmütig der Meinung, daß 
der Verfolgte erfahren muß, warum seine Be- 
schwerde, wie geschehen, verbeschieden worden ist. 
Der Ausschuß hält aber kurze und prägnante Be- 
gründungen für genügend. Diese Begründungen 
brauchen nur in Ausnahmefällen den gesamten, dem 
Verfolgten und seinem Anwalt ja ohnehin bekann- 
ten Tatbestand zu enthalten. 

Zu Nr. 103 (§ 227 b) 

Mit Rücksicht darauf, daß nach der Neufassung 
des § 175 Abs. 4 die Träger der gesetzlichen Kran- 
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kenversicherung in vollem Umfange für die Ent- 
scheidung über Ansprüche auf Krankenversorgung 
zuständig sind, war es erforderlich, den Verwal- 
tungskostenanteil der Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu erhöhen. In Absatz 1 ist daher 
der Anteil von 7 v. H. auf 8 v. H. heraufgesetzt 
worden. 

Es erschien ferner notwendig, in einem neuen 
Absatz 3 zu bestimmen, daß die Vorschriften über 
die Verjährung der Ersatzansprüche in Absatz 2 
entsprechend für Rückforderungsansprüche des Lan- 
des wegen zu Unrecht gewährten Kostenersatzes 
gelten sollen. 

Zu Nr. 105 (§ 238 a) 

Die Einfügung der Worte „im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung" in Absatz 1 stellt eine redaktionelle 
Berichtigung der Regierungsvorlage dar. Schon aus 
der Begründung zur Regierungsvorlage ergibt sich, 
daß die Bundesregierung von einer entsprechenden 
Regelung ausgegangen ist. 


Zu Artikel II 

Vergleiche die Ausführung Nr. 105 zu § 238 a. 


Zu Artikel III 

a) Der Ausschuß hat die Ubergangsvorschriften des 
Artikels III teilweise neu gefaßt, weil die Rege- 
lung in der Regierungsvorlage unvollständig und 
teilweise auch nicht klar genug war. In Nr. 1 
Abs. 1 Satz 1 werden nunmehr die Fälle unter- 
schieden, in denen ein Verfolgter erstmals da- 
durch anspruchsberechtigt wird, daß er die allge- 
meinen Anspruchsvoraussetzungen — insbeson- 
dere die §§1,4 oder 150 BEG — erfüllt. Satz 2 
regelt sodann die Fälle, in denen dem Verfolg- 
ten erstmals ein bestimmter Einzelanspruch auf 
Entschädigung, zum Beispiel wegen Schadens an 
Leben oder Schadens im beruflichen Fortkom- 
men, eingeräumt worden ist. In diesen Fällen 
wird eine neue Antragsfrist nur hinsichtlich des 
neu begründeten Einzelanspruchs eröffnet, wäh- 
rend im ersten Falle für alle Einzelansprüche die 
neue Antragsfrist eingeräumt wird. In Nr. 1 
Abs. 1 ist ferner die in der Regierungsvorlage 
vorgesehene Antragsfrist vom 31. März 1965 auf 
den 30. September 1966 erstreckt worden, weil 
die Frist der Regierungsvorlage zeitlich überholt 
war. Der Ausschuß ist bei der Festsetzung der 
neuen Frist von der Erwägung ausgegangen, daß 
eine Antragsfrist von über einem Jahr ausrei- 
chend sein muß, um allen Berechtigten Gelegen- 
heit zu geben, ihre Ansprüche geltend zu machen. 

b) In Nr. 1 Abs. 2 sind die neuen Bestimmungen 
der § 189 a Abs. 2, §§ 189 b und 190 a für ent- 
sprechend anwendbar erklärt worden. Außerdem 
ist klargestellt, daß Ansprüche, die dem Berech- 
tigten bereits nach bisherigem Recht zugestanden 


haben, auf Grund der neuen Eröffnung der An- 
tragsfrist in Absatz 1 nicht nachgeschoben und 
demnach nur im Rahmen von § 189 a Abs. 2 BEG 
geltend gemacht werden können. 

c) In Absatz 4 der Nr. 1 ist der allgemeine Grund- 
satz niedergelegt, daß die Unanfechtbarkeit oder 
Rechtskraft einer früheren Entscheidung der 
neuen Entscheidung über den Anspruch nicht 
entgegensteht, soweit nach Absatz 1 ein neues 
Antragsrecht eingeräumt worden ist. 

d) Absatz 5 der Nr. 1 zählt ausdrücklich die Fälle 
auf, in denen zugunsten des Berechtigten neue 
Beweisregelungen getroffen oder verfahrens- 
rechtliche Vorschriften geändert worden sind, die 
dem Berechtigten gleichfalls ein neues Antrags- 
recht einräumen sollen. Dabei geht der Ausschuß 
davon aus, das sich auf die Neuregelung in § 31 
Abs. 2 und § 43 Abs. 1 Satz 2 BEG die Antrag- 
steller unabhängig von Nr. 1 Abs. 2 letzter Halb- 
satz auch dann berufen können, wenn sie bisher 
einen entsprechenden Antrag nicht gestellt hat- 
ten. Bewußt nicht aufgenommen sind in Absatz 5 
die Fälle der Zulassung der Revision gemäß § 219 
Abs. 2 Nr. 2 BEG. Schon aus Gründen der nicht 
zumutbaren Mehrbelastung des BGH erschien es 
dem Ausschuß nicht vertretbar, die bisher nicht 
zur Revision zugelassenen Fälle alle in der Rich- 
tung überprüfen zu lassen, ob nunmehr ein 
Revisionszulassungsgrund gegeben ist. 

e) In Nr. 4 ist die Frist zur Ausübung des Wahl- 
rechts bei Schaden im beruflichen Fortkommen 
der allgemeinen Antragsfrist bis 30. September 
1966 angeglichen worden. Die Vereinheitlichung 
der Fristen erschien zweckmäßig. In den Fällen, 
in denen über den Anspruch auf Kapitalentschä- 
digung erst nach Verkündung des Anderungs- 
gesetzes entschieden worden ist, bestand dage- 
gen keine Notwendigkeit für eine verlängerte 
Frist zur Ausübung des Wahlrechts; hier soll es 
daher bei der allgemeinen Frist des § 84 BEG 
verbleiben. 

f) Neu eingefügt hat der Ausschuß einen Absatz 6, 
wonach für die Fälle der Rechtsverordnung ge- 
mäß § 31 Abs. 2, § 42 Abs. 2 BEG die Antrags- 
frist frühestens 6 Monate nach Verkündung die- 
ser Rechtsverordnung ablaufen soll. Dies er- 
schien notwendig, weil noch nicht übersehen 
werden kann, wann die von der Bundesregie- 
rung zu erlassende Rechtsverordnung verkündet 
wird, und ob sie gegebenenfalls durch weitere 
Rechtsverordnungen ergänzt werden muß. 

g) In Nr. 2 ist die Geltendmachung eines weiter- 
gehenden Anspruchs auf die Fälle beschränkt 
worden, in denen ein Anspruch nach dem Bun- 
desentschädigungsgesetz oder dem Bundesergän- 
zungsgesetz in der geltenden Fassung unanfecht- 
bar oder rechtskräftig festgesetzt worden ist. Es 
erschien nicht vertretbar, auch hinsichtlich frühe- 
rer landesrechtlicher Ansprüche eine nochmalige 
Überprüfung auf Grund dieses Änderungsgeset- 
zes vorzusehen. Eine entsprechende Regelung 
ist in Nr. 3 für die Fälle des Vergleichs, des Ver- 
zichts oder der Abfindung getroffen worden. 
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h) Neu eingefügt worden ist die Nummer 6 a Abs. 1, 
die sich aus der Neuregelung in § 114 Abs. 2 und 
§ 114 a BEG ergibt. Die Vorschrift enthält die 
notwendig gewordene Anrechnungsbestimmung, 
die Doppelentschädigungen ausschließen soll. 

Den gleichen Zweck verfolgt die Regelung in der 
neu eingefügten Nr. 6 a Abs. 2 für die Fälle der 
Anspruchsberechtigung der Gesellschafter einer 
bürgerlich rechtlichen Gesellschait (vgl. hierzu 
die Ausführungen Nr. 65 a zu § 142 BEG). 

i) Nr. 7 Abs. 1 enthält die sogenannte Besitz- 
standsklausel. In Absatz 2 ist sie jedoch in zwei 
Punkten eingeschränkt worden. Satz 1 regelt zu- 
nächst materiellrechtlich den Fall, daß bei der 
Festsetzung mehrerer Rentenansprüche die bis- 
herigen Verrechnungsvorschriften der §§ 120 bis 
122 BEG außer acht gelassen worden sind, so daß 
der Berechtigte entgegen der ausdrücklichen ge- 
setzlichen Regelung mehrere Renten in vollem 
Umfange nebeneinander bezogen hat. Da hierin 
eine ungerechtfertigte Besserstellung gegenüber 
den Verfolgten, die ihre Renten nach §§ 120 bis 
122 BEG gekürzt erhalten haben, besteht und 
hierin eine Verletzung des Gleichheitsgriindsat- 
zes des Artikels 3 des Grundgesetzes liegen 
würde, ist vorgesehen, daß insoweit die mehre- 
ren Renten ab Verkündung des Änderungsgeset- 
zes nach Maßgabe der getroffenen Neuregelung 
in den §§ 141 d bis 141 1 BEG ohne Rücksicht 
auf einen etwaigen früheren Besitzstand neu fest- 
zusetzen sind. Dabei bleibt den Verfolgten auf 
Grund des Absatzes 1 der Nr. 7 auf jeden Fall 
der Besitzstand gewahrt, der maßgebend wäre, 
wenn nach bisherigem Recht die Renten gemäß 
der §§ 120 bis 122 BEG miteinander verrechnet 
worden wären. Entsprechende Erwägungen waren 
dafür maßgebend, in den Fällen des § 125 a BEG 
die Besitzstandsklausel für die Zeit nach Verkün- 
dung des Änderungsgesetzes nicht gelten zu las- 
sen (vgl. auch die Ausführung zu § 125 a BEG). 
In Satz 2 ist für das weitere Verfahren der zu- 
ständigen Entschädigungsbehörde das Recht ein- 
geräumt worden, in diesen Fällen einen neuen 
Bescheid auf Grund der geänderten Rechtslage 
zu erlassen. Aus Gründen der Rechtssicherheit 
wurde hierfür eine Ausschlußfrist von einem 
vlahr nach Verkündung des Änderungsgesetzes 
vorgesehen. 

k) Nr. 8 übernimmt die bisherige Regelung der 
Nr. 7 Abs. 2 und 3. 

l) Nr. 9 enthält die Ubergangsvorschriften hinsicht- 
lich der sozialversicherungsrechtlichen Bestim- 
mungen des Gesetzes. Anträge, die wegen Frist- 
versäumnis abgelehnt worden sind, können nach 
dieser Bestimmung neu gestellt und unter Um- 
ständen auch von Amts wegen neu verbeschieden 
werden. 


Zu Artikel IV 

a) Der Ausschuß ist, insbesondere auch nach An- 
hörung der Sachverständigen, zu dem Ergebnis 
gelangt, daß die in der Regierungsvorlage vor- 


gesehene Angleichungsregelung für Ansprüche 
wegen Schadens an Körper oder Gesundheit 
nicht praktikabel wäre. Er hat daher die in der 
Regierungsvorlage vorgesehene Regelung erheb- 
lich vereinfacht und eine Angleichung für die 
Ansprüche auf Rente für Schaden an Körper oder 
Gesundheit generell dann vorgesehen, wenn 
diese Ansprüche bisher aus medizinischen Grün- 
den abgelehnt worden sind. Der Ausschuß war 
dabei der Meinung, daß dadurch alle Fälle er- 
faßt werden, in denen sich eine frühere medizi- 
nische Auffassung über die Verfolgungsbedingt- 
heit eines Leidens durch Neuerkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft oder durch neue 
Grundsätze der Rechtsprechung geändert hat und 
nach der heutigen Beurteilung ein verfolgungs- 
bedingtes Leiden anerkannt werden würde. Da- 
gegen hat es der Ausschuß entsprechend der 
Regelung in der Regierungsvorlage für nicht ver- 
tretbar gehalten, eine solche erneute Nachprü- 
fung auch in allen den Fällen zuzulassen, in 
denen bisher bereits ein Rentenanspruch zu- 
erkannt worden ist. Die Neuregelung soll viel- 
mehr auf die Fälle beschränkt bleiben, in denen 
bisher der Anspruch auf Rente in vollem Um- 
fange abgelehnt worden ist. 

b) 13ie in der Regierungsvorlage unter Absatz 1 
Buchstabe b vorgesehene Angleichungsregelung 
in den Fällen der sogenannten überholenden 
Kausalität (§ 9 Abs. 5 BEG) konnte mit Rück- 
sicht auf die gesetzliche Neuregelung des § 9 
Abs. 5 BEG entfallen. 

c) Die in der Regierungsvorlage weiterhin auf- 
geführte Angleichsregelung für die Fälle der 
Kaufkraftbewertung hat der Ausschuß unver- 
ändert übernommen. Er ist dabei der Auffassung, 
daß es sich hier nicht nur um die Fälle handeln 
kann, in denen die Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofes im konkreten Fall sich z. B. auf 
den US-8 bezieht, sondern daß Grundsätze auf- 
gestellt sind, die für alle Währungen gelten. 
Nach diesen Grundsätzen hat das Statistische 
Bundesamt auch die Kaufkraft des Israel-Pfunds 
neu bewertet. Artikel IV Nr. 1 Abs. 1 Buch- 
stabe b bezieht sich also nicht nur auf den US-S, 
sondern auch auf das Israel-Pfund. Das ent- 
spricht der bisherigen Praxis der Länder. 

d) Neu eingefügt worden ist in Nr. 1 der Absatz 1 a, 
der die Angleichung in den Zigeunerfällen regelt. 
Diese Bestimmung war durch die Änderung der 
Rechtsprechung des BGH (vgl. RzW 1964 S. 209) 
notwendig geworden, da die Mehrzahl der hier 
in Betracht kommenden Fälle vor dieser Ent- 
scheidung bereits negativ entschieden worden 
war. Der Ausschuß hat es dabei zur Klarstellung 
für erforderlich gehalten, als Beginn einer Ver- 
folgung der Zigeuner aus rassischen Gründen 
nunmehr einheitlich den 8. Dezember 1938 fest- 
zusetzen, um künftig eine einheitliche Praxis in 
dieser Frage sicherzu stellen. 

e) Im Zusammenhang mit den Erörterungen zu § 2 
BEG hat der Ausschuß die Einfügung eines neuen 
Absatzes 1 b für notwendig erachtet. Dadurch soll 
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in den Fällen einer Schädigung an Leben sowie 
an Körper oder Gesundheit eine Angleichung 
ermöglicht werden, wenn die Entschädigungs- 
organo bisher trotz der Vermutungen in § 15 
Abs. 2 und § 28 Abs. 2 BEG in Zusammenhang 
mit § 43 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BEG den Anspruch 
unter Hinweis auf die Souveränität des die Schä- 
digung veranlassenden Staates abgelehnt haben. 
Gedacht ist dabei insbesondere an die Fälle in 
Transnistrien und der Bukowina. Der Ausschuß 
geht davon aus, daß diese Angleichungsbestim- 
mung von den Entschädigungsorganen auch für 
künftige Fälle als Auslegungsgrundsatz berück- 
sichtigt werden. 

f) In Absatz 2 ist für die Fälle eines Antrages auf 
Angleichung auch hier die neue Antragsfrist auf 
den 30. September 1966 fostgelegt worden. 

g) Nr. 2 des Artikels IV ist redaktionell neu ge- 
faßt worden. Aus Gründen der Verwaltungs- 
praxis ist insbesondere auf das in der Regierungs- 
vorlage enthaltene Erfordernis verzichtet wor- 
den, wonach der Vergleich, der Verzicht oder die 
Abfindung ganz oder teilweise auf einem der in 
Nr. 1 aufgeführten Umstände beruht haben muß. 

h) Im Zusammenhang mit den Erörterungen des 
Artikels IV hat sich der Ausschuß auch mit der 
1 rage befaßt, ob für diese Fälle eine Beschrän- 
kung des Rechtszuges vorgesehen werden sollte. 
So sehr eine solche Beschränkung an sich zu be- 
grüßen wäre, überwiegen jedoch die Bedenken, 
insbesondere in der Hinsicht, daß eine einheit- 
liche Rechtsprechung dann nicht sichergestellt 
werden könnte. Der Ausschuß hat deshalb von 
einer einschränkenden Regelung abgesehen. 


Zu Artikel V 

1 . 

Der in Artikel V vorgesehene Sonderfonds für 
überregionale Verfolgtengruppen bildet das Kern- 
stück dieser BEG-Novelle. Der Ausschuß hat sich 
deshalb besonders eingehend mit den hiermit zu- 
sammenhängenden Fragen befaßt. Die Mehrheit des 
Ausschusses war dabei der Auffassung, daß aus 
finanziellen, aber auch aus verwaltungstechnischen 
Gründen von der von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen pauschalen Fondsregelung nicht abge- 
wichen werden könne. Der Ausschuß hat jedoch in 
einer Reihe von Punkten die Fassung der Regie- 
rungsvorlage verbessert und es insbesondere für 
zweckmäßig erachtet, die konkrete Fondsregelung 
nicht einer künftigen Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung vorzubehalten, sondern diesem unmittelbar 
in das Gesetz aufzunehmen. 

a) In Nr. 1 Abs. 1 der Neufassung ist zunächst 
klargestellt, welche Verfolgungsschäden Voraus- 
setzung für die Gewährung einer Beihilfe im 
Rahmen des Sonderfonds sind. Der Ausschuß hat . 
dabei geglaubt, entgegen der Regierungsvorlage | 
auf die Einbeziehung des Schadens an Körper i 
oder Gesundheit nicht verzichten zu können, weil ; 
es sich hierbei um einen der schlimmsten Ver- , 


folgiingsschäden handelt. Dagegen ist bewußt 
davon abgesehen worden, für diesen Schaden 
einen bestimmten Grad der verfolgungsbedingten 
Erwerbsminderung festzusetzen, weil durch eine 
solche Regelung die Verwaltungsbehörden und 
Gerichte überfordert werden würden und die Ab- 
wicklung des Fonds nicht innerhalb eines ange- 
messenen Zeitraumes erfolgen könnte. Wegen 
der materiellen Voraussetzungen einer Beihilfe- 
gewähruiig im einzelnen vgl. die Ausführungen 
zu Absatz 5 und 6. 

b) ln der amtlichen Begründung zur Regierungs- 
vorlage — Drucksache IV/ 1959 S. 43 — war aus- 
geführt, daß im Rahmen des Sonderfonds des 
Artikels V auch die dort unter Nr. 1 aufgeführten 
sogenannten refugies sur place berücksichtigt 
werden sollten, weil nach der damaligen Recht- 
sprechung davon ausgegangen werden mußte, 
daß dieser Personenkreis grundsätzlich nicht 
unter § 160 BEG fällt. Da auf Grund der neuen 
Rechtsprechung des BGH (vgl. insbesondere 
RzW 1964 S. 76) diese Rechtsauffassung nicht 
mehr aufrechterhalten werden kann, ist aus- 
drücklich festzustellen, daß die Fälle der refugies 
sur place im Regelfall nicht unter den Sonder- 
fonds nach Artikel V fallen werden, da sie im 
Rahmen von § 160 BEG anspruchsberechtigt sind. 

c ) Nach der Regierungsvorlage war der Sonderfonds 
mit einem Betrag von 600 Millionen DM ausge- 
stdttet. Der Ausschuß war der Meinung, daß die- 
ser Betrag nicht ausgereicht hätte, um eine ange- 
messtmo Entschädigung dos hier in Betracht kom- 
menden Personenkreises sicherzustellen. Er hat 
deshalb eine Erhöhung des Fondsbetrages auf 
700 Millionen DM für notwendig erachtet, wobei 
die Minderheit des Ausschusses der Auffassung 
war, daß dieser Fondsbetrag zu gering sei. 

d) In Absatz 4 der Nr. 1 sind die Ausschließungs- 
gründe aufgeführt, nach denen Leistungen aus 
dem Sonderfonds des Artikels V entfallen. Dabei 
ist Buchstabe a (Betreuung im Sinne von § 160 
BEG) neu aufgenommen worden, während die 
Fälle der Buchstaben b und c bisher in der Regie- 
rungsvorlage in Absätzen 1 und 2 aufgeführt 
waren. 

e) In den Absätzen 5 bis 8 sind die einzelnen Lei- 
stungen aufgeführt, die dem Verfolgten im Rah- 
men des Sonderfonds gewährt werden. Dabei 
erschien es im Interesse der Berechtigten ange- 
zeigt, zunächst eine bestimmte Abschlagszahlung 
vorzusehen und den dann verbleibenden Rest- 
betrag des Fonds nach einem Punktsystem auf 
die Berechtigten aufzuteilen. Der Grundbetrag 
nach Absatz 5 ist dabei grundsätzlich auf 2000 DM 
festgesetzt worden. Um den besonderen Lebens- 
umständen älterer Verfolgter Rechnung zu tra- 
gen, ist für Verfolgte ab dem 65. Lebensjahr der 
Grundbetrag auf 2500 DM erhöht worden. Als 
materielle Voraussetzung für die Leistung eines 
Grundbetrages ist abweichend von der Regie- 
rungsvorlage bereits eine Freiheitsentziehung 
von mindestens 6 Monaten als ausreichend ange- 
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sehen worden, weil der Ausschuß der Überzeu- 
gung war, daß sonst ein nicht unerheblicher Teil 
der Verfolgten aus Ungarn und Rumänien von 
einer Beihilfe ausgeschlossen wäre. Als zusätz- 
licher Tatbestand für die Gewährung der Beihilfe 
ist der Fall einer nachhaltigen Minderung der 
Erwerbsfähigkeit im Zeitpunkt der Entscheidung 
um mindestens 80 v. H. aufgenommen worden. 
Hierbei soll nicht auf einen verfolgungsbeding- 
ten Erwerbsminderungsgrad, sondern auf die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit im allgemeinen 
Erwerbsleben abgestellt werden. Der Ausschuß 
ist dabei davon ausgegangen, daß bei dem Ver- 
folgten, der im allgemeinen Erwerbsleben um 
mindestens 80 v. H. erwerbsgemindert ist, auch 
ein nicht unerheblicher Prozentsatz einer verfol- 
gungsbedingten Erwerbsminderung unterstellt 
werden kann. Er war der Meinung, daß diese 
Feststellung in der Praxis erheblich einfacher 
getroffen werden könne, weil die Frage des 
Kausalzusammenhanges zwischen Erwerbsminde- 
rung und Verfolgung dabei nicht im einzelnen 
geprüft werden müßte. Er geht ferner bei diesem 
Tatbestandsmerkmal davon aus, daß von den 
Verwaltungsbehörden des zuständigen Landes 
Nordrhein-Westfalen keine umfangreichen Er- 
mittlungen wegen der Feststellung des Grades 
der Erwerbsminderung angestellt werden, son- 
dern vielmehr die ärztlichen Gutachten der Ver- 
trauensärzte bzw. in Israel des Medical Govern- 
ment Board den Entscheidungen zugrunde gelegt 
werden können, sofern die Gutachten in sich 
schlüssig erscheinen, 

f) Absatz 6 enthält die Grundbetragsregelung zu- 
gunsten der Witwe eines Verfolgten, der einen 
Schaden an Leben im Sinne von § 15 BEG erlitten 
hat. In Anlehnung an die Regelung des § 161 BEG 
ist dabei bewußt von einer Einbeziehung der 
Fälle des § 41 BEG abgesehen worden. Da es 
sich bei den Schäden an Leben um den schwer- 
sten Schaden im Rahmen der Verfolgung handelt, 
ist ein erhöhter Grundbetrag von 3000 DM fest- 
gesetzt worden. Ist die Witwe darüber hinaus 
durch Freiheitsentziehung selbst verfolgt wor- 
den, so erhält sie zusätzlich zu den 3000 DM 
auch den Grundbetrag von 2000 DM nach Ab- 
satz 5. Da es sich bei der Beihilferegelung für die 
Witwe wie bei den Ansprüchen nach § 15 ff. BEG 
in erster Linie um eine versorgungsrechtliche 
Regelung handelt, ist vorgesehen, daß eine Bei- 
hilfe nur gewährt wird, wenn die Witwe bis zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über den Beihilfe- 
antrag sich nicht wiederverheiratet hat. 

g) Absatz 7 bestimmt, daß die nach Absätzen 5 
und 6 zu gewährenden Grundbeträge mit ihrer 
Festsetzung sofort fällig sind. Dies erschien not- 
wendig, um den Berechtigten möglichst schnell 
einen bestimmten Beihilfebetrag in die Hand zu 
geben. 

h) In Absatz 8 werden nach einem Punktsystem die 
Grundsätze für die Festsetzung der Steigerungs- 
beträge, die zu den Grundbeträgen nach Absät- 
zen 5 und 6 gezahlt werden, festgestellt. Der Aus- 
schuß war sich dabei im klaren, daß hier nur eine 


ganz grobe Pauschalierung möglich sein kann, um 
eine schnelle und reibungslose Abwicklung des 
Fonds sicherzustellen. Er ist sich bewußt gewe- 
sen, daß diese Pauschalierung in Einzclfällen zu 
Härten führen kann und andererseits einzelne 
Geschädigte begünstigt. Im übrigen entspricht die 
vorgeschlagene Regelung in ihren Grundzügen 
dem System, das für die Berechnung der Ent- 
schädigung im Rahmen der globalen Wiedergut- 
machungsabkommen mit 12 europäischen Staaten 
angewandt worden ist. Auch hier ist man im 
Prinzip davon ausgegangen, daß der Gesund- 
heitsschaden grundsätzlich nur im Zusammen- 
hang mit der Entschädigung für den Freiheits- 
schaden abgegolten werden kann und daß im 
Regelfall unterstellt werden muß, daß bei einem 
langjährigen Freiheitsschaden auch ein entspre- 
chend schwerer Gesundheitsschaden gegeben ist. 
Es erschien daher gerechtfertigt, hinsichtlich des 
Gesundheitsschadens keine Abstufung bei den 
Steigerungsbeträgen vorzusehen und einen Stei- 
gerungsbetrag für einen Gesundheitsschaden 
auch nicht zusätzlich zu dom Steigerungsbetrag 
für den Freiheitsschaden zu gewähren. Die Zu- 
gestehung eines einfachen Steigerungsbetrages 
für eine nachhaltige Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit im Zeitpunkt der Entscheidung um min- 
destens 80 V. H. soll daher nur einen Ausgleich 
für die Fälle schaffen, in denen ausnahmsweise 
keine Freiheitsentziehung von mindestens 1 Jahr 
Vorgelegen hat. 

i) Absatz 9 stellt klar, daß mehrere Steigerungs- 
beträge nicht nebeneinander gewährt werden 
können. So kann zum Beispiel die Witwe eines 
getöteten Verfolgten, die selbst einen Freiheits- 
schaden von mehr als 3 Jahren erlitten hat und 
in ihrer Erwerbsfähigkeit im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung über mindestens 80 v. H. gemindert 
war, nur einmal den fünffachen Steigerungs- 
betrag, der für sie am günstigsten ist, nach Buch- 
stabe e geltend machen. Auch diese Regelung 
erschien zum Zweck einer schnellen und reibungs- 
losen Abwicklung des Fonds notwendig. 

k) Sowohl die Regierungsvorlage wie der Ausschuß 
sind bei der Fondsregelung davon ausgegangen, 
daß der für den Sonderfonds festgelegte Fonds- 
betrag in vollem Umfange an die Berechtigten 
verteilt wird. Dabei werden zunächst die nach 
den Absätzen 5 und 6 vorgesehenen Grund- 
beträge ausbczahlt und sodann die Steigerungs- 
beträge aus dem verbleibenden Restbetrag des 
Fonds errechnet. Dies bedeutet, daß die Steige- 
rungsbeträge erst dann festgesetzt und an die 
Berechtigten ausgezahlt werden können, wenn 
ein Überblick über die insgesamt in Betracht 
kommenden Steigerungsbeträge besteht. Dabei 
erschien es dem Ausschuß aber nicht vertretbar, 
daß die Festsetzung der Steigerungsbeträge und 
insbesondere die Auszahlung der dadurch er- 
rechneten Beihilfen zurückgestellt werden müsse, 
bis der letzte Rechtsstreit über die eingereichten 
Anträge entschieden ist. Es wird vielmehr für die 
bei Abschluß des Verwaltungsverfahrens rechts- 
hängigen Fälle entsprechend der Höhe der im 
Streit befangenen Steigerungsbeträge ein ange- 
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messener Reservefonds gebildet, um diese Fälle 
im Falle einer positiven Gerichtsentscheidung 
später berücksichtigen zu können. 

l) Absatz 11 ermächtigt die Bundesregierung, durch 
Rechtsverordnung die endgültige Höhe des Stei- 
gerungsbetrages festzusetzen. Dabei wird von 
dem Fondsbetrag nach Absatz 2 abzüglich des 
Betrages für die Grundbeträge nach Absätzen 5 
und 6 sowie des Reservefonds für die streitbefan- 
genen Fälle auszugehen sein. Uber die Vertei- 
lung dieses Reservefonds wird die Bundesregie- 
rung durch eine weitere Rechtsverordnung ent- 
scheiden, die ergehen kann, nachdem die anhän- 
gigen Gerichtsverfahren abgeschlossen sind. 

Der endgültig verbleibende Rest des Reserve- 
fonds soll nach Meinung des Ausschusses für 
Sonderzuwendungen an besonders schwer Ge- 
sundheitsgeschädigte verwendet werden, die 
über die naturgemäß starre Pauschalierungs- 
regelung des Sonderfonds hinsichtlich der Errech- 
nung der Steigerungsbeträge nur eine unvoll- 
kommene Entschädigung erhalten. 

m) Die Regierungsvorlage enthielt keine Regelung 
über die Vererblichkeit der Beihilfen. Der Aus- 
schuß war der Meinung, daß eine Beihilfegewäh- 
rung wenigstens in den Fällen vorgesehen wer- 
den sollte, in denen der Berechtigte nach Ver- 
kündung des Änderungsgesetzes verstorben ist 
und als Erben sein Ehegatte oder seine Kinder 
in Betracht kommen. Dies stellt Nr. 2 ausdrück- 
lich fest. 

n) In Nr. 3 Abs. 2 wird ergänzend zu der Regelung 
in der Regierungsvorlage bestimmt, daß auf die 
Beihilfe im Rahmen von Artikel V auch Leistun- 
gen auf Grund des BEG anzurechnen sind. Eine 
solche ausdrückliche Bestimmung war im Hinblick 
auf die Rechtsprechung des BGH notwendig, wo- 
nach Leistungen im Rahmen des BEG nicht unter 
§ 10 BEG fallen. Ferner ist in Absatz 2 auch der 
durchaus denkbare umgekehrte Fall geregelt, daß 
ein Verfolgter zunächst Leistungen im Rahmen 
des Sonderfonds gemäß Artikel V erhält, ihm 
nachträglich aber ein Anspruch im Rahmen von 
§§ 4, 150 oder 160 BEG zuerkannt wird. Zur Ver- 
meidung von Doppelleistungen muß in diesen 
Fällen die Beihilfe auf die Leistungen im Rahmen 
des BEG angerechnet werden. 

o) In Nr. 4 ist die Antragsfrist für die Anträge nach 
Artikel V in Anlehnung an die Regelung in Ar- 
tikel III Nr. 1 auf den 30. September 1966 ver- 
längert worden. Um der Verwaltungsbehörde die 
Möglichkeit einer schnellen Abwicklung des 
Fonds zu geben, ist außerdem in Anlehnung an 
§ 190 a BEG bestimmt, daß der Antrag die in 
§ 190 BEG bezeichneten Angaben enthalten soll 
und fehlende Angaben bei Vermeidung des Aus- 
schlusses innerhalb von 3 Monaten nach Auf- 
forderung der Entschädigungsbehörde nachzu- 
holen sind. 

p) Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage der 
Lastenverteilung für den Sonderfonds befaßt. Er 

' hat sich dabei der Auffassung der Bundesregie- 
rung angeschlossen, daß es sich bei den Leistun- 


gen im Rahmen des Ponds um normale Entschädi- 
gungsaufwendungen im Sinne von § 172 BEG 
handelt und deswegen hier dieselbe Lastenver- 
teilung zwischen Bund und Ländern zu gelten 
habe wie im Rahmen von § 172 BEG. 

q) Der Ausschuß war jedoch der Meinung, daß es 
dem Lande Nordrhein-Westfalen, das die Durch- 
führung des Artikels V übernommen hat, nicht 
zugemutet werden kann, die Verwaltungskosten 
aus der zusätzlichen Sonderzuständigkeit — das 
Land Nordrhein-Westfalen hat bereits eine um- 
fangreiche Sonderzuständigkeit gemäß § 185 BEG 
— ■ zu übernehmen. Die Bundesregierung hat sich 
unter Anerkennung dieses Gesichtspunktes daher 
ausnahmsweise bereit erklärt, dem Land Nord- 
rhein-Westfalen die nach Artikel V entstehen- 
den Personal- und Sachkosten aus Bundesmitteln 
zu erstatten. Der Ausschuß hat daher eine ent- 
sprechende Regelung in Nr. 5 Abs. 2 in das 
Gesetz aufgenommen. 

2. 

Die Ausschußminderheit hält die Regelung über 
den vorgesehenen Sonderfonds für ungenügend und 
bedenklich und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Nachdem die entsprechenden „großen Stichtage" 
1953 in mehreren vergleichbaren deutschen Ge- 
setzen, wie zum Beispiel in der 16. Novelle zum 
LAG, gefallen sind, ist die Beibehaltung des 
Stichtages gerade im BEG nach dem Gleichheits- 
grundsatz bedenklich. Dies gilt um so mehr, als 
die Bundesregierung ausdrücklich bei den Bera- 
tungen über die 16. Novelle zum LAG im Deut- 
schen Bundestag darauf hingewiesen hat, daß 
die Aufhebung des Stichtages im Lastenaus- 
gleichsrecht in jedem Fall politisch gesehen, viel- 
leicht aber auch rechtlich, Auswirkungen auch 
auf das BEG haben müsse. 

b) Die zur Zeit durch den Stichtag benachteiligten 
rund 180 000 Naziopfer würden bei Wegfall des 
Stichtages Ansprüche in der Gesamthöhe von 
rund 5 Milliarden DM haben. Die vorgesehene 
Fondsregelung stellt daher eine durch nichts zu 
rechtfertigende Benachteiligung dar, zumal ohne- 
hin die besonderen Verfolgtengruppen in vieler- 
lei Hinsicht nur beschränkte Ansprüche im Ver- 
hältnis zu den voll Anspruchsberechtigten gemäß 
§ 4 BEG haben. 

c) Die Witwen, deren Ehemänner ermordet worden 
sind, wie auch die in ihrer Gesundheit schwer 
geschädigten Verfolgten sind auf laufende Ren- 
ten angewiesen, um einigermaßen menschenwür- 
dig leben zu können. Die Gewährung solcher 
Renten aus einem Fonds ist jedoch nicht mög- 
lich und auch in der geänderten Regierungsvor- 
lage nicht vorgesehen. 

Die Minderheit verkennt nicht, daß die Feststel- 
lung einer verfolgungsbedingten Erwerbsminderung 
durch medizinische Gutachten jetzt nach so langer 
Zeit kaum noch möglich ist oder jedenfalls kaum 
überwindliche Schwierigkeiten bereitet. Die Minder- 
heit glaubt ferner, daß die nach dem BEG sonst vor- 
gesehene Einstufung der Verfolgten in vergleich- 
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bare Beamtengruppeii für die „post 1953“ nicht er- 
forderlich ist. Sie meint endlich, den Verfolgten 
einen Verzicht auf die ihnen an sich zustehenden 
Renten auch für die Vergangenheit zumuten zu 
können. 

Die Minderheit hat daher folgende Regelung vor- 
geschlagen: 

aa) Die Entschädigung für Freiheitsschaden wird 
voll in Höhe von 150 DM monatlich bezahlt, da 
cs insofern keine besonderen verwaltungsmä- 
ßigen Schwierigkeiten gibt. 

bb) Die Witwen, deren Ehemänner ermordet wor- 
den sind, erhalten ab Inkrafttreten des Gesetzes 
eine laufende Rente von 250 DM monatlich. 

cc) Diejenigen Verfolgten, die absolut in ihrer 
Erwerbsfähigkeit über 60 v. H. gemindert oder 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Novelle 
65 Jahre alt sind, erhalten gleichfalls für die Zu- 
kunft eine Rente in Höhe von 250 DM monatlich. 
Dabed wird unterstellt, daß die überwiegende 
Mehrzahl der in Rede stehenden Verfolgten 
eine mindestens 25Voige verfolgungsbedingte 
Erwerbsminderung erlitten hat, was wegen der 
vorstehend erwähnten verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten lediglich über die Fiktion eines 
bestimmten Alters oder einer bestimmten all- 
gemeinen Erwerbsminderung festzustellen ist. 
Die Minderheit nimmt dabei in Kauf, daß der- 
gestalt auch Personen Gesundheitsschadenren- 
ten erhalten könnten, die tatsächlich keine ver- 
folgungsbedingte 25^/oige Erwerbsminderung 
erlitten haben, da das eher zu rechtfertigen ist, 
als wenn gemäß der vorgesehenen Fondsrege- 
lung Verfolgte ohne längere Freiheitsentzie- 
hung, jedoch mit erheblichen verfolgungsbe- 
dingten Gesundheitsschäden, ungenügend ent- 
schädigt würden. 

Der Grad der absoluten Erwerbsminderung ist 
ohne sonderliche verwaltungsmäßige oder me- 
dizinische Schwierigkeiten festzustellen, zumal 
entsprechende Feststellungen laufend in allen 
Staaten dieser Erde, in denen es Altersrenten 
gibt, durchgeführt werden. Bei der voraussicht- 
lichen Altersstruktur der Verfolgten „post 1953“ 
dürften sich wahrscheinlich solche Feststellun- 
gen in den meisten Fällen dadurch erübrigen, 
daß die Betreffenden die vorgesehene Alters- 
grenze erreicht haben. 

Auch für die seitens der Minderheit vorgese- 
henen Witwenrenten bereitet die Feststellung 
der Anspruchsberechtigung keine besonderen 
Schwierigkeiten außer denen, die auch bei der 
Fondsregelung entstehen. 


Zu Artikel VI 

a) In Nr. 1 Abs. 1 hat der Ausschuß es für notwen- 
dig erachtet, den Begriff der Schädigung aus 
Gründen der Nationalität näher zu definieren. 
Er hat außerdem aus der Niederschrift des Ab- 
kommens zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und dem Hohen Kom- 


missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
vom 5. Oktober 1960 die dort niedergelegte Be- 
weisregelung in das Gesetz übernommen. Damit 
wurde einem besonderen Anliegen des Hohen 
Flüchtlingskommissars Rechnung getragen und 
gleichzeitig sichergestellt, daß diese Auslegungs- 
regel künftig auch von den Gerichten zu beachten 
ist. 

b) In die Neufassung der Regierungsvorlage ist 
außerdem in Absatz 2 a der Nr. 1 eine Sonder- 
regelung für Zwangsarbeiter eingefügt worden. 
Nach der bisherigen Regelung der §§ 167, 168 
BEG und auch auf Grund des Abkommens mit 
dem Hohen Flüchtlingskommissar vom 5. Okto- 
ber 1960 war davon ausgegangen worden, daß 
Zwangsarbeiter nicht ohne weiteres als aus 
Gründen ihrer Nationalität Geschädigte anzu- 
sehen seien. Durch die Rechtsprechung ist diese 
Rechtslage jedoch in jüngster Zeit unklar gewor- 
den, so daß es der Ausschuß als notwendig 
erachtet hat, hierfür eine fest umrissene Neu- 
regelung zu treffen. Damit soll insbesondere 
auch einem Anliegen der Verwaltungspraxis ent- 
sprochen werden. Die Neuregelung sieht vor, 
daß Zwangsarbeiter, die wegen ihrer Zugehörig- 
keit zu einem fremden Staat und zu einem nicht- 
deutschen Volkstum unter besonders diskrimi- 
nierenden Bedingungen haben arbeiten müssen, 
für einen im Zuge der Zwangsarbeit erlittenen 
Gesundheitsschaden dann eine Entschädigung 
nach Artikel VI erhalten können, wenn eine 
schädigungsbedingte Beeinträchtigung der Er- 
werbsfähigkeit um mindestens 50 v. H. vorliegt. 
Diese Regelung stellt somit einen Kompromiß 
dar, durch den schwer geschädigte Zwangs- 
arbeiter eine Entschädigung erhalten können, 
während in den leichteren Fällen eine Entschädi- 
gung ausscheidet. Dabei ist jedoch darauf hinzu- 
weisen, daß durch die Neuregelung die Fälle 
nicht ausgeschlossen werden, daß ein Zwangs- 
arbeiter durch eine konkrete Einzelmaßnahme, 
die gegen ihn aus Gründen seiner Nationalität 
gerichtet wurde (z. B. Verbringung in ein Kon- 
zentrationslager oder Zwangsarbeitslager), einen 
dauernden entschädigungspflichtigen Schaden an 
Körper oder Gesundheit zwischen 25 und 49 v. H. 
erlitten hat. 

Der Ausschuß war der Meinung, daß die Neu- 
regelung für die Zwangsarbeiterfälle grundsätz- 
lich nur für die Zukunft gelten sollte, weil es 
sich hierbei um Ansprüche mit überwiegendem 
Versorgungscharakter handelt. Er hat deshalb 
durch den neu angefügten Satz 3 in Absatz 5 in 
diesen Fällen einen Rentenanspruch für die Zeit 
vom 1. Oktober 1960 an und einen Anspruch auf 
Heilverfahren für ausreichend und angemessen 
erachtet. 

c) Absatz 6 enthält den Grundsatz, daß der An- 
spruch auf die Entschädigung nach Artikel VI 
nicht vererblich ist. Entsprechend der Regelung 
des BEG für andere Entschädigungsansprüche ist 
ferner bestimmt, daß der Anspruch auf die lau- 
fende Rente nicht übertragbar ist. Um die nach- 
teiligen Folgen einer Verzögerung der Entschei- 
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düng nach Durchführung der amts- oder ver- 
trauensärztlichen Untersuchung im Fall eines 
zwischenzeitlichen Todes des Geschädigten nicht 
seinen Hinterbliebenen anzulasten, bestimmt 
Absatz 6, daß in diesen Fällen die in Betracht 
kommende Entschädigung in Höhe der rückstän- 
digen Rentenbezüge und der Kapitalentschädi- 
gung dem Ehegatten des Verfolgten und im 
Falle, daß der Ehegatte nicht mehr lebt, seinen 
Kindern zusteht. Hierbei handelt es sich ähnlich 
wie in den Fällen des § 4 a BEG jedoch nicht um 
einen erb rechtlichen Anspruch, sondern um einen 
selbständigen Anspruch der Hinterbliebenen. 

d) In Nr. 3 hat der Ausschuß die Vorschrift durch 
Einfügen des § 14 und durch eine neu gefaßte 
Anrechnungsbestimmung hinsichtlich des § 10 
BEG redaktionell ergänzt, dabei insbesondere 
klargestellt, daß auf die Ansprüche nach 
Artikel VI auch die Leistungen auf Grund des 
Artikels 1 des Abkommens mit dem Hohen 
Flüchtlingskommissar vom 5. Oktober 1960 anzu- 
rechnen sind. 

e) Die Regierungsvorlage sah in den Fällen der 
Nr. 4 die Gewährung von Beihilfen nur zur Mil- 
derung von Härten vor. Der Ausschuß ist mit 
Rücksicht auf die Sonderfondsregelung in Arti- 
kel V des Änderungsgesetzes der Meinung, daß 
auch hier unabhängig von der Frage eines Härte- 
falles Rechtsansprüche gewährt werden sollten. 
Er hat ferner mit Rücksicht auf die Erhöhung des 
Sonderfonds in Artikel V auf 700 Millionen DM 
eine Erhöhung des Höchstbetrages der Beihilfe 
in diesen Fällen von 5000 DM auf 6000 DM für 
angemessen erachtet. Mit Rücksicht darauf, daß 
im Rahmen von Artikel VI nur Gesundheits- 
schäden abgegolten werden und nach Artikel V 
aus dem Sonderfonds in erster Linie Beihilfen 
wegen Schadens an Freiheit und Schadens an 
Leben gewährt werden, hat der Ausschuß je- 
doch keine Möglichkeit gesehen, die nach Arti- 
kel V in Betracht kommenden Beihilfeleistungen 
in vollem Umfange als Vergleichsmaßstäbe zu- 
grunde zu legen. 

f) Nach der Neufassung des Absatzes 5 ist auch für 
die Fälle der Nationalgeschädigten die Antrags- 
frist bis zum 30. September 1966 ausgedehnt 
worden. Gleichzeitig ist Absatz 2 in der Richtung 
ergänzt worden, daß die Ansprüche gemäß 
§ 190 a BEG bis zu diesem Zeitpunkt konkreti- 
siert werden müssen. 

Zu Artikel VIII 

a) Nach der Regierungsvorlage war unklar, ob der 
Abschluß der Entschädigung am 1. Januar 1970 
auch die Fälle der Rentenneuberechnung bei 
Änderung der Verhältnisse gemäß § 206 BEG 
umfassen soll. Der Äusschuß war der Äuffassung, 
daß dies nicht gerechtfertigt ist, und hat deshalb 


durch Einfügen eines neuen Satzes 3 in Äbsatz 1 
klargestellt, daß § 206 BEG unberührt bleibt. 

b) Der Äusschuß hat beschlossen, auch die Geltend- 
machung von Änsprüchen gemäß § 41 für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1969 weiterhin zu er- 
möglichen, da es nicht zu verantworten wäre, 
den Hinterbliebenen Leistungen deswegen zu 
verweigern, weil, was für Einzelfälle nicht aus- 
geschlossen werden kann, ein Verfolgter an den 
Folgen der Beschädigung seines Körpers oder 
seiner Gesundheit erst nach diesem Datum ver- 
stirbt. 

Zu Artikel IX 

Der Äusschuß hat den Ärtikel VIII betreffend 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Strafrechtspflege neu gefaßt. Durch die Neu- 
fassung sollen insbesondere auch die Fälle geregelt 
werden, in denen die Verurteilung seinerzeit von 
einem Gericht außerhalb des Geltungsbereiches des 
Gesetzes ausgesprochen worden ist. Insoweit be- 
stand nach den bisherigen landesrechtlichen Bestim- 
mungen eine Gesetzeslücke. Äußerdem ist eine 
Übergangsvorschrift für die Fälle vorgesehen, in 
denen der Äntrag bisher wegen mangelnder Zu- 
ständigkeit zurückgewiesen worden ist. Das gleiche 
gilt für die Fälle, in denen bisher der Äntrag auf 
Äufhebung einer strafgerichtlichen Entscheidung 
wegen Äblaufs der Äntragsfrist zurückgewiesen 
worden ist. 

Zu Artikel IX a 

Der über die Regierungsvorlage hinaus neu ein- 
gefügte Ärtikel X gewährt Wiedergutmachung in 
der Sozialversicherung bei Beitragserstattung wegen 
Heirat dahin gehend, daß Verfolgte trotz einer Bei- 
tragserstattung wegen Heirat die Möglichkeit be- 
kommen, sich weiter versichern zu lassen. 

Es ist ein vereinfachtes Verfahren vorgesehen, 
bei dem für die Feststellung der Beitragserstattung 
Glaubhaftmachung genügen soll. Die Definition da- 
hin gehend, daß die Beitragserstattung glaubhaft ge- 
macht ist, wenn ihr Vorliegen nach dem Ergebnis 
der Ermittlungen überwiegend wahrscheinlich ist, 
entspricht dem Sprachgebrauch in den sozialver- 
sicherungsrechtlichen Gesetzen. „Überwiegend wahr- 
scheinlich" hat jedoch die gleiche Bedeutung wie 
„wahrscheinlich" im Sinne des Sprachgebrauches des 
BEG. 

Die neue Bestimmung soll erreichen, daß Ver- 
folgte, die die Beitragserstattung zwischen dem 
30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 in Änspruch 
genommen haben, die dadurch bedingte Benachteili- 
gung hinsichtlich ihrer Rentenansprüche bereinigen 
können. Es kommt lediglich darauf an, ob die Bei- 
tragserstattung als solche erfolgt ist, ohne daß deren 
Gründe nachzuprüfen sind. 


Bonn, den 13. Mai 1965 


Hirsch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1550 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. Mai 1965 


Der Ausschuß für Wiedergutmachung 
Hirsch 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesentschädigungsgesetzes 
(2. ÄndG — BEG) 

— Drucksache IV/ 1550 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wiedergutmachung 

(7. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes 
(2. ÄndG — BEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes 

Das Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschädi- 
gungsgesetz — BEG) in der Fassung vom 29. Juni 
1956 und vom 1. Juli 1957 wird wie folgt geändert: 


1. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht, 

1. wenn der Verfolgte 

a) am 31. Dezember 1952 seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufent- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes 
(2. ÄndG — BEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes 

Das Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschädi- 
gungsgesetz — BEG ) in der Fassung vom 29. Juni 
1956 und vom 1. Juli 1957 wird wie folgt geändert: 

01. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 1 werden die Worte „vor- 
sätzlich oder leichtfertig" gestrichen. 

b) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4, der Geschädigte, der als naher Ange- 
höriger des Verfolgten von national- 
sozialistischen Gewaltmaßnahmen mit- 
betroffen ist; als nahe Angehörige gel- 
ten der Ehegatte des Verfolgten und die 
Kinder, solange für sie nach Beamten- 
recht Kinderzuschläge gewährt werden 
können." 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 4 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht, 

1. wenn der Verfolgte 
a) unverändert 
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halt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gehabt hat; 

b) vor dem 31. Dezember 1952 ver- 
storben ist und seinen letzten 
Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gehabt hat; 

c) vor dem 31. Dezember 1952 aus- 
gewandert ist, deportiert oder 
ausgewiesen worden ist und 
seinen letzten Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 oder im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig gehabt 
und diesen nicht erst nach Beendi- 
digung der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft in den unter 
fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten oder im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig 
begründet hat; 

d) als Heimkehrer im Sinne des Ge- 
setzes über Elilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer {Heimkehrergesetz) 
seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen hat 
oder nimmt; 

e) Vertriebener im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der Vertriebenen und Flücht- 
linge (Bundesvertriebenengesetz) 
ist und seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ge- 
nommen hat oder nimmt; 


f) als Sowjetzonenflüchtling im 
Sinne des § 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes anerkannt ist und 
seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen hat 
oder nimmt; gleichgestellt ist, wer 
aus der sowjetisch bese/z^en Zone 
oder aus dem sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin, ohne daß 
er dort durch sein Verhalten ge- 
gen die Grundsätze der Mensch- 
lichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen hat, im Wege der Not- 
aufnahme oder eines vergleich- 
baren Verfahrens zugezogen ist 
und am 31. Dezember 1961 seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufent- 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) Vertriebener im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über die Angelegenhei- 
ten der Vertriebenen und Flücht- 
linge (Bundesvertriebenengesetz) 
ist und im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt bis zum 
30. April 1965 genommen hat 
oder nach diesem Zeitpunkt in- 
nerhalb von 6 Monaten nimmt, 
nachdem er das Gebiet des Staa- 
tes verlassen hat, aus dem er ver- 
trieben oder ausgesiedelt worden 
ist; 

f) als Sowjetzonenflüchtling im 
Sinne des § 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes anerkannt ist und 
seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen hat 
oder nimmt; gleichgestellt ist, wer 
als deutscher Staatsangehöriger 
aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder aus dem sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin im 
Wege der Notaufnahme oder 
eines vergleichbaren Verfahrens 
zugezogen ist und am 31. Dezem- 
ber 1964 seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ge- 
habt hat; § 3 Abs. 2 des Bundes- 
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halt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gehabt hat; 

g) im Wege der Familienzusammen- 
führung seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt aus dem 
Gebiet der sowjetischen Besat- 
zungszone oder dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin in 
den Geltungsbereich dieses Geset- 
zes verlegt hat oder verlegt, weil 
er infolge körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechlichkeit ständiger 
Wartung und Pflege bedarf oder 
mindestens 65 Jahre alt ist; 


2. wenn der Verfolgte am 1. Januar 
1947 sich in einem DP-Lager im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aufge- 
halten hat und entweder nach dem 
31. Dezember 1946 aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ausgewan- 
dert oder als heimatloser Ausländer 
in die Zuständigkeit der deutschen 
Behörden übergegangen ist oder die 
deutsche Staatsangehörigkeit erwor- 
ben hat. 


(2) Als Auswanderung im Sinne dieses Ge- 
setzes gilt auch, wenn der Verfolgte vor 
dem 8. Mai 1945 aus den Verfolgungsgründen 
des § 1 seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt aus dem Reichsgebiet nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 oder dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig verlegt hat. 

(3) Der Anspruch auf Entschädigung ent- 
fällt nicht dadurch, daß der deportierte Ver- 
folgte (Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c) zwangs- 
weise in das Reichsgebiet nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 oder in das Gebiet der 
Freien Stadt Danzig zurückgeführt worden ist. 

(4) Der vertriebene Verfolgte (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe e) hat auch dann Anspruch auf 
Entschädigung, wenn sich seine Zugehörigkeit 
zum deutschen Volk darauf gründet, daß er 
dem deutschen Sprach- und Kulturkreis ange- 
hört hat; ein ausdrückliches Bekenntnis zum 
deutschen Volkstum ist nicht Voraussetzung 
der Zugehörigkeit zum deutschen Sprach- und 
Kulturkreis. 

(5) Als Familienzusammenführung (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe g) gilt nur die Aufnahme durch 
den Ehegatten oder durch Verwandte gerader 
Linie oder der Seitenlinie bis zum zweiten 
Grade. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

vertriebenengesetzes findet ent- 
sprechende Anwendung; 

g) im Wege der Familienzusammen- 
führung seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt aus dem 
Gebiet der sowjetischen Besat- 
zugszone oder aus dem sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin 
in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verlegt hat oder ver- 
legt, weil er infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechlichkeit 
ständiger Wartung und Pflege be- 
darf oder mindestens 65 Jahre 
alt ist; § 3 Abs. 2 des Bundesver- 
triebenengesetzes findet entspre- 
chende Anwendung; 

2. wenn der Verfolgte am 1. Januar 
1947 sich in einem DP-Lager im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aufge- 
halten hat und nach dem 31. Dezem- 
ber 1946 entweder während des Auf- 
enthalts im DP-Lager verstorben ist 
oder aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ausgewandert ist oder 
als heimatloser Ausländer in die Zu- 
ständigkeit der deutschen Behörden 
übergegangen ist oder die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben hat. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Als Familienzusammenführung (Absatz 1 
Nr. 1 Buchstabe g) gilt die Aufnahme durch 
den Ehegatten, durch Verwandte gerader Linie 
oder der Seitenlinie bis zum zweiten Grad 
oder durch Stief- oder Pflegekinder, an Kindes 
Statt Angenommene oder Schwiegerkinder. 
Eine Aufnahme durch Stief- oder Pflegekinder 
oder an Kindes Statt Angenommene kommt 


30 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/3423 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(6) Der durch Freiheitsentziehung bedingte 
Zwangsaufenthalt und der Aufenthalt in einem 
DP-Lager gelten nicht als Wohnsitz oder 
dauernder Aufenthalt im Sinne dieses Geset- 
zes. 

(7) Für Schaden an Grundstücken besteht 
der Anspruch auf Entschädigung ohne Rück- 
sicht auf Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
des Verfolgten, wenn das Grundstück im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes belegen ist." 


2. § 5 Abs. 3 wird gestrichen. 

♦ 

3, ln § 8 Abs. 1 werden die Worte „oder aus dem 
^ Grunde des § 167 Abs. 1" gestrichen. 


nur in Betracht, wenn sie vor Vollendung des 
18. Lebensjahres oder mindestens drei Jahre 
lang mit dem Zuziehenden in häuslicher Ge- 
meinschaft gelebt hatten. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


la. Es wird folgender § 4a eingefügt: 

♦ 

,.§ 4 a 

(1) Ist ein Verfolgter vor dem 31. Dezember 
1952 verstorben und hatte er seinen letzten 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außer- 
halb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes, 
aber im Reichsgebiet nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 oder im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig, so hat die nicht wiederverheira- 
tete, von der Verfolgung mitbetroffene Witwe 
Anspruch auf Entschädigung, sofern sie die 
Voraussetzungen des § 4 erfüllt. Dies gilt nicht, 
wenn der Verfolgte erst nach Beendigung der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in dem 
in Satz 1 bezeichneten Gebiet begründet hat. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur 
insoweit, als der Anspruch des Verfolgten auf 
die Witwe im Erbwege übergegangen wäre, 
wenn der Verfolgte die Voraussetzungen des 
§ 4 erfüllt haben würde. Der Anspruch ist 
weder übertragbar noch vererblich. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß zu- 
gunsten des Witwers einer Verfolgten." 

2. unverändert 


3. unverändert 


3a. § 9 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 


„(5) Für Schaden, der mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit auch ohne die 
Verfolgung entstanden wäre, wird keine Ent- 
schädigung geleistet." 
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4. § 10 erhält folgende Fassung: 

.§ 10 

(1) Auf die Entschädigung sind aus deut- 
schen öffentlichen Mitteln gewährte Leistun- 
gen anzurechnen, die im Zuge der Entschädi- 
gung für Opfer der nationalsozialistischen Ver- 
folgung bewirkt worden sind. Dabei sollen 
Leistungen, die für einen bestimmten Zeitraum 
oder für einen bestimmten Schadenstatbestand 
bewirkt worden sind oder bewirkt werden, 
nur auf die Entschädigung für diesen Zeitraum 
oder für diesen Tatbestand angerechnet wer- 
den. 


(2) Stehen dem Berechtigten mehrere An- 
sprüche zu, die zu verschiedener Zeit befriedigt 
werden, so ist von der Anrechnung auf Leistun- 
gen, die zum laufenden Lebensunterhalt oder 
zum Aufbau einer ausreichenden Lebensgrund- 
lage erforderlich sind, insoweit abzusehen, als 
die Anrechnung auf spätere Leistungen ge- 
währleistet ist. 

(3) Fürsorge- und Sozialhilfeleistungen sind 
nicht anzurechnen. 

(4) Auf Sozialhilfeleistungen an Verfolgte 
findet § 92 des Bundessozialhilfegesetzes keine 
Anwendung; das gleiche gilt im Falle der 
§§ 90, 91 des Bundessozialhilfegesetzes für 
Fürsorgeleistungen, die für die Zeit vor dem 
1. November 1953 gewährt worden sind. So- 
weit der Verfolgte für die Zeit vor dem 
1. November 1953 Leistungen aus der Arbeits- 
losenfürsorge erhalten hat, ist die Überleitung 
des Anspruchs auf Entschädigung auf den Bund 
ausgeschlossen." 

5. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Geldansprüche für die Zeit vor dem 
1. Juli 1948 werden in Reichsmark berechnet 
und im Verhältnis 10 : 2 in Deutsche Mark um- 
gerechnet." 

6. Es wird folgender neuer § 12 a eingefügt; 

♦ 

„§ 12 a 

Erhöhen sich wiederkehrende Leistungen aus 
der bundesgesetzlichen Rentenversicherung 
oder nach dem Bundesversorgungsgesetz, so 
mindern sich die Renten nach diesem Gesetz 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. § 10 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 10 

(1) unverändert 


(la) Leistungen, die nach dem Gesetz zur all- 
gemeinen Regelung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches ent- 
standener Schäden (Allgemeines Kriegsfolgen- 
gesetz) für einen bestimmten Schadenstatbe- 
stand und einen bestimmten Zeitraum bewirkt 
worden sind, werden auf die Entschädigung für 
diesen Tatbestand und diesen Zeitraum ange- 
rechnet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) Verfolgte sind nicht verpflichtet, Kosten 
der Sozialhilfe nach § 92 Abs. 3 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes zu ersetzen. Soweit der Ver- 
folgte für die Zeit vor dem 1. November 1953 
Leistungen aus der Arbeitslosenfürsorge er- 
halten hat, ist die Überleitung des Anspruchs 
auf Entschädigung auf den Bund ausgeschlos- 
sen." 


5. unverändert 


6. unverändert 
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insgesamt höchstens um den Monatsbetrag, 
um den sich die wiederkehrenden Leistungen 
monatlich erhöht haben oder erhöhen. Dies 
gilt sinngemäß im Falle der erstmaligen Fest- 
setzung einer Rente nach diesem Gesetz." 


6a. In § 13 werden folgende Absätze 4 und 5 an- 
^ gefügt: 

„(4) Absätze 2 und 3 finden auf den Erbens- 
erben entsprechende Anwendung. 

(5) Ist ein Anspruch auf Entschädigung ver- 
erblich, soweit der Verfolgte von seinen Kin- 
dern oder von Erben beerbt wird, die im Falle 
der gesetzlichen Erbfolge zu den Erben der 
ersten Ordnung gehören würden, so stehen die 
zu Erben eingesetzten unehelichen Kinder des 
Verfolgten den ehelichen Kindern gleich, wenn 
die Vaterschaft des Verfolgten festgestellt ist." 


7. § 15 erhält folgende Fassung: 7. unverändert 

♦ 

„§ 15 

(1) Anspruch auf Entschädigung für Schaden 
an Leben besteht, wenn der Verfolgte getötet 
oder in den Tod getrieben worden und sein 
Tod während der Verfolgung oder innerhalb 
von acht Monaten nach Abschluß der Verfol- 
gung, die seinen Tod verursacht hat, eingetre- 
ten ist. Es genügt, daß der ursächliche Zusam- 
menhang zwischen Tod und Verfolgung wahr- 
scheinlich ist. 

(2) Ist der Verfolgte während der Deporta- 
tion oder während einer Freiheitsentziehung 
im Sinne dieses Gesetzes oder innerhalb von 
acht Monaten nach Beendigung der Deporta- 
tion oder der Freiheitsentziehung verstorben, 
so wird vermutet, daß die in Absatz 1 Satz 1 
für den Anspruch genannten Voraussetzungen 
vorliegen." 


8. In § 17 Abs. 1 Nr. 3 wird nach dem Wort „kön- 
nen" das Komma durch .ein Semikolon ersetzt 
und der nachfolgende Halbsatz gestrichen. 


8. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 3 wird nach dem Wort „kön- 
nen" das Komma durch ein Semikolon er- 
setzt und der nachfolgende Halbsatz ge- 
strichen. 

b) In Nummer 5 wird der Halbsatz: „sofern sie 
der Verfolgte zur Zeit des Beginns der Ver- 
folgung, die zum Tode geführt hat, unter- 
halten hat, oder, wenn er noch lebte, unter- 
halten würde;" gestrichen. 
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9. § 19 erhält folgende Fassung: 


„§ 19 

Der monatliche Mindestbetrag der Rente betragt für 



! bis I 

31. Marz 1957 

vom 

1. April 1957 
bis 

31, Mai 1960 

1 vom 

1. Juni 19G0 
! bis 

, 31. Dezember 1960 

vom 

1. Januar 1961 
bis 

30. Juni 1962 

ah 

1. Juli 1962 

die Witwe 

. 200 DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

den Witwer 

. 200 DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

die Vollwaise 

. 100 DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

die erste und zweite 

Halbwaise, 

wenn keine Rente für die 

Witwe oder den Witwer 
gezahlt wird, je 75 DM 

83 DM 

89 DM 

97 DM 

103 DM 

wenn eine Rente für die 

Witwe oder den Witwer 

gezahlt wird, je 55 DM 

61 DM 

66 DM 

72 DM 

76 DM 

die dritte und jede folgende 

Halbwaise, je 

50 DM 

55 DM 

59 DM 

64 DM 

68 DM 

den elternlosen Enkel 

100 DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

die Eltern oder die Adoptiv 
eitern zusammen 

150 DM 

165 DM 

177 DM 

192 DM 

204 DM 

einen überlebenden Eltern- 

teil oder Adoptivelternteil 100 DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM." 


10. §22 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 ist nach den Worten „200 Deut- 
sche Mark" einzufügen: 

„ , ab 1. Januar 1961 den Betrag von 250 

Deutsche Mark" . 
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9. § 19 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 19 


Der monatliche Mindesbetrag der Rente beträgt für 



bis 

31. März 1957 

vom 

1. April 1957 
bis 

31. Meli 1960 

vom 

1, Juni 1960 
bis 

31. Dezember 
1960 ; 

vom 

1. Januar 1961 
bis 

30. Juni 1962 

vom 

1. Juli 1962 
bis 

30. September 
1964 

ab 

1. Oktober 1964 

die Witwe 

200 

DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

292 

DM 

den Witwer 

200 

DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

292 

DM 

die Vollwaise 

100 

DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

147 

DM 

die erste und zweite 
Halbwaise, 

wenn keine Rente für die 
Witwe oder den Witwer 
gezahlt wird, je 

75 

DM 

83 DM 

89 DM 

97 DM 

103 DM 

111 

DM 

wenn eine Rente für die 
Witwe oder den Witwer 
gezahlt wird, je 

55 

DM 

61 DM 

66 DM 

72 DM 

76 DM 

82 

DM 

die dritte und jede folgende 
Halbwaise, je 

50 

DM 

55 DM 

59 DM 

64 DM 

68 DM 

73 

DM 

den elternlosen Enkel 

100 

DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

147 

DM 

die Eltern oder die Adoptiv- 
eltern zusammen 

150 

DM 

165 DM 

177 DM 

192 DM 

204 DM 

220 

DM 

einen überlebenden Eltern- 
teil oder Adoptivelternteil 

100 

DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

147 

DM.* 


9d. § 21 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 21 

(1) Haben sich die Verhältnisse, die der Be- 
messung der Rente zugrunde gelegt waren, 
nachträglich so geändert, daß die auf Grund 
der veränderten Verhältnisse neu errechnete 
Rente insgesamt um mindestens 10 vom Hun- 
dert von der festgesetzten Rente abweicht, so 
ist die Rente neu festzusetzen. 

(2) Hat der Hinterbliebene das 68. Lebens- 
jahr vollendet, so ist seine Rente nur dann 
neu festzusetzen, wenn die auf Grund der ver- 
änderten Verhältnisse errechnete Rente je- 
weils um mindestens 30 vom Hundert von der 
festgesetzten Rente abweicht." 


10. § 22 wird gestrichen. 

♦ 
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b) Es wird folgender neuer Absatz 2 ange- 
gefügt: 

„(2) Eine Änderung des Ruhensbetrages 
bleibt so lange unberücksichtigt, als sie we- 
niger als 3 Deutsche Mark im Monat be- 
trägt." 


11. In § 25 Abs. 3 werden die Worte „vor der 
^ Währungsumstellung" durch die Worte „vor 

dem 1. Juli 1948" ersetzt. 

12. In § 26 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 


„§ 13 Abs. 3 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

13. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach den Worten 
„Berechnung der Renten und Kapitalent- 
schädigungen" an Stelle der Worte „eine 
Besoldungsübersicht" eingefügt „und für 
die Einreihung des Verfolgten in eine ver- 
gleichbare Beamtengruppe Besoldungsüber- 
sichten" ; 

das Wort „ausweist" wird durch das Wort 
„ausweisen" ersetzt. 

b) Satz 3 des Absatzes 1 wird gestrichen. 

c) In Absatz 2 wird nach den Worten „Min- 
destbeträge der Rente (§ 19)" eingefügt 
„und den Freibetrag für das Ruhen der 
Rente (§ 22)". 

14. In § 30 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt; 


„§§ 137. 138 Abs. 1 und § 157 des Bundes- 
beamtengesetzes und die Verordnung zur 
Durchführung des § 137 des Bundesbeamten- 
gesetzes finden entsprechende Anwendung." 


10 a. In § 25 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

♦ 

11. unverändert 


12. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Der Anspruch auf die Summe der rück- 
ständigen Rentenbeträge und auf die Kapital- 
entschädigung ist vor Festsetzung oder vor 
rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidung nur 
vererblich, wenn der Hinterbliebene von sei- 
nem Ehegatten oder seinen oder des Verfolg- 
ten Kindern, Enkeln oder Eltern beerbt wird. 
§ 13 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung." 


13. § 27 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 

Buchstabe c entfällt 


14. § 30 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„§§ 137, 138 Abs. 1 und § 157 des Bundes- 
beamtengesetzes und die Verordnung zur 
Durchführung des § 137 des Bundesbeamten- 
gesetzes finden entsprechende Anwendung." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt; 

„(3) Der Anspruch auf Heilverfahren 
entfällt, soweit das Heilverfahren von 
einer öffentlichen Krankenkasse oder einer 
ähnlichen Einrichtung durchgeführt wor- 
den ist. Die Geltendmachung eines An- 
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Spruchs der Krankenkasse oder einer ähn- 
lichen Einrichtung auf Erstattung der ihr 
erwachsenen Kosten ist ausgeschlossen.“ 

15. § 31 wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

♦ 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) War der Verfolgte mindestens ein 
Jahr in Konzentrationslagerhaft und ist er 
in seiner Erwerbsfähigkeit um 25 vom Hun- 
dert oder mehr gemindert, so wird für den 
Anspruch auf Rente zu seinen Gunsten ver- 
mutet, daß die verfolgungsbedingte Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit 25 vom Hundert 
beträgt.'' 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Ab- 
sätze 3 bis 6. 

c) In dem neuen Absatz 5 wird das Zitat „Ab- 
satzes 2" durch „Absatzes 3" ersetzt. 
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16. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Der monatliche Mindestbetrag der Rente beträgt bei einer Beeinträchtigung der Erwerbs- 
fähigkeit 



bis 

31, März 195? 

vom 1 

1. April 1957 

bis 1 

31. Mai 1960 

vom 

1. Juni 1960 
bis 

31. Dezember 1960 

vom 1 

1, Januar 1961 

bis i 

30. Juni 1962 | 

ab 

1. Juli 1962 

von 25 bis 39 v.H. 

100 DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

von 40 bis 49 v.H. 

125 DM 

138 DM 

148 DM 

160 DM 

170 DM 

von 50 bis 59 v.H. 

150 DM 

165 DM 

177 DM 

192 DM 

204 DM 

von 60 bis 69 v.H. 

175 DM 

193 DM 

207 DM 

224 DM 

237 DM 

von 70 bis 79 v.H. 

200 DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

von 80 und mehr v.H. 

250 DM 

275 DM 

295 DM 

319 DM 

338 DM." 


b) In Absatz 2 Satz 1 wird hinter den Worten „250 Deutsche Mark“ eingeiügt „ , ab L Januar 1961 
300 Deutsche Mark und ab 1. Juli 1962 315 Deutsche Mark;“ . In Satz 3 werden die Worte „von 
250 Deutsche Mark“ gestrichen. 


17. In § 33 wird folgender neuer Absatz 2 ange- 
♦ fügt: 

„(2) Stand der Verfolgte vor dem Beginn der 
Verfolgung wegen seines Alters noch nicht im 
Erwerbsleben, so sind die Minderung und die 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit nach 
dem Grade zu bemessen, der sich bei Erwach- 
senen mit gleicher Schädigung an Körper oder 
Gesundheit ergeben würde." 
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16. § 32 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absdiz 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Der monatliche Mindestbetrag der Rente beträgt bei einer Beeinträchtigung der Erwerbs- 
fähigkeit 



bis 

31. Marz 1957 

vom 

1. April 1957 
bis 

31. Mai 1960 

vom 

1. Juni 1960 
' bi.s 

31 . Dozember 
1960 

vom 

1. Janudr 1961 
bis 

30. Juni 1962 

vom 

1. Juli 1962 
bis 

30. September 
1964 

ab 

1. Oktober 1964 

von 25 bis 39 v.H. 

100 DM 

110 DM 

118 DM 

128 DM 

136 DM 

147 DM 

von 40 bis 49 v.H. 

125 DM 

138 DM 

148 DM 

160 DM 

170 DM 

184 DM 

von 50 bis 59 v.H. 

150 DM 

165 DM 

177 DM 

192 DM 

204 DM 

220 DM 

von 60 bis 69 v.H. 

175 DM 

193 DM 

207 DM 

224 DM 

237 DM 

256 DM 

von 70 bis 79 v.H. 

200 DM 

220 DM 

236 DM 

255 DM 

270 DM 

292 DM 

von 80 und mehr v.H. 

250 DM 

275 DM 

295 DM 

319 DM 

338 DM 

365 DM." 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der monatliche Mindestbetrag der Rente eines Verfolgten, der in seiner Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 50 vom Hundert gemindert ist und das 65. Lebensjahr vollendet hat oder vollendet, 
beträgt 250 Deutsche Mark, ab 1. Januar 1961 300 Deutsche Mark, ab 1. Juli 1962 315 Deutsche 
Mark und ab 1. Oktober 1964 340 Deutsche Mark; bei Frauen tritt anstelle des 65. das 60. Lebens- 
jahr. Satz 1 gilt nur, wenn der Verfolgte vor dem 1. Januar 1905 geboren ist. Der Anspruch auf den 
monatlichen Mindestbetrag setzt nicht voraus, daß die Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 vom 
Hundert ausschließlich auf der Verfolgung beruht." 


17. unverändert 


17a. § 34 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Zwischen den Worten „§ 33" und „Satz 2" 
werden die Worte „Abs. 1" eingefügt. 

17b. § 35 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 35 

(1) Haben sich die Verhältnisse, die der Be- 
messung der Rente zugrunde gelegt waren, 
nachträglich so geändert, daß die auf Grund 
der veränderten Verhältnisse neu errechnet e 
Rente insgesamt um mindestens 10 vom Hun- 
dert von der festgesetzten Rente abweicht, so 
ist die Rente neu festzusetzen. 

(2) Hat der Verfolgte das 68. Lebensjahr 
vollendet, so ist die Rente nur dann neu fest- 
zusetzen, wenn die auf Grund der veränder- 
ten Verhältnisse errechnete Rente jeweils um 
mindestens 30 vom Hundert von der fest- 
gesetzten Rente abweicht. 

(3) § 32 Abs. 2 bleibt unberührt." 
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18. § 37 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„§ 141 e bleibt unberührt." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „vor der 
Währungsumstellung" durch die Worte 
„vor dem 1. Juli 1948" ersetzt. 


19. In § 39 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 an- 
^ gefügt: 

„§ 13 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung." 

20. § 41 erhält folgende Fassung: 

«§ 41 

„(1) Ist der Verfolgte später als acht Monate 
nach Abschluß der Verfolgung, die seinen Tod 
verursacht hat, an den Folgen der Schädigung 
seines Körpers oder seiner Gesundheit ver- 
storben, so stehen seinen Hinterbliebenen Lei- 
stungen nach Maßgabe der §§ 16 bis 26 zu. 
Dabei bestimmt sich die Einreihung des ver- 
storbenen Verfolgten in eine vergleichbare Be- 
amtengruppe nadi § 31 Abs. 3. 

(2) Es genügt, daß der ursächliche Zusam- 
menhang zwischen dem auf der Verfolgung be- 
ruhenden Schaden an Körper oder Gesundheit 
und dem Tod wahrscheinlich ist. 

(3) § 31 Abs. 2 findet keine Anwendung." 
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18. unverändert 


18a. In § 38 Satz 1 wird das Zitat „§ 31 Abs. 5" 
^ durdi das Zitat „§ 31 Abs. 6" ersetzt. 

19. unverändert 


20. § 41 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 41 

(1) unverändert 


(2) Es genügt, daß der ursächliche Zusam- 
menhang zwischen dem auf der Verfolgung be- 
ruhenden Schaden an Körper oder Gesundheit 
und dem Tod wahrscheinlich ist. § 31 Abs. 2 
findet keine Anwendung." 

(3) Für die ersten drei Monate nach dem 
Ende des Monats, in dem der Verfolgte ge- 
storben ist, steht seinen Hinterbliebenen an- 
stelle der Rente nach Absatz 1 als Versorgung 
die dem Verfolgten für seinen Schaden an 
Körper oder Gesundheit zuletzt gezahlte Rente 
zu, sofern dies für die Hinterbliebenen gün- 
stiger ist." 

20a. Es wird folgender neuer § 41 a eingefügt: 

♦ 

„§ 41 a 

(1) Ist ein Verfolgter, der bis zum Tode 
eine Rente wegen einer Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 vom Hun- 
dert bezogen hat, nidit an den Folgen der 
Schädigung seines Körpers oder seiner Ge- 
sundheit gestorben, so erhalten für die Dauer 
der Bedürftigkeit die Witwe bis zu ihrer Wie- 
derverheiratung und unter den Voraussetzun- 
gen des § 17 Abs. 1 Nr. 3 die Kinder des Ver- 
folgten eine Beihilfe. 

(2) Die Beihilfe wird in Höhe von zwei 
Dritteln der Rente gewährt, die der Witwe 
und den Kindern im Falle des § 41 zustehen 
würde. 
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21. In § 42 Abs. 2 werden in der Klammer die 
Worte „Abs. gestrichen. 


22. In § 43 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird der Punkt 

^ durch ein Semikolon ersetzt und folgender 

neuer Halbsatz angefügt: 

„bei den von den Regierungen der Staaten 
Bulgarien, Rumänien und Ungarn aus Gründen 
der Rasse vorgenommenen Freiheitsentziehun- 
gen gilt der 6. April 1941 als Zeitpunkt für den 
Beginn der deutschen Veranlassung." 

23. In § 44 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

♦ 

24. In § 46 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 

^ angefügt: 

„§ 13 Abs. 3 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

25. In § 47 wird folgender neuer Absatz 2 ange- 

♦ fügt: 

„(2) Hat der Verfolgte unter falschem 
Namen gelebt, so wird vermutet, daß er in der 
Illegalität unter menschenunwürdigen Bedin- 
gungen gelebt hat." 

26. § 51 Abs. 1 bis 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden an Eigentum, wenn 
eine ihm im Zeitpunkt der Schädigung ge- 
hörende Sache im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 oder im Ge- 
biet der Freien Stadt Danzig zerstört, verun- 
staltet oder der Plünderung preisgegeben wor- 
den ist. 

(2) Als Preisgabe zur Plünderung ist es ins- 
besondere anzusehen, wenn dem Verfolgten 
gehörende Sachen von Personen, die obrig- 
keitliche Befugnisse ausgeübt oder sich ange- 
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(3) Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
den Witwer unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2." 

21. § 42 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Zitat „J§ 28 
bis 41" durch das Zitat „§§ 28 bis 41 a" 
ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt; 

„(2) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
welche Haftstätten als Konzentrationslager 
im Sinne des § 31 Abs. 2 anzusehen sind. 
Dabei ist insbesondere auf die Haftstätten 
abzustellen, die dem SS- Wirtschaf tsverwal- 
tungshauptamt, Amtsgruppe D, unterstan- 
den haben." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in 
diesem Absatz wird in der Klammer das 
Zitat „Abs. 1" gestrichen. 

22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 


26. unverändert 
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maßt haben, veruntreut oder an eine Men- 
schenmenge verteilt worden sind. 

(3) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung auch dann, wenn er ihm gehörende 
Sachen im Reichsgebiet nach dem Stande vom 
31, Dezember 1937 oder im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig ohne eine seine Interessen wah- 
rende Aufsicht hat im Stich lassen müssen, 
weil 

1. ihm die Freiheit entzogen worden ist 
oder er in der Illegalität gelebt hat, 

2. er ausgewandert oder geflohen ist, 
um nationalsozialistischen Gewalt- 
maßnahmen zu entgehen, 

3. er aus den Verfolgungsgründen des 

§ 1 ausgewiesen oder deportiert 

worden ist." 


27. In § 56 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Wor- 
^ ten „vom 31. Dezember 1937" die Worte „oder 

im Gebiet der Freien Stadt Danzig" eingefügt. 

28. § 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

Nach den Worten „vom 31. Dezember 1937" 
werden die Worte „oder dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig" eingefügt. 

Außerdem wird folgender neuer Satz 2 ange- 
fügt: 

„§ 56 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 findet ent- 
sprechende Anwendung." 


29. § 61 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Anspruch besteht nur, wenn der Ver- 
folgte im Zeitpunkt der Auferlegung der Geld- 
strafe oder Buße seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 oder im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig gehabt hat oder wenn 
die Geldstrafe oder die Buße in diesen Gebie- 
ten gezahlt oder beigetrieben worden ist." 

30. § 62 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

^ „Der Anspruch besteht nur, wenn der Ver- 
folgte im Zeitpunkt des Abschlusses des Ver- 
fahrens seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Reichsgebiet nach dem Stande vom 

31. Dezember 1937 oder im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig gehabt hat oder wenn das Ver- 
fahren in diesen Gebieten anhängig gewesen 
ist." 


27. unverändert 


28. § 57 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nach den Worten „vom 31. Dezember 1937" 
werden die Worte „oder dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig" eingefügt. 

Außerdem wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„§ 56 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 findet ent- 
sprechende Anwendung." 

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn 
der Verfolgte nach abgeschlossener Aus- 
wanderung infolge ihm drohender national- 
sozialistischer Gewaltmaßnahmen weiter- 
gewandert ist." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 3 und 4; in dem neuen Absatz 4 
wird das Zitat „Absätze 1 und 2" durch das 
Zitat „Absätze 1 bis 3" ersetzt. 

29. unverändert 


30. unverändert 
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31. In § 64 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 31. unverändert 
^ „vom 31. Dezember 1937" die Worte „oder im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig" eingefügt. 


32. § 67 wird wie folgt geändert: 32. unverändert 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Verfolgte, der vor dem 4. Sep- 
tember 1939 nach deutschen Vorschriften 
als Arzt, Zahnarzt oder Dentist zur Kassen- 
praxis zugelassen war und noch nicht wie- 
der zugelassen ist, gilt weiterhin als zur 
Kassenpraxis zugelassen. Er gilt an dem 
Ort als zugelassen, an dem er sich nieder- 
läßt. 

b) In Absatz 3 sind die Worte „Absätze 1 und 
2 berühren" durch die Worte „Absatz 1 be- 
rührt" zu ersetzen. 


33. In § 68 ist an Stelle des bisherigen Absatzes 2 33. unverändert 

^ folgender neuer Absatz 2 zu setzen: 

„ (2) Eine bevorzugte Berücksichtigung bei 
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen ent- 
fällt, wenn der Verfolgte in das wirtschaftliche 
und soziale Leben in einem seinen früheren 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen 
entsprechenden Maße eingegliedert ist." 


34. § 75 wird wie folgt geändert: 34. § 75 wird wie folgt geändert: 

♦ 

vor a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Kapitalentschädigung wird nicht 
über den Zeitpunkt hinaus geleistet, in dem 
der Verfolgte seine frühere oder eine 
gleichwertige Erwerbstätigkeit in vollem 
Umfange wieder aufgenommen hat. Das 
gleiche gilt, wenn der Verfolgte eine Er- 
werbstätigkeit aufgenommen hat, die ihm 
eine ausreichende Lebensgrundlage bietet; 
es wird vermutet, daß dies erst am 1. Ja- 
nuar 1947 der Fall war, wenn der Verfolgte 
zu diesem Zeitpunkt seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gehabt hat." 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

„(2) Eine Lebensgrundlage ist ausrei- 
chend, wenn der aus seiner selbständigen 
Erwerbstätigkeit verdrängte oder in der 
Ausübung einer solchen Tätigkeit wesent- 
lich beschränkte Verfolgte nachhaltig Ein- 
künfte erzielt hat oder erzielt, die dem 
Durchschnittseinkommen von Personen mit 
gleicher oder ähnlicher Berufsausbildung 
entsprechen; dabei ist der Verfolgte in die 
vergleichbare Beamtengruppe einzureihen, 
die nach § 76 Abs. 1 für die Berechnung der 
Kapitalentschädigung maßgebend ist." 
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b) Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Hat der Verfolgte keinen Anspruch 
oder keine Anwartschaft auf lebensläng- 
liche Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen oder auf 
Ruhelohn sowie auf Hinterbliebenenver- 
sorgung, so ist zu dem Durchschnittsein- 
kommen nach Absatz 2 ein Betrag von 
20 vom Hundert hinzuzurechnen. Von dem 
Zeitpunkt an, in dem der Verfolgte das 
65. Lebensjahr vollendet hat, erhöht sich 
der Betrag auf 30 vom Hundert; bei Frauen 
tritt an Stelle des 65. Lebensjahres das 
60. Lebensjahr." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

35. § 76 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Hat der Verfolgte keinen Anspruch oder 
keine Anwartschaft auf lebenslängliche Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen oder auf Ruhelohn sowie 
auf Hinterbliebenenversorgung, so ist der 
Summe der nach Absatz 1 oder 2 errechneten 
Bezüge ein Betrag in Höhe von 20 vom Hun- 
dert hinzuzurechnen." 

36. In § 77 Satz 1 zweiter Halbsatz werden nach 

^ den Worten „nach § 76" die Worte „Abs. 1" 

eingefügt. 

37. § 82 wird wie folgt geändert; 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 75 Abs. 2 und 3 findet entspre- 
chende Anwendung." 

b) Der bisherige Satz 3 des § 82 wird Ab- 
satz 3. 


b) unverändert 


c) unverändert 
35. unverändert 


36. unverändert 


37. § 82 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) ' Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 75 Abs. 1 bis 3 findet entspre- 
chende Anwendung." 

b) unverändert 


38. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 ist folgender neuer Satz 2 ein- 
zufügen: 

„Dabei ist die jeweilige Höhe der gesetz- 
lichen Versorgungsbezüge zugrunde zu 
legen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


(2) Der monatliche Höchstbetrag der 


Rente beträgt 

bis zum 31. März 1957 

- 600 

DM 

vom 1. April 1957 
bis 31. Mai 1960 

= 630 

DM 

vom 1. Juni 1960 
bis 31. Dezember 1960 

660 

DM 

vom 1. Januar 1961 
bis 30. Juni 1962 

700 

DM 

ah 1. Juli 1962 

- 735 

DM 


38. § 83 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der monatliche Höchstbetrag der 


Rente beträgt 

bis zum 31. März 1957 

600 

DM 

vom 1. April 1957 
bis 31. Mai 1960 

-- 630 

DM 

vom 1. Juni 1960 
bis 31. Dezember 1960 

- 660 

DM 

vom 1. Januar 1961 
bis 30. Juni 1962 

11 

-u 

o 

o 

DM 

vom 1. Juli 1962 
bis 30. September 1964 

-- 735 

DM 

ab 1. Oktober 1964 

785 

DM. 
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39. Es wird folgender neuer § 84 a eingefügt: 

♦ 

»§ 84 a 

„Sind auf den Anspruch des Verfolgten we- 
gen Schadens im beruflichen Fortkommen vor 
Ausübung des Wahlrechts oder vor Festset- 
zung oder rechtskräftiger gerichtlicher Zuer- 
kennung der Rente bereits Leistungen bewirkt 
worden, so sind diese auf die Entschädigung 
für die Zeit vor dem 1. November 1953 und 
auf die Rente voll anzurechnen; sie können 
auch auf andere Ansprüche angerechnet oder 
zurückgefordert werden." 

40. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach den Worten „Ist der 
Verfolgte" eingefügt „nach Festsetzung 
oder rechtskräftiger gerichtlicher Zuerken- 
nung der Rente und". 


b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach den Worten 
„zugestanden hat" eingefügt „oder zuge- 
standen hätte". 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wor- 
ten „den Betrag von 150 Deutsche Mark" 
eingefügt „ , ab 1. Januar 1961 von 200 
Deutsche Mark." 


41. Es wird folgender neuer § 85a eingefügt: 

„§ 85a 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlrechts, aber vor Festsetzung oder rechts- 
kräftiger gerichtlicher Zuerkennung der Rente 
verstorben und lagen vor seinem Tode die 
Voraussetzungen für das Wahlrecht nach § 82 
vor, so steht der Witwe bis zu ihrer Wieder- 
verheiratung und den Kindern, solange für sie 
nach Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt 
werden können, der Anspruch auf eine Rente 
zu. Der Anspruch besteht nur, wenn die Witwe 
selbst Verfolgte ist oder von der Verfolgung 
mitbetroffen war, er besteht nicht, wenn die 
Ehe nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
schlossen worden ist. 

(2) § 85 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Sind auf den Anspruch des Verfolgten 
wegen Schadens im beruflichen Fortkommen 
bereits Leistungen bewirkt worden, so sind 
diese auf die Rente voll anzurechnen. Dies gilt 
auch dann, wenn diese Leistungen an einen 
Dritten bewirkt worden sind." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

39. unverändert 


40. § 85 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach den Worten 
„Ist der Verfolgte" eingefügt „nach Fest- 
setzung oder rechtskräftiger gerichtlicher 
Zuerkennung der Rente und"; in Satz 2 
werden die Worte „nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes" durch die Worte „nach dem 
29. Juni 1956" ersetzt. 

b) unverändert 


c) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf die Rente sind andere Versorgungsbe- 
züge anzurechnen, die wegen des Todes des 
Verfolgten aus deutschen öffentlichen Mit- 
teln gezahlt werden, soweit die Versor- 
gungsbezüge den Betrag von 150 Deutsche 
Mark, ab 1. Januar 1961 den Betrag von 
200 Deutsche Mark, ab 1. Oktober 1964 den 
Betrag von 230 Deutsche Mark im Monat 
übersteigen." 

41. Es wird folgender neuer § 85 a eingefügt: 

♦ 

„§ 85 a 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlrechts, aber vor Festsetzung oder rechts- 
kräftiger gerichtlicher Zuerkennung der Rente 
verstorben und lagen vor seinem Tode die 
Voraussetzungen für das Wahlrecht nach § 82 
vor, so steht der Witwe bis zu Ihrer Wieder- 
verheiratung und den Kindern, solange für sie 
nach Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt 
werden können, der Anspruch auf eine Rente 
zu. Der Anspruch besteht nur, wenn die Witwe 
selbst Verfolgte ist oder von der Verfolgung 
mitbetroffen war; er besteht nicht, wenn die 
Ehe nach dem 29. Juni 1956 geschlossen wor- 
den ist. 

(2) unverändert 

(3) Sind auf den Anspruch des Verfolgten 
wegen Schadens im beruflichen Fortkommen 
bereits Leistungen bewirkt worden, so sind 
diese auf die Rente voll anzurechnen. Dies 
gilt auch dann, wenn diese Leistungen an einen 
Dritten bewirkt worden sind. Bei der Anrech- 
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nung auf die laufende Rente soll der anzurech- 
nende Betrag derart verteilt werden, daß dem 
Berechtigten drei Viertel des Monatsbetrages 
der Rente verbleiben." 


42. § 86 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes" gestrichen 
und die Worte „für die Ausübung des 
Wahlrechts" durch die Worte „für das 
Wahlrecht" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 einge- 
fügt: 

„(4) In den Fällen des Absatzes 2, in 
denen der Verfolgte vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes verstorben ist, wird bei Aus- 
übung der Rentenwahl durch die Witwe 
die Rente ab 1. Januar 1960 gezahlt. Ab- 
satz 3 Satz 2 und 3 findet keine Anwen- 
dung." 


c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 


d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 , wo- 
bei das Zitat „Absätze 1 bis 4" durch „Ab- 
sätze 1 bis 5" ersetzt wird. 


42. § 86 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) unverändert 


b) Es wird folgender neuer Absatz 4 einge- 
fügt; 

„(4) In den Fällen des Absatzes 2, in 
denen der Verfolgte vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes verstorben ist, wird bei Aus- 
übung der Rentenwahl durch die Witwe 
die Rente ab 1. Januar 1960 gezahlt. § 83 
Abs. 1 Satz 3 findet mit der Maßgabe An- 
wendung, daß an die Stelle des Lebens- 
alters des Verfolgten im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes sein Lebens- 
alter im Zeitpunkt des Todes tritt. Für die 
Zeit vor dem Tode des Verfolgten wird 
eine Entschädigung in Höhe der Renten- 
bezüge eines Jahres nicht gewährt." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
erhält folgende Fassung: 

„(5) Sindauf den Anspruch des Verfolgten 
wegen Schadens im beruflichen Fortkommen 
bereits Leistungen bewirkt worden, so sind 
diese auf die Rente und auf die Entschädi- 
gung nach Absatz 3 Satz 2 voll anzurechnen. 
Dies gilt auch dann, wenn diese Leistungen 
an einen Dritten bewirkt worden sind. Bei 
der Anrechnung auf die laufende Rente soll 
der anzurechnende Betrag derart verteilt 
werden, daß dem Berechtigten drei Viertel 
des Monatsbetrages der Rente verbleiben." 

d) Es wird folgender neuer Absatz 6 einge- 
fügt: 

„(6) Absatz 4 findet in den Fällen des 
§ 4 a entsprechende Anwendung." 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und 
erhält folgende Fassung: 

„(7) Absätze Ibis 6 gelten sinngemäß für 
den Witwer unter den Voraussetzungen des 
§ 17 Abs. 1 Nr. 2." 


43. Es wird folgender neuer § 89 a eingefügt: 43. unverändert 

♦ 

„§ 89 a 

Verfolgte, die ohne ihr Verschulden eine 
ständige Tätigkeit in dem bisherigen oder ange- 
strebten Beruf noch nicht aufgenommen haben, 
sollen von den Arbeitsämtern bevorzugt in 
freie Arbeitsstellen vermittelt werden." 
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44. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Hat der Verfolgte keinen Anspruch 
oder keine Anwartschaft auf eine lebens- 
längliche Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften oder Grundsätzen oder 
auf Ruhelohn sowie auf Hinterbliebenen- 
lente, so ist der Summe der nach Ab- 
satz 1 errechneten Bezüge ein Betrag in 
Höhe von 20 vom Hundert hinzuzurechnen. 
Der Zuschlag von 20 vom Hundert entfällt, 
wenn der Verfolgte Anspruch auf Ent- 
schädigung nach §§ 134 bis 137 hat." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) § 77 findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß außer dem durch anderweitige 
Verwertung der Arbeitskraft erzielten Ein- 
kommen solche Entschädigungen, Zuwen- 
dungen, Unterhaltsbeiträge oder ähnliche 
Leistungen anzurechnen sind, die der Ver- 
folgte aus einer vor der Verfolgung ausge- 
übten Tätigkeit im privaten Dienst von 
einem früheren Arbeitgeber oder dessen 
Rechtsnachfolger erhalten hat oder erhält." 

45. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der monatliche Höchstbetrag der 


Rente beträgt 

bis zum 31. März 1957 

== 600 DM 

vom 1. April 1957 
bis 31. Mai 1960 

= 630 DM 

vom 1. Juni 1960 
bis 31. Dezember 1960 

= 660 DM 

vom 1. Januar 1961 
bis 30, Juni 1962 

= 700 DM 

ah 1, Juni 1962 

- 735 DM. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

43a. § 90 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 90 

Hat der Verfolgte eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit aufgenommen oder weist er nach, daß 
er die Voraussetzungen für die erfolgreiche 
Aufnahme einer solchen Tätigkeit erfüllt, so 
finden §§ 69, 71 entsprechende Anwendung. 
§ 72 gilt sinngemäß."' 

43b, Es wird folgender neuer § 90 a eingefügt: 

♦ 

„§ 90 a 

Hat der Verfolgtei eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit aufgenommen, so findet § 68 entspre- 
chende Anwendung.“ 

44. § 92 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Hat der Verfolgte keinen Anspruch 
oder keine Anwartschaft auf eine lebens- 
längliche Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften oder Grundsätzen oder 
auf Ruhelohn sowie auf Hinterbliebenen- 
versorgung, so ist der Summe der nach Ab- 
satz 1 errechneten Bezüge ein Betrag in 
Höhe von 20 vom Hundert hinzuzurechnen. 
Der Zuschlag von 20 vom Hundert entfällt, 
wenn der Verfolgte Anspruch auf Entschä- 
digung nach §§ 134 bis 137 hat." 

b) unverändert 


45. § 95 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der monatliche Höchstbetrag der 


Rente beträgt 

bis zum 31. März 1957 

= 600 DM 

vom 1. April 1957 
bis 31. Mai 1960 

= 630 DM 

vom 1. Juni 1960 
bis 31. Dezember 1960 

= 660 DM 

vom 1. Januar 1961 
bis 30. Juni 1962 

= 700 DM 

vom 1. Juli 1962 
bis 30. September 1964 

= 735 DM 

ab 1. Oktober 1964 

= 785 DM. 
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b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: 

„Ab 1. Januar 1961 erhöhen sich der Betrag 
von 300 Deutsche Mark auf 350 Deutsche 
Mark, der Betrag von 60 Deutsche Mark 
auf 80 Deutsche Mark und der Betrag von 
20 Deutsche Mark auf 30 Deutsche Mark 
im Monat." 


46. In § 96 wird folgender neuer Absatz 2 ange- 

♦ fügt; 

„(2) § 84 a findet entsprechende Anwen- 
dung." 

47. § 97 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach den Worten 
„Ist der Verfolgte" eingefügt „nach Fest- 
setzung oder rechtskräftiger gerichtlicher 
Zuerkennung der Rente und". 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird nach den Worten 
„zugestanden hat" ergänzt „oder zugestan- 
den hätte". 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

b) In Absatz 3 werden folgende neue Sätze 3 
und 4 eingefügt; 

„Ab 1. Januar 1961 erhöhen sich der Betrag 
von 300 Deutsche Mark auf 350 Deutsche 
Mark, der Betrag von 60 Deutsche Mark 
auf 80 Deutsche Mark und der Betrag von 
20 Deutsche Mark auf 30 Deutsche Mark 
im Monat. Ab 1. Oktober 1964 erhöhen sidi 
der Betrag von 350 Deutsche Mark auf 400 
Deutsche Mark, der Betrag von 80 Deutsche 
Mark auf 100 Deutsche Mark und der Be- 
trag von 30 Deutsche Mark auf 40 Deutsche 
Mark." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 5. 

46. unverändert 


47. unverändert 


48. Es wird folgender neuer § 97a eingefügt; 48. unverändert 

♦ 

„§ 97a 

Ist der Verfolgte nach Ausübung des Wahl- 
rechts, aber vor Festsetzung oder rechtskräfti- 
ger gerichtlicher Zuerkennung der Rente ver- 
storben, so findet § 85 a entsprechende Anwen- 
dung. Die Rente ist nach § 97 zu berechnen." 

49. § 106 Satz 2 erhält folgende Fassung: 49. unverändert 

♦ 

„Dabei sind die Dienstbezüge, soweit sie ruhe- 
gehaltfähig wären, und die Kinderzuschläge 
zugrunde zu legen." 

50. In § 108 Abs. 2 wird das Zitat „§ 20 Abs. 1 50. unverändert 

^ Nr. 2" in „§ 20 Abs. 1" geändert: 

51. § 109 erhält folgende Fassung: 51. unverändert 

♦ 

„§ 109 

§§ 102 bis 107 finden auf Angestellte und 
Arbeiter (§ 99 Abs. 1 Nr. 3), die im Zeitpunkt 
der Schädigung einen vertraglichen Anspruch 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen oder auf Ruhelohn hatten oder 
die einen solchen Anspruch ohne die Schädi- 
gung erlangt haben würden, sowie auf ihre 
Hinterbliebenen entsprechende Anwendung." 
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52. § 110 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) §§ 87, 88, 90 bis 98 finden auf Ange- 
stellte und Arbeiter (§ 99 Abs. 1 Nr. 3), die im 
Zeitpunkt der Schädigung keinen vertraglichen 
Anspruch auf Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen oder auf Ruhelohn hatten 
und einen solchen Anspruch auch ohne die 
Schädigung nicht erlangt haben würden, so- 
wie auf ihre Hinterbliebenen entsprechende 
Anwendung." 

53. In § 112 Satz 1 wird nach dem Wort „Reli- 

^ gionsgesellschaften" eingefügt „oder jüdi- 
schen öffentlichen Einrichtungen". 


54. § 115 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) § 67 Abs. 1, 3 und 4 gilt sinngemäß." 

55. § 116 erhält folgende Fassung; 

„§ 116 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf eine 
Kapitalentschädigung in Höhe von 10 000 
Deutsche Mark, wenn sich die Schädigung in 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
52. unverändert 


53. u n V e r ä n cl e r t 


53a. In §114 wird folgender neuer Absatz 2 ein- 

^ gefügt: 

„(2) Eine Berufsausbildung gilt auch dann 
als abgeschlossen, wenn der Verfolgte alle für 
den erstrebten Beruf vorgeschriebenen staat- 
lichen Prüfungen abgelegt hat, jedoch aus den 
Verfolgungsgründen des § 1 eine für die Auf- 
nahme dieses Berufs vorgeschriebene staat- 
liche Zulassung nicht erlangt hat. Die Entschä- 
digung wird in diesem Falle frühestens von 
dem Zeitpunkt an geleistet, in dem der Ver- 
folgte den erstrebten Beruf hätte aufnehmen 
können." 

Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 

53b. Es wird folgender § 114 a eingefügt: 

♦ 

„§ 114 a 

(1) §114 Abs. 1 findet entsprechende An- 
wendung, wenn dem Verfolgten, der den Be- 
ruf eines Lehrers an einer wissenschaftlichen 
Hochschule erstrebt hat, die dafür vorgeschrie- 
benen oder üblichen staatlichen oder wissen- 
schaftlichen Prüfungen abgelegt hat und dem 
die Zulassung zur Habilitation in Aussicht ge- 
stellt war, aus den Verfolgungsgründen des 
§ 1 die Erteilung der Lehrbefugnis versagt 
worden ist. 

(2) Die Entschädigung wird nach Maßgabe 
der §§ 87, 90 bis 98 frühestens von dem Zeit- 
punkt an geleistet, in dem der Verfolgte den 
erstrebten Beruf hätte aufnehmen können. 

(3) § 114 Abs. 4 und 5 findet entsprechende 
Anwendung." 

54. unverändert 


55. § 116 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 116 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf eine 
Kapitalentschädigung in Höhe von 10 000 
Deutsche Mark, es sei denn, daß sich die Schä- 
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der Ausbildung nachhaltig auf sein berufliches 
Fortkommen ausgewirkt hat. 

(2) In den übrigen Fällen der Schädigung in 
der Ausbildung beträgt die Kapitalentschädi- 
gung 5000 Deutsche Mark." 

56. § 118 wird gestrichen. 

♦ 

57. § 119 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen. 


b) Es wird folgender neuer Absatz 4 ange- 
fügt; 

„(4) Auf die Beihilfe sind Leistungen an- 
zurechnen, die das Kind nach anderen Ge- 
setzen wegen eines erlittenen Schadens für 
seine Ausbildung aus deutschen öffent- 
lichen Mitteln erhalten hat. § 10 bleibt un- 
berührt." 

58. a) Der bisherige 7. Untertitel „Zusammentref- 
^ fen von Ansprüchen auf Entschädigung für 
Schaden im beruflichen Fortkommen mit 
Ansprüchen auf Entschädigung für Schaden 
an Leben, Körper oder Gesundheit" (§§ 120 
bis 122) wird gestrichen. 

b) Der bisherige 8. Untertitel „Höchstbetrag 
der Kapitalentschädigung" wird 7. Unter- 
titel. 

c) Der bisherige 9. Untertitel „Ermächtigung 
der Bundesregierung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen'" wird 8. Untertitel. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

digung in der Ausbildung offensichtlich nicht 
nachteilig für sein berufliches Fortkommen 
ausgewirkt hat. 

(2) unverändert. 


56. unverändert 


57. § 119 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 3 wird 

aa) in Satz 2 der Betrag „5000 Deutsche 
Mark" durch „10 000 Deutsche Mark" 
ersetzt, 

bb) Satz 3 gestrichen. 

b) unverändert 


58. a) unverändert 


b) unverändert 


Buchstabe c entfällt 


58a. Es wird folgender neue 8. Untertitel eingefügt: 

♦ 

„8. Zusammentreffen mit Ansprüchen nach den 
Rechtsvorschriften zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 

§ 125 a 

Hat der Verfolgte für denselben Schadens- 
tabestand und denselben Entschädigungszeit- 
raum Anspruch auf Rente für Schaden im be- 
ruflichen Fortkommen sowie Anspruch auf 
Wiedergutmachung nach den Rechtsvorschrif- 
ten zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes, so steht ihm 
der Anspruch auf Rente für Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen nur insoweit zu, als dieser 
den Anspruch auf Wiedergutmachung nach den 
genannten Rechtsvorschriften übersteigt." 
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59. § 126 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der bisherige Satz 3 „Für 
die anrechnungsfähigen Beträge können 
Pausdisätze bestimmt werden" gestrichen. 
An seine Stelle wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: 


„Zur Durchführung der §§ 75, 82 und 92 
können Tabellen aufgestellt werden, die 
das Durchschnittseinkommen von Personen 
mit gleicher oder ähnlicher Berufsausbil- 
dung ausweisen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bundesregierung wird ferner 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die monatlichen Höchstbeträge 
der Rente nach § 83 Abs. 2, § 95 
Abs. 1, 

2. die Rentenbeträge nach § 93, 

3. die Freibeträge nach § 85 Abs. 2, 
§ 95 Abs. 3 und § 97 Abs. 1 

angemessen zu erhöhen, wenn sich die 
Dienst- und Versorgungsbezüge der Bun- 
desbeamten auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften erhöhen.“ 


60. In § 138 wird der letzte Halbsatz 

„Anträge nach diesen Rechtsvorschriften kön- 
nen bis zum Ablauf der Antragsfrist des §189 
Abs. 1 gestellt werden" 

gestrichen. 
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59. § 126 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 das Zitat „§§ 110 
bis 122" durch das Zitat „§§ 110 bis 125 a" 
ersetzt. Der bisherige Satz 3 „Für die an- 
rechnungsfähigen Beträge können Pausch- 
sätze bestimmt werden" wird gestrichen. 
An seine Stelle wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: 

„Zur Durchführung der §§ 75, 82 und 92 
können Tabellen aufgestellt werden, die 
das Durchschnittseinkommen von Personen 
mit gleicher oder ähnlicher Berufsausbil- 
dung ausweisen." 

b) unverändert 


59a. § 128 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„Entschädigung für Schaden an einer Lebens- 
versicherung, die eine Kapitalleistung zum 
Gegenstand hat, wird in der Weise geleistet, 
daß der Berechtigte als Kapitalentschädigung 
die Leistungen einschließlich einer etwaigen 
Altsparerentschädigung und einer etwaigen 
Leistung nach den Gesetzen zur Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensions Ver- 
sicherungen sowie aus Kapitalzwangsversiche- 
rungen erhält, die ihm ohne die Schädigung 
nach dem Versicherungsverhältnis zugestan- 
den hätten oder zustehen würden." 

59b, § 129 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„Entschädigung für Schaden an einer Lebens- 
versicherung, die eine Rentenleistung zum 
Gegenstand hat, wird in der Weise geleistet, 
daß der Berechtigte als Rente die Leistungen 
einschließlich einer etwaigen Altsparerent- 
schädigung oder einer Leistung nach den Ren- 
tenaufbesserungsgesetzen erhält, die ihm ohne 
die Schädigung nach dem Versicherungs Ver- 
hältnis zugestanden hätten oder zustehen wür- 
den." 

60. In § 138 erhält der letzte Halbsatz folgende 

^ Fassung: 

„befristete Anträge nadi diesen Rechtsvor- 
schriften können bis zum Ablauf des 30. Sep- 
tember 1966 gestellt werden," 
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61. § 139 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 139 

Die Wiedergutmachung für Schaden, den der 
Verfolgte oder seine Hinterbliebenen in der 
Kriegsopferversorgung erlitten haben, richtet 
sich nach dem Bundesgesetz zur Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts in 
der Kriegsopferversorgung und nach dem Ge- 
setz zur Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts in der Kriegsopferversorgung 
für Berechtigte im Ausland." 

62. § 140 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch auf die Summe der 
rückständigen Rentenbeträge ist vor Fest- 
setzung oder vor rechtskräftiger gericht- 
licher Entscheidung nur vererblich, wenn 
der Erbe Ehegatte des Verfolgten ist oder 
im Falle der gesetzlichen Erbfolge zu den 
Erben der ersten oder zweiten Ordnung ge- 
hören würde. " 

b) Anstelle des bisherigen Absatzes 4 wird 
folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 
findet § 13 Abs. 3 entsprechende Anwen- 
dung." 


63. § 141 erhält folgende Fassung: 

n§ 141 

(1) Der Verfolgte deutscher Staatsange- 
hörigkeit oder deutscher Volkszugehörigkeit, 
der in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 aus den Verfolgungsgründen des 
§ 1 ausgewandert ist, deportiert öder ausge- 
wiesen worden ist und seinen letzten Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Reichsgebiet 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 cxier 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig gehabt hat, 
hat Anspruch auf eine Soforthilfe in Höhe von 
6000 Deutsche Mark, wenn er nach Beendigung 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
hat oder nimmt; § 4 Abs. 3 findet entspre- 
chende Anwendung. Der Ehegatte und die Ab- 
kömmlinge des Verfolgten haben den An- 
spruch auf Soforthilfe unter den Voraussetzun- 
gen des Satzes 1 auch dann, wenn sie selbst 
nicht verfolgt, aber von der Verfolgung mitbe- 
troffen worden sind. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
61. unverändert 


62. unverändert 


63. § 141 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 141 

(1) unverändert 


(la) Bei Verfolgten, die ihren letzten Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 gehabt haben, gilt als Deportation im 
Sinne dieser Vorschrift auch die Verbringung 
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(2) Der Anspruch auf Soforthilfe entfällt, 
wenn der Verfolgte seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vor der Entscheidung über den 
Anspruch auf Soforthilfe wieder aufgegeben 
hat. Dies gilt sinngemäß für die Fälle des Ab- 
satzes 1 Satz 2. 

(3) Die Soforthilfe ist zur Hälfte mit der 
Entschädigung für Schaden an Eigentum und 
für Schaden an Vermögen zu verrechnen. 

(4) Der Anspruch auf die Soforthilfe ist vor 
Festsetzung oder vor rechtskräftiger gericht- 
licher Entscheidung weder übertragbar noch 
vererblich.“ 

64. Nach § 141 wird folgender neuer Neunter Titel 
„Krankenversorgung'' eingefügt: 

.§ 141 a 

(1) Der Verfolgte, dessen Anspruch auf 
Rente für Schaden an Leben oder für Schaden 
an Körper oder Gesundheit oder auf Sofort- 
hilfe durch Bescheid, Vergleich oder rechts- 
kräftige gerichtliche Entscheidung festgesetzt 
worden ist, hat Anspruch auf Krankenversor- 
gung. Der Anspruch besteht nur, solange der 
Verfolgte seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat. 

(2) Der Verfolgte (Absatz 1) hat Anspruch 
auf Krankenversorgung auch für den Ehegat- 
ten und für die Kinder, solange für diese nach 


Beschlüsse^ des 7. Au s s c: h u s s e s 

in ein Konzentrationslager außerhalb dieses 
Gebietes. Bei Verfolgten, die ihren letzten 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Ge- 
biet der Freien Stadt Danzig gehabt haben, gilt 
als Deportation auch die Verbringung in ein 
außerhalb des Reichsgebietes nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 und außerhalb des 
Gebiets der Freien Stadt Danzig gelegenes 
Konzentrationslager. 

(Ib) Anspruch nach Absatz 1 hat auch der 
Verfolgte deutscher Volkszugehörigkeit, der 
in der Zeit vom 30. September 1938 bis zum 
8. Mai 1945 aus den Verfolgungsgründen des § 1 
ausgewandert ist oder ausgewiesen worden 
ist und seinen letzten Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in einem dem Deutschen Reich 
nach dem 30. September 1938 angegliederten 
Gebiet, einschließlich des ehemaligen Protek- 
torats Böhmen und Mähren, gehabt hat, wenn 
er nach Beendigung der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes genommen hat oder nimmt. Der An- 
spruch besteht nur, wenn der Verfolgte im 
Zeitpunkt der Entscheidung die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. Absatz 1 Satz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(2) u n V V r ä n (] v l 


(3) 11 n v c r ä n d e r l 


(4) u n V e 1 ä n d e r t. 


64. Nach § 141 wird folgender neuer Neunter Titel 
^ „Krankenversorgung'' eingefügt: 

„§ 141 a 

(1) Der Verfolgte, dessen Anspruch auf 
Rente für Schaden an Leben oder für Schaden 
an Körper oder Gesundheit oder auf Sofort- 
hilfe durch Bescheid, Vergleich oder rechts- 
kräftige gerichtliche Entscheidung festgesetzt 
worden ist, hat Anspruch auf Krankenversor- 
giing für nicht verfolgungsbedingte Leiden. 
Der Anspruch besteht nur, solange der Ver- 
folgte seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat. 

(2) . u n v e r ä n d c r t 
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Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt werden 
können, wenn sie mit ihm in häuslicher Ge- 
meinschaft leben oder von ihm überwiegend 
unterhalten werden. Absatz 1 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 

(3) Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 
ist ausgeschlossen, 

1. soweit ein entsprechender Anspruch 
gegen einen Sozialversicherungs- 
träger oder den Träger der Tuber- 
kulosenhilfe besteht, 

2. soweit ein entsprechender Anspruch 
aus einem Vertrag (ausgenommen 
Ansprüche aus einer privaten Kran- 
ken- oder Unfallversicherung) be- 
steht, 

3. wenn das Einkommen des Verfolgten 
die für die gesetzliche Krankenver- 
sicherungspflicht maßgebende J ahres- 
arbeitsverdienstgrenze übersteigt; im 
Falle des Absatzes 2 ist der Anspruch 
auch ausgeschlossen, wenn das Ein- 
kommen des Ehegatten oder des Kin- 
des diese Jahresarbeitsverdienst- 
grenze übersteigt. 

(4) Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 
ist weder übertragbar noch ve«rerblich. 

§ 141 b 

(1) Krankenversorgung wird nur gewährt, 
wenn eine Krankheit im Sinne der Vorschriften 
der gesetzlichen Krankenversicherung vor- 
liegt. 

(2) Der Verfolgte hat im Rahmen der Kran- 
kenversorgung nur Anspruch auf Leistungen, 
die zur Heilung oder Linderung nach den Re- 
geln der ärztlichen Kunst zweckmäßig und aus- 
reichend sind. Leistungen, die für die Erzielung 
des Heilerfolges nicht notwendig oder unwirt- 
schaftlich sind, kann der Verfolgte nicht bean- 
spruchen. 

§ 141 c 

(1) Die Krankenversorgung umfaßt 

1. ambulante ärztliche und zahnärzt- 
liche Behandlung, 

2. Versorgung mit Arznei- und Ver- 
bandmitteln sowie mit kleineren 
Heilmitteln. 

(2) An Stelle der ambulanten ärztlichen und 
zahnärztlichen Behandlung kann stationäre 
Behandlung in einem Krankenhaus (Kranken- 
hausbehandlung) gewährt werden. 

(3) Auf die Krankenversorgung finden im 
übrigen die Vorschriften der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung Anwendung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

§ 141 b 

unverändert 


§ 141 c 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Erhält der Verfolgte Krankenversor- 
gung nach diesem Gesetz, so ist er von der 
Verpflichtung, den Betrag für das Verord- 
nungsblatt und die Gebühr für den Kranken- 
schein (§§ 182 a, 187 b RVO) zu entrichten, 
befreit. 

(5) Sind dem Verfolgten vor der Festsetzung 
des Anspruchs auf Rente für Schaden an Leben, 
für Schaden an Körper oder Gesundheit oder 
des Anspruchs auf Soforthilfe Aufwendungen 
für die Krankenversorgung nach den Absätzen 
1 und 2 entstanden, so sind ihm die Kosten für 
die notwendige Behandlung in angemessenem 
Umfange zu erstatten. § 141 a Abs. 4 findet 
entsprechende Anwendung."' 


65. Nach § 141 c wird folgender neuer Zehnter 
Titel „Zusammentreffen von Ansprüchen auf 
Entschädigung für Schaden an Leben, Schaden 
an Körper oder Gesundheit und Schaden im 
beruflichen Fortkommen" eingefügt: 

„1. Zusammentreffen von zwei Ansprüchen 
§ 141 d 

(1) Hat der Hinterbliebene eines Verfolgten 
neben dem Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden an Leben Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Körper oder Gesundheit, so 
wird der Monatsbetrag dieser Entschädigung 
bei der Bemessung des Hundertsatzes der 
Rente für Schaden an Leben gemäß § 18 Abs. 2 
berücksichtigt. Dies gilt sinngemäß für die 
Berechnung der Kapitalentschädigung gemäß 
§ 25. 

(2) Hat der Hinterbliebene eines Verfolgten 
neben dem Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden an Leben Anspruch auf Rente für 
Schaden im beruflichen Fortkommen, so findet 
Absatz 1 Satz 1 entsprechende Anwendung, 
sofern nicht in den Absätzen 3 und 4 etwas 
anderes bestimmt ist. 

(3) Besteht in den Fällen des Absatzes 2 ein 
Anspruch auf den monatlichen Mindestbetrag 
der Rente gemäß § 95 Abs. 2, 3, so wird bei 
der Bemessung des Hundertsatzes der Rente 
für Schaden an Leben gemäß § 18 Abs. 2 nur 
der Betrag der nach § 93 errechneten Rente 
berücksichtigt. Der so errechnete Monats- 
betrag der Rente für Schaden an Leben wird 
nach Maßgabe des § 95 Abs. 3 angerechnet. 

(4) Hat der Hinterbliebene eines Verfolgten 
neben dem Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden an Leben Anspruch auf Rente für 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
(4) unverändert 


(5) Sind dem Verfolgten vor der Festset- 
zung des Anspruchs auf Rente für Schaden an 
Leben, für Schaden an Körper oder Gesund- 
heit oder des Anspruchs auf Soforthilfe Auf- 
wendungen für die Krankenversorgung nach 
den Absätzen 1 und 2 entstanden, so sind ihm 
die Kosten für die notwendige Behandlung in 
angemessenem Umfange zu erstatten. Das glei- 
che gilt, wenn der Verfolgte, der einen An- 
spruch nach § 29 Nr. 1 hat, Aufwendungen für 
Krankenversorgung gemacht hat und sich 
nachträglich ergibt, daß die Krankenversor- 
gung nicht für das verfolgungsbedingte Leiden 
erforderlich war. § 141 a Abs. 4 findet entspre- 
chende Anwendung." 

65. Nach § 141 c wird folgender neuer Zehnter 
^ Titel „Zusammentreffen von Ansprüchen auf 
Entschädigung für Schaden an Leben, Schaden 
an Körper oder Gesundheit und Schaden im 
beruflichen Fortkommen" eingefügt: 

„1. Zusammentreffen von zwei Ansprüchen 
§ 141 d 

unverändert 
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Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98, so erhält 
er die höhere Rente in voller Höhe und 
25 vom Hundert der niedrigeren Rente. 


§ 141 e 

(1) Hat der Verfolgte für denselben Entschä- unv 

digungszeitraum Anspruch auf Rente und auf 
Kapitalentschädigung für Schaden an Körper 

oder Gesundheit und Anspruch auf Kapitalent- 
schädigung oder auf Rente für Schaden im 
beruflichen Fortkommen, so erhält er die Ent- 
schädigung für den Schaden, auf den sich der 
höhere Anspruch gründet, in voller Höhe und 
25 vom Hundert der Entschädigung für den 
Schaden, auf den sich der niedrigere Anspruch 
gründet. Insoweit bleiben § 31 Abs. 3, 4 und 
§ 95 Abs. 3 außer Betracht. 

(2) Bei der Bemessung des Anspruchs für 
Schaden im beruflichen Fortkommen bleibt 
außer Betracht, daß der Verfolgte wegen des 
Schadens an Körper oder Gesundheit nicht voll 
leistungsfähig war oder ist. 

(3) Hat der Verfolgte nach § 83 Abs. 3 
Anspruch auf Entschädigung für die Zeit vor 
dem 1. November 1953, so ist diese Entschä- 
digung nur mit der Kapitalentschädigung für 
Schaden an Körper oder Gesundheit zu ver- 
rechnen, die auf die Zeit vom 1. November 
1952 bis zum 31. Oktober 1953 entfällt, 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fäl- 
len der §§ 115 bis 119. 

(5) Absatz 1 findet enstprechende Anwen- 
dung, wenn der Verfolgte für denselben Ent- 
schädigungszeitraum Anspruch auf Rente und 
auf Kapitalentschädigung für Schaden an Kör- 
per oder Gesundheit und Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98 hat. Hat der 
Verfolgte nach § 86 Abs. 3 oder § 98 Anspruch 
auf eine Entschädigung in Höhe der Renten- 
bezüge eines Jahres, so ist diese Entschädi- 
gung nur mit der Kapitalentschädigung oder 
Rente für Schaden an Körper oder Gesundheit 
zu verrechnen, die auf das dem Beginn der 
Rentenzahlung nach § 86 oder § 98 voran- 
gehende Jahr entfällt. 

§ Ulf 

Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente für unv 

Schaden im beruflichen Fortkommen nach § 81 
oder § 93 und Anspruch auf Rente für Scha- 
den im beruflichen Fortkommen nach §§ 85, 

85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98, so wird die Rente 
nach § 81 oder § 93 auf diese nach Maßgabe 
des § 85 Abs. 2 Satz 2 angerechnet. Insofern 
bleiben § 95 Abs. 3 und § 97 Abs, 2 außer 
Betracht; dies gilt auch dann, wenn sich bei 
Anwendung des § 85 Abs. 2 keine Kürzung 
der Rente ergibt. 
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2. Zusammentreffen von drei Ansprüchen 
§ 141 g 

Piat derHinterbliebene eines Verfolgten neben 
dem Anspruch auf Entschädigung für Schaden 
an Leben Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden an Körper oder Gesundheit und für 
Schaden im beruflichen Fortkommen, so sind 
zunächst die letztgenannten Ansprüche nach 
Maßgabe des § 141 e Abs. 1 bis 3 zu berech- 
nen. Der sich danach ergebende monatliche 
Gesamtbetrag beider Ansprüche ist bei der Be- 
messung des Piundertsatzes der Rente für 
Schaden an Leben gemäß § 18 Abs. 2 zu be- 
rücksichtigen. Dies gilt sinngemäß für die Be- 
rechnung der Kapitalentschädigung gemäß § 25. 

§ 141 h 

(1) Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98 und An- 
sprüche auf Entschädigung für Schaden an Le- 
ben sowie für Schaden an Körper oder Gesund- 
heit, so sind die letztgenannten Ansprüche 
nach Maßgabe des § 141 d Abs. 1 zu berechnen 
und der erstgenannte Anspruch in Höhe von 
25 vom Hundert festzusetzen. 

(2) Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98 und An- 
sprüche auf Entschädigung für Schaden an Le- 
ben sowie für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen, so sind die letztgenannten Ansprüche 
nach Maßgabe des § 141 d Abs. 2, 3 zu berech- 
nen und der erstgenannte Anspruch in Höhe 
von 25 vom Hundert festzusetzen. 


(3) Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98 und An- 
sprüche auf Entschädigung für Schaden an Kör- 
per oder Gesundheit sowie für Schaden im 
beruflichen Fortkommen, so sind die letztge- 
nannten Ansprüche nach Maßgabe des § 141 e 
Abs. 1 bis 3 zu berechnen und der erstgenannte 
Anspruch in Höhe von 25 vom Hundert fest- 
zusetzen. 


(4) ln den Fällen der Absätze 1 bis 3 bleibt 
§ 85 Abs. 2 Satz 2 insoweit außer Betracht. 

§ 141 i 

Ergibt sich nach §§ 141g und 141h ein nied- 
rigerer Gesamtbetrag der Renten als beim 
Zusammentreffen von zwei Ansprüchen nach 
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2. Zusammentreffen von drei Ansprüchen 
§ 141 g 

Hat der Hinterbliebene eines Verfolgten 
neben dem Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden an Leben Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Körper oder Gesundheit und 
für Schaden im beruflichen Fortkommen, so 
sind die letztgenannten Ansprüche nach Maß- 
gabe des § 141 e Abs. 1 bis 3 zu berechnen. Der 
Monatsbetrag des höheren der beiden An- 
sprüche ist bei der Bemessung des Hunder- 
satzes der Rente für Schaden an Leben gemäß 
§ 18 Abs. 2 zu berücksichtigen. Dies gilt sinn- 
gemäß für die Berechnung der Kapitalentschä- 
gung gemäß § 25. 

§ 141 h 

(1) unverändert 


(2) Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85a, 86 oder §§ 97, 97a, 98 und An- 
sprüche auf Entschädigung für Schaden im be- 
ruflichen Fortkommen sowie für Schaden an 
Leben, so sind die erstgenannten Ansprüche 
nach § 141 f zu berechnen. Der sich danach er- 
gebende monatliche Gesamtbetrag beider An- 
sprüche ist bei der Bemessung des Hundert- 
satzes der Rente für Schaden an Leben gemäß 
§ 18 Abs. 2 zu berücksichtigen. 

(3) Hat der Verfolgte Anspruch auf Rente 
für Schaden im beruflichen Fortkommen nach 
§§ 85, 85a, 86 oder §§ 97, 97a, 98 und An- 
sprüche auf Entschädigung für Schaden im be- 
ruflichen Fortkommen sowie für Schaden an 
Körper oder Gesundheit, so sind die erst- 
genannten Ansprüche nach § 141 f zu berech- 
nen. Von dem sich danach ergebenden monat- 
lichen Gesamtbetrag beider Ansprüche und 
dem monatlichen Betrag des Anspruchs für 
Schaden an Körper oder Gesundheit erhält er 
den höheren Betrag in voller Höhe und 25 
vom Hundert des niedrigeren Betrages. Inso- 
weit bleibt § 31 Abs. 3, 4 außer Betracht. § 141 e 
Abs. 3, 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) unverändert 

§ 141 i 

entfällt 
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§§ 141 d bis 141 i, so verbleibt es bei dem sich 
danach zu errechnenden höheren Gesamtbetrag 
von zwei Rentenansprüchen. 


3. Zusammentreffen von vier Ansprüchen 
§ 141k 

tiat der Verfolgte neben den Ansprüchen auf 
Entschädigung für Schaden an Leben, Schaden 
an Körper oder Gesundheit und Schaden im 
beruflichen Fortkommen auch Anspruch auf 
Rente für Schaden im beruflichen Fortkommen 
nach §§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98, so 
entfällt dieser Anspruch. Die erstgenannten 
Ansprüche sind nach Maßgabe der §§ 141 g 
und 141 i zu berechnen. 

4. Anwendbarkeit in den Fällen der §§ 110, 
112 und 114 

§ 1411 

In den Fällen der §§ 110, 112 und 114 finden 
die §§ 141 d bis 141 k entsprechende Anwen- 
dung." 


66. § 143 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. vor dem 31. Dezember 1952 aus den 
Verfolgungsgründen des § 1 ihren Sitz 
oder ihre Verwaltung aus dem Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. De- 
zember 1937 oder dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig in das Ausland 
verlegt hat." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „in Gebie- 
ten gehabt hat, die am 31. Dezember 1937 
zum Deutschen Reich gehört haben durch 
die Worte „im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 oder im Ge- 
biet der Freien Stadt Danzig gehabt hat" 
ersetzt. 

67. In § 146 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 


3. Zusammentreffen von vier Ansprüchen 
§ 141 k 

Hat der Verfolgte neben den Ansprüchen auf 
Entschädigung für Schaden an Leben, Schaden 
an Körper oder Gesundheit und Schaden im 
beruflichen Fortkommen auch Anspruch auf 
Rente für Schaden im beruflichen Fortkommen 
nach §§ 85, 85 a, 86 oder §§ 97, 97 a, 98, so ent- 
fällt dieser Anspruch. Die erstgenannten An- 
sprüche sind nach Maßgabe des § 141 g zu be- 
rechnen. 

4. Anwendbarkeit in den Fällen der §§ 41, 
41 a, 110, 112, 114 und 114 a 

§ 141 1 

In den Fällen der §§ 41, 41a, HO, 112, 114 
und 114 a finden die §§ 141 d bis 141k ent- 
sprechende Anwendung." 

65a. § 142 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Eine juristische Person, Anstalt oder 
Personenvereinigung (nichtrechtsfähiger V er- 
ein, nichtrechtsfähige Handelsgesellschaft) hat 
Anspruch auf Entschädigung, wenn sie durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen ge- 
schädigt worden ist." 

66. unverändert 


67. § 146 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Anspruch auf Entschädigung besteht 
nur für Schaden an Eigentum und für Scha- 
den an Vermögen und nur insoweit, als der 
Schaden im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes eingetreten ist. Bei nichtrechtsfähigen 
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„Ein Anspruch des Angehörigen der Gemein- 
schaft für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen für eine von ihm für die Gemein- 
schaft ausgeübte Arbeitstätigkeit entfällt, wenn 
die Gemeinschaft hierfür Entschädigung nach 
Satz 1 erhalten hat.“ 


68. § 150 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Ist der Verfolgte nach Abschluß der 
allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen in 
das Ausland ausgewandert, besteht ein 
Anspruch nach Absatz 1, wenn der Ver- 
folgte die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes genannten Gebiete bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes verlas- 
sen hat." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. In 
diesem Absatz wird folgender neuer Satz 3 
angefügt: 

„Absatz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 


69. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung ist, daß der Verfolgte vor 
dem 9. Mai 1945 in das Ausland ausgewan- 
dert ist." 


b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„§ 13 Abs. 3 findet entsprechende Anwen- 
dung. “ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Handelsgesellschaften, deren sämtliche 
Gesellschafter im Zeitpunkt der Verfol- 
gung natürliche Personen gewesen 
sind, besteht der Anspruch auf Entschädi- 
gung auch, wenn der Schaden an Eigentum 
oder an Vermögen im Reichsgebiet nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 oder 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig einge- 
treten ist." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Ein Anspruch des Angehörigen der Ge- 
meinschaft für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen für eine von ihm für die Gemein- 
schaft ausgeübte Arbeitstätigkeit entfällt, 
wenn die Gemeinschaft hierfür Entschädi- 
gung nach Satz 1 erhalten hat.“ 

68. § 150 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 150 

(1) Der Verfolgte aus den Vertreibungs- 
gebieten, der dem deutschen Sprach- und Kul- 
turkreis angehört hat, hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden an Körper oder Ge- 
sundheit, für Schaden an Freiheit, für Schaden 
durch Zahlung von Sonderabgaben und für 
Schaden im beruflichen Fortkommen. 

(2) Anspruch nach Absatz 1 besteht, wenn 
der Verfolgte die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes genannten Gebiete 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes endgültig 
verlassen hat. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
den Ehegatten des Verfolgten, sofern die Ehe 
vor dem Verlassen der in Absatz 2 genannten 
Gebiete geschlossen worden ist. 

(4) Der Hinterbliebene eines Verfolgten, 
der zu dem in Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Personenkreis gehört, hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden an Leben. Der An- 
spruch besteht auch dann, wenn der Hinter- 
bliebene zu dem in Absatz 1 und 2 bezeichne- 
ten Personenkreis gehört." 

69. § 153 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung ist, daß der Verfolgte vor 

dem 1. August 1945 die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebiete endgültig verlassen hat." 

b) unverändert 
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70. § 154 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Entschädigung für Schaden im 
beruflichen Fortkommen wird nach Maß- 
gabe der §§ 64 bis 66, 87, 88, 110, 112, 114 
geleistet. Im Falle des § 110 wird eine Ent- 
schädigung geleistet, wenn der Verfolgte 
keinen Anspruch auf laufende Bezüge nach 
§ 21 a des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes hat." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Voraussetzung für den Anspruch 
nach Absatz 1 ist, daß der Verfolgte vor 
dem 9. Mai 1945 in das Ausland ausgewan- 
dert ist." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

71. § 156 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) §§84 und 84 a finden entsprechende An- 
wendung. 

(3) Der Monatsbetrag der Rente beträgt 200 
Deutsche Mark, ab 1. Januar 1961 250 Deutsche 
Mark." 

72. § 157 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wor- 
ten „Ist der Verfolgte" die Worte einge- 
fügt „nach Festsetzung oder rechtskräftiger 
gerichtlicher Zuerkennung der Rente und 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Monatsbetrag der Rente beträgt 
für die Witwe oder im Falle des Absatzes 1 
Satz 2 für die Kinder insgesamt 150 Deut- 
sche Mark, ab 1. Januar 1961 190 Deutsche 
Mark. Ist nur ein Kind vorhanden, so be- 
trägt der Monatsbetrag der Rente 75 Deut- 
sche Mark, ab 1. Januar 1961 95 Deutsche 
Mark." 

73. Es wird folgender neuer § 157 a eingefügt: 

♦ 

„§ 157 a 

(1) Ist der Verfolgte nach Ausübung des 
Wahlrechts, aber vor Festsetzung oder rechts- 
kräftiger gerichtlicher Zuerkennung der Rente 
verstorben und lagen vor seinem Tode die 
Voraussetzungen für das Wahlrecht der Rente 
nach § 156 Abs. 1 vor, so steht der Witwe, 
wenn sie selbst Verfolgte ist oder von der 
Verfolgung mitbetroffen war, bis zu ihrer 
Wiederverheiratung und den Kindern, solange 
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70. § 154 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Entschädigung für Schaden im 
beruflichen Fortkommen wird nach Maß- 
gabe der §§ 64 bis 66, 87, 88, 110, 112, 114, 
114 a geleistet. Im Falle des § 1 10 wird eine 
Entschädigung geleistet, wenn der Ver- 
folgte keinen Anspruch auf laufende Bezüge 
nach § 21 a des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes hat." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Voraussetzung für den Anspruch 
nach Absatz 1 ist, daß der Verfolgte vor 

dem 1. August 1945 die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebiete endgültig verlassen hat." 

c) unverändert 

71. unverändert 


72. unverändert 


73. unverändert 
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für sie nach Beamtenrecht Kinderzuschläge ge- 
währt werden können, der Anspruch auf eine 
Rente zu. Der Anspruch besteht nicht, wenn 
die Ehe nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
schlossen worden ist. 

(2) § 157 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Sind auf den Anspruch des Verfolgten 
wegen Schadens im beruflichen Fortkommen 
bereits Leistungen bewirkt worden, so sind 
diese auf die Rente voll anzurechnen. Dies gilt 
auch dann, wenn diese Leistungen an einen 
Dritten bewirkt worden sind." 

74. In § 158 werden das Zitat „ 157" durch „157 a" 74. unverändert 
^ und das Zitat „§ 140 Abs. 1 bis 3" durch „§ 140 
Abs. 1 bis 4" ersetzt. 


74a. Es wird folgender § 159 a eingefügt: 

♦ 

„§ 159 a 

Der Anspruch auf Entschädigung nach §§ 150 
bis 159 ist vererblich, wenn der Verfolgte nach 
dem 1. Januar 1945 und nach dem endgültigen 
Verlassen der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes genannten Gebiete ver- 
storben ist." 

75. § 160 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 75. § 160 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

b) In Absatz 4 wird das Zitat „§§ 150 bis 159" 
durch das Zitat „§§ 150 bis 159 a" ersetzt. 

75a. In § 163 Abs. 1 wird das Zitat „§§ 17 bis 22" 
^ durch das Zitat „§§ 17 bis 21" ersetzt. 


76. In § 164 Abs. 2 werden die Worte „hat nur 76. unverändert 
^ Anspruch auf Rente für Schäden an Leben" 
durch die Worte „hat Anspruch auf Entschädi- 
gung für Schaden an Leben nach Maßgabe des 
§ 163" ersetzt. 


77. § 165 erhält folgende Fassung: 77. unverändert 

♦ 

„§ 165 

(1) Reicht die dem Verfolgten gewährte Ent- 
schädigung in Verbindung mit seinem Vermö- 
gen und seinen sonstigen Einkünften zur Be- 
streitung des Lebensunterhaltes nicht aus, so 
wird ihm ein angemessener Härteausgleich ge- 
währt. 

(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn der Ver- 
folgte zu einem Personenkreis gehört, für den 
Fonds mit besonderer Zweckbestimmung an- 
derweitig vorgesehen sind." 
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78. a) Nach § 166 wird ein neuer Vierter Titel 
„Gemeinsame Vorschriften" eingefügt. 

b) Folgender neuer § 166 a wird eingefügt: 

„§ 166 a 

Treffen Ansprüche auf Entschädigung für 
Schaden an Leben, Schaden an Körper oder 
Gesundheit und Schaden im beruflichen 
Fortkommen zusammen, so finden §§ 141 d 
bis 141 1 entsprechende Anwendung." 

c) Folgender neuer § 166 b wird eingefügt: 

»§ 166 b 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Rentenbeträge 
nach § 156 Abs. 3, § 157 Abs. 2 angemessen 
zu erhöhen, wenn sich die Dienst- und Ver- 
sorgungsbezüge der Bundesbeamten auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften erhöhen. 

(2) Die Bundesregierung wird ferner er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen darüber zu treffen, welcher 
Härteausgleich angemessen erscheint. Dabei 
ist der Schwere des erlittenen Verfolgungs- 
schadens und den persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen des Verfolgten 
entsprechend Rechnung zu tragen. Für den 
Höchstbetrag eines Härteausgleichs ist auf 
die Höhe der Ansprüche nach §§ 150 bis 
159 abzustellen. Innerhalb dieses Rahmens 
kann die Bundesregierung auch Pauschsätze 
aufstellen." 

d) Folgender neuer § 166 c wird eingefügt: 

„§ 166 c 

Die Vorschriften des Ersten bis Dritten 
Titels finden keine Anwendung auf Ver- 
folgte, die Staatsangehörige eines Staates 
sind oder waren, zu dessen finanziellen Auf- 
wendungen für Opfer der nationalsoziali- 
stischen Verfolgung die Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund eines besonderen 
Vertrages in der Form einer ausdrücklichen 
Beteiligung beiträgt." 


79. Der bisherige Fünfte Abschnitt „Aus Gründen 
^ ihrer Nationalität Geschädigte" und §§ 167, 168 
werden gestrichen. 


80, § 169 erhält folgende Fassung: 

„§ 169 

(1) Die durch Geldleistungen zu erfüllenden 
Ansprüche werden spätestens bis zum Ablauf 
des Rechnungsjahres 1967 festgesetzt. Die An- 
sprüche sind sofort fällig. 
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78. a) unverändert 

♦ 

b) unverändert 


c) Folgender neuer § 166 b wird eingefügt: 
„§ 166 b 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


d) Folgender neuer § 166 c wird eingefügt: 

„§ 166 c 

Die Vorschriften der §§ 149 bis 166 fin- 
den keine Anwendung auf Verfolgte, die 
Staatsangehörige eines Staates sind oder 
waren, zu dessen finanziellen Aufwendun- 
gen für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung die Bundesrepublik Deutsch- 
land auf Grund eines besonderen Vertra- 
ges in der Form einer ausdrücklichen Betei- 
ligung beiträgt, es sei denn, daß der Ver- 
folgte diese Staatsangehörigkeit erst nach 
Beendigung der Verfolgung erworben hat." 

79. unverändert 


80. § 169 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 169 

(1) Die durch Geldleistungen zu erfüllenden 
Ansprüche sollen spätestens bis zum Ablauf 
des Rechnungsjahres 1969 festgesetzt werden. 
Die Ansprüche sind sofort fällig. 
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(2) Kapitalentschädigungen, die bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahres 1967 nicht fest- 
gesetzt sind, und die Summe der bis zu diesem 
Zeitpunkt aufgelaufenen und noch nicht fest- 
gesetzten Rentenbeträge werden ab 1. Januar 
1968 bis zum Zeitpunkt der Zuerkennung des 
Anspruchs verzinst. Für Ansprüche, die erst 
nach dem 1. Januar 1967 geltend gemacht 
werden, besteht ein Zinsanspruch erst nach 
Ablauf eines Jahres vom Zeitpunkt der Gel- 
tendmachung des Anspruchs an. Satz 2 gilt 
sinngemäß für die Ausübung der Rentenwahl 
bei Schaden im beruflichen Fortkommen, 


(3) Der Zinszuschlag nach Absatz 2 beträgt 
1 vom Hundert für jedes angefangene Viertel- 
jahr. Die Geltendmachung eines Verzugsscha- 
dens ist ausgeschlossen. 

(4) Der Zinsanspruch kann ganz oder teil- 
weise versagt werden, wenn der Antragsteller 
oder sein Bevollmächtigter die verspätete Zu- 
erkennung des Anspruchs zu vertreten hat,'" 


81. Es wird folgender neuer § 169 a eingefügt; 

♦ 

„§ 169 a 

In den Fällen des § 13 Abs. 3 kann die 
Entschädigungsbehörde die Entschädigung an 
die nicht ausgeschlossenen Erben mit befreien- 
der Wirkung auszahlen. Entsprechendes gilt in 
den Fällen des § 26 Abs. 2, § 39 Abs, 2, § 46 
Abs. 2, §§ 50, 140 Abs. 1 und 3, § 153 Abs. 3 
sowie der §§ 158, 161 und 162." 

82. § 171 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 


„Zum Existenzaufbau und zur Wohnraum- 
beschaffung im Geltungsbereich des Geset- 
zes können auch Darlehen gegeben werden," 

b) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 5 
angefügt: 

„Der Höchstbetrag des Darlehens zur Wohn- 
raumbeschaffung beträgt 5000 Deutsche 
Mark." 
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(2) Kapitalentschädigungen, die bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahres 1969 nicht fest- 
gesetzt sind, und die Summe der bis zu diesem 
Zeitpunkt aufgelaufenen und noch nicht fest- 
gesetzten Rentenbeträge werden ab 1. Januar 
1970 bis zum Zeitpunkt der Zuerkennung des 
Anspruchs verzinst. Für Ansprüche, die erst 
nach dem 1. Januar 1969 geltend gemacht 
werden, besteht ein Zinsanspruch erst nach 
Ablauf eines Jahres, Die Jahresfrist beginnt 
mit dem Ablauf des Kalendervierteljahres, in 
dem der Anspruch geltend gemacht wird. 
Satz 2 und 3 gelten sinngemäß für die Aus- 
übung der Rentenwahl bei Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen. 

(3) unverändert 


(4) Der Zinsanspruch kann ganz oder teil- 
weise versagt werden, wenn der Antragsteller 
oder sein Bevollmächtigter die verspätete Zu- 
erkennung des Anspruchs offensichtlich zu 
vertreten hat." 

81, unverändert 


82. § 171 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 1 bis 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Zur Milderung von Härten kann Perso- 
nen, die die Voraussetzungen der §§ 4 oder 
150 erfüllen und deren Schädigung auf die 
Verfolgungsgründe des § 1 zurückzuführen 
ist, ein Härteausgleich gewährt werden, 
sofern für sie Fonds mit besonderer Zweck- 
bestimmung nicht anderweitig vorgesehen 
sind. Als Leistungen kommen in Betracht 
Beihilfen zum Lebensunterhalt, zur Durch- 
führung eines Heilverfahrens, zur Beschaf- 
fung von Hausrat, zum Existenzaufbau und 
zur Berufsausbildung. Zur Wohnraumbe- 
schaffung im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes und zum Existenzaufbau können auch 
Darlehen gegeben werden." 

b) unverändert 
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c) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ein Härteausgleich nach Absatz 1 
kann auch gewährt werden, 

a) wenn die Wahrscheinlichkeit des 
ursächlichen Zusammenhangs 
zwischen einem Schaden an Kör- 
per oder Gesundheit und der 
Verfolgung nur deshalb nicht 
festzustellen ist, weil über die 
Ursache des Leidens in der ärzt- 
lichen Wissenschaft Ungewißheit 
besteht; 

b) zugunsten der nicht wiederver- 
heirateten, von der Verfolgung 
mitbetroffenen Witwe eines Ver- 
folgten, der vor dem 31. Dezem- 
ber 1952 verstorben ist und sei- 
nen letzten Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes, aber im Reichsgebiet nach 
dem Stande vom 31. Dezember 
1937 oder im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig hatte, es sei denn, 
daß er den Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt erst nach Be- 
endigung der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft dort be- 
gründet hat; der Härteausgleich 
kann bis zur Hohe der Ansprüche 
gewährt werden, die dem Ver- 
folgten zugestanden hätten, 
wenn er die Voraussetzungen 
des § 4 erfüllt haben würde, so- 
weit sie auf die Witwe im Erb- 
wege übergegangen wären; dies 
gilt sinngemäß zugunsten des 
Witwers einer verstorbenen 
Verfolgten unter den Voraus- 
setzungen des § 17 Abs. 1 Nr. 2; 

c) zugunsten von Verfolgten, die 
wegen eines Schadens im beruf- 
lichen Fortkommen, der außer- 
halb des Reichsgebietes nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 
oder des Gebietes der Freien 
Stadt Danzig eingetreten ist, nicht 
anspruchsberechtigt sind, sofern 
sie die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen und am 1. Januar 1963 
ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gehabt haben." 


d) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ein Härteausgleich nach Absatz 1 
kann auch gewährt werden, 

a) unverändert 


Buchstabe b entfällt 


c) zugunsten von Verfolgten, die 
wegen eines Schadens im beruf- 
lichen Fortkommen, der außer- 
halb des Reichsgebietes nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 
oder des Gebietes der Freien 
Stadt Danzig eingetreten ist, 
nicht anspruchsberechtigt sind, 
sofern sie 

aa) im Zeitpunkt der Entschei- 
dung die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit besitzen oder 

bb) die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen und am 1. Januar 
1963 ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes gehabt haben.“ 

d) unverändert 
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83. ln § 175 wird folgender neuer Absatz 4 ange- 
fügt: 

„ (4) über die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Krankenversorgung nach § 141a — ausge- 
nommen Absatz 3 Nr. 1 — und über den Er- 
stattungsanspruch nach § 141 c Abs. 5 ent- 
scheiden die Entschädigungsorgane; diese Ent- 
scheidung ist für die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung und die Gerichte der So- 
zialgerichtsbarkeit bindend. Im übrigen be- 
stimmt sich das Verfahren nach §§ 227 a bis 
227 d." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

83. In § 175 wird folgender neuer Absatz 4 ange- 
♦ fügt: 

„(4) Uber das Vorliegen der Voraussetzun- 
gen des Anspruchs auf Krankenversorgung 
nach § 141 a und über die Erstattungsansprüche 
nach § 141 c Abs. 5 entscheiden die Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Im übrigen 
bestimmt sich das Verfahren nach §§ 227 a bis 
227 d." 


84. Es wird folgender neuer § 175 a eingefügt: 84. unverändert 

♦ 

„§ 175 a 


Hat eine Behörde, die für Ansprüche nach 
§ 5 Abs. 1 zuständig ist, oder ein Gericht, das 
für Ansprüche nach § 5 Abs. 1 zuständig ist, in 
einer nicht mehr anfechtbaren Entscheidung 
eine der in § 5 Abs. 1 aufgeführten besonderen 
Rechtsvorschriften wegen der Rechtsnatur des 
Anspruchs für anwendbar oder für nicht an- 
wendbar erklärt, so sind die Entschädigungs- 
organe an diese Beurteilung gebunden. War 
der Anspruch auf Entschädigung durch unan- 
fechtbaren Bescheid oder rechtskräftige ge- 
richtliche Entscheidung abgelehnt worden, so 
ist die Entschädigungsbehörde auf Verlangen 
des Antragstellers verpflichtet, einen neuen 
Bescheid über den Anspruch auf Entschädigung 
zu erlassen. Die Rechtskraft einer gericht- 
lichen Entscheidung steht dabei nicht entge- 
gen." 


84a. Es wird folgender neuer § 177 a eingefügt: 

♦ 

.,§ 177 a 

Ein Leistungsvorbehalt ist zulässig, wenn 
ein Entschädigungsanspruch in seinem Bestand 
oder in seiner Höhe von Umständen abhängig 
ist, deren Eintritt noch ungewiß ist oder die 
sich in Zukunft ändern können." 


85. § 180 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 85. unverändert 

♦ 

„(1) Hat der Verfolgte seinen letzten be- 
kannten Aufenthalt im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937, im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig oder in einem vom Deut- 
schen Reich oder seinen Verbündeten beherrsch- 
ten oder besetzten Gebiet gehabt und ist 
sein Aufenthalt seit dem 8. Mai 1945 unbe- 
kannt, so wird vermutet, daß er am 8. Mai 
1945 verstorben ist, es sei denn, daß nach dem 
Verschollenheitsgesetz oder nach anderen 
Rechtsvorschriften bereits ein anderer Zeit- 
punkt des Todes festgestellt worden ist." 
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86. § 181 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 86. unverändert 

♦ 

„(3) Die Erteilung des Erbscheins für den 
Entschädigungsanspruch einschließlich des vor- 
ausgegangenen Verfahrens ist gebühren- und 
auslagenfrei. § 107 Abs. 1 Satz 2 der Kosten- 
ordnung bleibt unberührt." 


87. § 185 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „un- 
beschadet des § 175 Abs. 2" die Worte 
„und 4" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe d werden nach 
den Worten „vom 31. Dezember 1937" die 
Worte „und im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig" eingefügt. 

c) In Absatz 2 Nr. 4 wird das Zitat „Buch- 
staben d bis f" durch das Zitat „Buchstaben 
d bis g" ersetzt. 

d) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Ansprüche eines Hinterbliebenen 
ist, wenn sich aus dem Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt oder im Falle des 
Absatzes 2 Nr. 5 aus dem Aufenthalt des 
verstorbenen Verfolgten keine Zuständig- 
keit nach Absatz 2 ergibt, der Wohnsitz 
oder dauernde Aufenthalt oder im Falle 
des Absatzes 2 Nr. 5 der Aufenthalt des 
Hinterbliebenen maßgebend." 

e) In Absatz 4 wird das Zitat „§ 4 Abs. 5" 
durch das Zitat „§ 4 Abs. 7" ersetzt. 

f) In Absatz 5 werden die Worte „In allen 
übrigen Fällen . . ." durch die Worte „In 
den Fällen der §§ 149 bis 166 a" ersetzt. 

g) Folgende neue Absätze 6 und 7 werden 
eingefügt: 

„(6) Ist nach den vorstehenden Vorschrif- 
ten keine Zuständigkeit gegeben, so sind 
die Entschädigungsbehörden des Landes 
Baden-Württemberg zuständig. 

(7) Für ererbte Ansprüche ist der Wohn- 
sitz oder dauernde Aufenthalt oder im 
Falle des Absatzes 2 Nr. 5 der Aufenthalt 
des verstorbenen Verfolgten, in dessen 
Person der Anspruch auf Entschädigung 
entstanden ist, maßgebend. In den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 2 tritt an die Stelle des 
verstorbenen Verfolgten der verstorbene 
Berechtigte." 

h) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8. 


87. unverändert 


g) Folgende neue Absätze 6 und 7 werden 
eingefügt: 

„(6) Ist nach den vorstehenden Vorschrif- 
ten keine Zuständigkeit gegeben, so sind 
die Entschädigungsbehörden des Landes 

Nordrhein-Westfalen zuständig. 

(7) unverändert 


h) unverändert 


88. § 187 Abs. 3 wird gestrichen. 88. unverändert 

♦ 

88a. § 189 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„§ 189 

(1) Entschädigung wird nur auf Antrag ge- 
währt. Der Antrag ist bis zum 1. April 1958 bei 
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89. Es wird folgender neuer § 189 a eingefügt: 

»§ 189 a 

(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung inner- 
halb der Antragsfrist des § 189 Abs. 1 gestellt 
worden, so können Ansprüche, die dabei nicht 
angemeldet worden sind, noch bis zum 
31. März 1965 angemeldet werden. 

(2) Ab 1. April 1965 kann ein weiterer An- 
spruch nur noch insoweit angemeldet werden, 
als der Anspruch auf Tatsachen gestützt wird, 
die erst nach dem 31. März 1964 eingetreten 
sind, ln diesem Falle ist der Anspruch inner- 
halb eines Jahres nach Eintritt dieser Tat- 
sachen anzumelden. § 189 Abs. 3 findet ent- 
sprechende Anwendung." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der zuständigen Entschädigungsbehörde zu 
stellen. Diese Frist gilt nicht in den Fällen der 
§§ 141 und 171. 

(2) Die Antragsfrist gilt auch dann als ge- 
wahrt, wenn der Antrag fristgemäß bei einer 
für Ansprüche nach diesem Gesetz unzustän- 
digen Behörde gestellt oder wenn der An- 
spruch bei Gericht geltend gemacht worden ist. 

(3) War der Antragsteller ohne sein Ver- 
schulden verhindert, die Antragsfrist einzuhal- 
ten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand zu gewähren. Hat die 
Entschädigungsbehörde ausdrücklich oder 
stillschweigend Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand gewährt, so sind die Entschädi- 
gungsgerichte an diese Entscheidung gebun- 
den." 

89. Es wird folgender neuer § 189 a eingefügt: 

♦ 

„§ 189 a 

(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung nach 
§ 189 rechtswirksam gestellt worden, so kön- 
nen Ansprüche, die dabei nicht angemeldet 
worden sind, noch bis zum 31. Dezember 1965 
angemeldet werden. 

(2) Ab 1. Januar 1966 kann ein weiterer An- 
spruch nur noch insoweit angemeldet werden, 
als der Anspruch auf Tatsachen gestützt wird, 
die erst nach dem 31. Dezember 1964 einge- 
treten sind. In diesem Falle ist der Anspruch 
innerhalb eines Jahres nach Eintritt dieser 
Tatsachen anzumelden. § 189 Abs, 3 findet ent- 
sprechende Anwendung. 

(3) § 189 Abs. 3 findet keine Anwendung." 

89a. Es wird folgender neuer § 189 b eingefügt: 

♦ 

„§ 189 b 

(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung als 
Hinterbliebener nach § 189 rechtswirksam ge- 
stellt worden, so wahrt dieser Antrag die Frist 
für die Anmeldung der ererbten Ansprüche 
nach dem verstorbenen Verfolgten, sofern der 
Hinterbliebene zugleich Erbe ist. Das gleiche 
gilt, wenn der Hinterbliebene nach § 189 
rechtswirksam einen Antrag wegen der er- 
erbten Ansprüche nach dem verstorbenen Ver- 
folgten gestellt hat, für seinen Anspruch auf 
Entschädigung als Hinterbliebener. 

(2) Absatz 1 findet im Falle des § 189 a 
Abs. 1 entsprechende Anwendung." 


89b. Es wird folgender § 190 a eingefügt: 

„§ 190 a 

(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung nach 
§ 189 rechtswirksam, aber ohne Darlegung des 
den einzelnen Entschädigungsanspruch be- 
gründenden Sachverhalts gestellt worden, so 
müssen die in § 191 Nr. 1 bis 4 bezeichneten 
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Angaben bei Vermeidung des Ausschlusses 
bis zum 30. September 1966 nacbgeholt wer- 
den. § 189 Abs. 3 findet keine Anwendung. 

(2) Absatz 1 findet in den Fällen der §§ 189 a 
und 189 b entsprechende Anwendung." 


90. In § 193 Abs. 3 wird folgender neuer Satz 2 90. unverändert 

^ angefügt: 

„Eine Versendung von Akten oder Aktentei- 
len in Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes findet nicht statt." 


91. In § 195 Abs. 2 erhält Nummer 2 folgende Fas- unverändert 

^ sung: 

„2. die Entscheidungsformel einschließlich 
etwaiger Leistungsvorbehalte,". 

92. § 196 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 92. unverändert 

♦ 

„(2) In den Fällen der §§ 85 a, 86 Abs. 2, 

§§ 97 a, 98 und 157 a ist der Bescheid der 
Witwe oder dem Witwer auch dann zuzustel- 
stellen, wenn diese nicht Erben sind." 


93. Es wird folgender neuer § 197 a eingefügt: 93. unverändert 

♦ 

„§ 197 a 

Als Zeitpunkt der Festsetzung im Sinne die- 
ses Gesetzes gilt der Tag der Zustellung des 
Bescheids oder des Abschlusses des Vergleichs, 
in dem der Anspruch auf Entschädigung zu- 
erkannt worden ist." 


94. § 199 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 199 


(1) Ist bei Ansprüchen für Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen ein Wahlrecht gegeben, so 
hat die Entschädigungsbehörde in dem 
Bescheid auch den Anspruch der Höhe nach 
festzusetzen, der gewählt werden kann. In 
diesem Falle wird nur der Betrag der Kapital- 
entschädigung ausgezahlt, der der Summe der 
rückständigen Rentenbeträge im Zeitpunkt der 
Festsetzung und der Entschädigung nach § 83 
Abs. 3, § 86 Abs. 3 oder § 98 entspricht; der 
Restbetrag der Kapitalentschädigung wird aus- 
gezahlt, wenn der Berechtigte auf das Wahl- 
recht verzichtet hat oder die Frist zur Aus- 
übung des Wahlrechts abgelaufen ist, ohne 
daß es der Berechtigte ausgeübt hat. 

(2) Ist ein Wahlrecht nicht gegeben, so hat 
die Entschädigungsbehörde die Kapitalent- 
schädigung festzusetzen und in dem Bescheid 
zugleich festzustellen, daß ein Wahlrecht nicht 
gegeben ist. Dies gilt auch dann, wenn der 
Berechtigte die Rente noch nicht gewählt hat. 
In diesem Falle wird die Kapitalentschädigung 
erst ausgezahlt, wenn der Bescheid unanfecht- 
bar geworden oder durch rechtskräftiges Urteil 
festgestellt worden ist, daß ein Rentenwahl- 
recht nicht besteht. 


94. unverändert 


68 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/3423 


Entwurf 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
das Wahlrecht vor Entscheidung über den 
Anspruch bereits ausgeübt worden ist." 

95. In § 200 Abs. 1 wird das Zitat „§ 167 Abs. 2 
^ und 3" gestrichen. 

96. In § 204 Abs. 2 werden die Worte „im Falle 
^ des § 201" durch die Worte „in den Fällen der 

§§ 201, 202" ersetzt. 

97. In § 206 wird folgender neuer Absatz 4 ange- 
♦ fügt: 

„(4) Absätze 1 bis 3 finden für den Anspruch 
auf Krankenversorgung nach § 141 a entspre- 
chende Anwendung." 

98. Es wird folgender neuer § 206 a eingefügt: 

„§ 206 a 

(1) In den Fällen der §§ 141 d bis 141 1 kann 
die Entschädigungsbehörde einen neuen Be- 
scheid nach Maßgabe dieser Vorschriften 
erlassen, wenn nach Zuerkennung eines An- 
spruchs oder mehrerer Ansprüche weitere 
Ansprüche zuerkannt werden. Die Rechtskraft 
einer gerichtlichen Entscheidung steht dabei 
nicht entgegen. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen- 
dung, wenn nach Zuerkennung mehrerer An- 
sprüche einer oder mehrere dieser Ansprüche 
wegfallen, sich erhöhen oder mindern. 

(3) Absätze 1 und 2 finden auf Vergleiche, 
die im Verfahren bei den Entschädigungsbe- 
hörden oder im gerichtlichen Verfahren abge- 
schlossen worden sind, enstprechende Anwen- 
dung. 

(4) Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung 
auf wiederkehrende Leistungen, die für Scha- 
den im wirtschaftlichen Fortkommen gewährt 
werden/' 


B s r h 1 ü s s e d s 7. A u s s c h ii s s c s 

95. unverändert 

96. unverändert 

97. unverändert 


98. Es wird folgender neue § 206 a eingefügt: 

„§ 206 a 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 

Absatz 4 entfällt 


99. § 207 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 4 an- 
gefügt: 

„Für die Zwangsvollstreckung wegen der 
Kosten findet § 205 entsprechende Anwen- 
dung." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Personenstandsurkunden zur Vor- 
lage bei den Entschädigungsbehörden sind 
gebühren- und auslagenfrei auszustellen." 

100. § 213 erhält folgende Fassung: 100. u n v e r ä n d (M' l 

♦ 

„§ 213 

(1) Ist ein Anspruch auf Entschädigung durch 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung oder 


99. In § 207 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 4 
angefügt; 

„Für die Zwangsvollstreckung wegen der 
Kosten findet § 205 entsprechende Anwen- 
dung. " 
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durch Prozeßvergleich festgesetzt und stellt 
sich nachträglich heraus, daß ein Verwirkungs- 
grund nach § 6 Abs. 3, § 145 Abs. 2 oder ein 
Entziehungsgrund nach § 7 Abs. 2 vorliegt, so 
kann das Land vor dem für den Sitz der Ent- 
schädigungsbehörde zuständigen Landgericht 
Klage mit dem Antrag erheben, unter Aufhe- 
bung der gerichtlichen Entscheidung oder des 
Prozeßvergleichs den Anspruch auf Entschädi- 
gung abzuweisen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 ist der Anspruch 
auf Rückzahlung der nach Eintritt eines Ver- 
wirkungs- oder Entziehungsgrundes bewirkten 
Leistungen zugleich mit der Klage geltend zu 
machen. 

(3) Die Klage kann nur innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten erhoben werden. Die Frist 
beginnt mit dem Tage, an dem die Entschädi- 
gungsbehörde von dem Verwirkungs- oder 
Entziehungsgrund Kenntnis erlangt hat." 

101. § 219 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 

eingefügt: 

„2. das Urteil von einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs abweicht und auf 
dieser Abweichung beruht;". 

b) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden 

Nummern 3 und 4. 

102. § 225 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist der 
Streitwert nach § 13 Abs. 3 des Gerichtsko- 
stengesetzes zu berechnen." 

103. Nach § 227 ist folgender neuer Fünfter Titel 
„Verfahrensvorschriften für den Anspruch auf 
Krankenversorgung" einzufügen: 

.§ 227 a 

(1) Die Krankenversorgung wird von der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, wenn 
eine solche nicht besteht, der Landkranken- 
kasse durchgeführt, in deren Bezirk der Ver- 
folgte seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt hat. 

(2) Bei Streitigkeiten über die Durchführung 
der Krankenversorgung ist der Sozialrechts- 
weg gegeben. Die Vorschriften des Sozial- 
gerichtsgesetzes für Streitigkeiten in Angele- 
genheiten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gelten entsprechend. 

(3) Titel 1 bis 4 dieses Abschnitts finden 
insoweit keine Anwendung. 

§ 227 b 

(1) Die den Trägern der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung auf Grund der §§ 141 a bis 
141 c entstehenden Aufwendungen zuzüglich 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


101. unverändert 


102. unverändert 


103. Nach § 227 ist folgender neuer Fünfter Titel 
^ „Verfahrensvorschriften für den Anspruch auf 
Krankenversorgung" einzufügen: 

„§ 227 a 

unverändert 


§ 227 b 

(1) Die den Trägern der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung auf Grund der §§ 141 a bis 
141 c entstehenden Aufwendungen zuzüglich 
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eines Verwaltungskostenanteils von 7 vom 
Hundert der Aufwendungen werden von dem 
Land ersetzt, in dessen Gebiet die Kranken- 
kasse ihren Sitz hat. 

(2) Ersatzansprüche nach Absatz 1 verjähren 
in zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in dem die Krankenkasse 
die Aufwendungen für die Krankenversorgung 
erbracht hat. 


§ 227 c 

Ärztliche und zahnärztliche Leistungen wer- 
den nach den für die Behandlung von Beschä- 
digten im Sinne des Bundesversorgungsgeset- 
zes maßgebenden Sätzen vergütet. Apotheker 
und andere der Krankenbehandlung dienende 
Personen sowie Krankenanstalten und Einrich- 
tungen haben nur auf die für Mitglieder der 
Krankenkasse zu zahlende Vergütung An- 
spruch. 

§ 227 d 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung erläßt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und mit Zustim- 
mung des Bundesrates die erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften über die Durchführung 
der Krankenversorgung und über das Verfah- 
ren auf Ersatz nach § 227 b." 


104. § 237 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) In den Fällen der §§ 81, 85, 85 a, 86, 
93, 97, 97 a, 98 wird das Wahlrecht nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß der Verfolgte auf 
Grund bisheriger Vorschriften, nach denen ein 
Wahlrecht dieser Art nicht gegeben war, eine 
Entschädigung für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen ganz oder teilweise erhalten hat." 


105. Es wird folgender neuer § 238 a eingefügt: 

„§ 238 a 

(1) Anspruch auf Entschädigung nach die- 
sem Gesetz besteht nur, wenn der Berechtigte 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
in Staaten hat, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
oder am 1. Januar 1963 diplomatische Bezie- 
hungen unterhalten hat. Bei juristischen Per- 
sonen, Anstalten oder Personenvereinigungen 
oder deren Rechts- oder Zwecknachfolger tritt 
an die Stelle des Wohnsitzes der Sitz und an 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

eines Verwaltungskostenanteils von 8 vom 
Hundert der Aufwendungen werden von dem 
nach § 185 zuständigen Lande ersetzt. 

(2) unverändert 


(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Rückfor- 
derungensansprüche des Landes wegen zu Un- 
recht gewährten Kostenersatzes. Die Verjäh- 
rung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem 
der Krankenkasse die Aufwendungen ersetzt 
worden sind. 

§ 227c 

unverändert 


§ 227d 

unverändert 


104. unverändert 


105. Es wird folgender neuer § 238 a eingefügt: 

♦ 

„§238a 

(1) Anspruch auf Entschädigung nach die- 
sem Gesetz besteht nur, wenn der Berechtigte 
im Zeitpunkt der Entscheidung seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt in Staaten hat, 
mit denen die Bundesrepublik Deutschland bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes oder am 1. Ja- 
nuar 1963 diplomatische Beziehungen unter- 
halten hat. Bei juristischen Personen, Anstal- 
ten oder Personenvereinigungen oder deren 
Rechts- oder Zwecknachfolger tritt an die 
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die Stelle des dauernden Aufenthaltes der Ort 
der Verwaltung. 

(2) Absatz 1 gilt auch in den Fällen der 
§§ 90, 165 und 171. 

(3) Die Bundesregierung kann bestimmen, 
welche Staaten, mit denen die Bundesrepublik 
zu den in Absatz 1 genannten Zeitpunkten 
keine diplomatischen Beziehungen unterhalten 
hat, behandelt werden, als ob mit ihnen diplo- 
matische Beziehungen unterhalten worden 
wären." 

106. In § 239 Satz 1 wird das Zitat „§§ 149 bis 166" 
^ durch „§§ 149 bis 166 b" ersetzt. 


Artikel II 

Änderung des Dritten Änderungsgesetzes 
zum Bundesergänzungsgesetz 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Bundesergän- 
zungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung vom 29. Juni 
1956 und 19. August 1957 wird wie folgt geändert: 

In Artikel III Nr. ,1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Dies gilt nur, wenn der Berechtigte seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt in Staaten hat, mit 
denen die Bundesrepublik Deutschland am 1. Okto- 
ber 1953 oder am 1. Januar 1963 diplomatische Be- 
ziehungen unterhalten hat. § 238 a Abs. 3 BEG fin- 
det entsprechende Anwendung." 


A r t i k e 1 III 

Ubergangsvorschriften 

1. (1) Soweit einem Berechtigten auf Grund der 

Änderungen in Artikel I dieses Gesetzes erst- 
malig Entschädigungsansprüche zustehen, endet 
die Antragsfrist für diese Ansprüche mit Ablauf 
des 31, März 1965, 


(2) § 189 Abs. 2, 3 BEG findet entsprechende 
Anwendung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Stelle des Wohnsitzes der Sitz und an die 
Stelle des dauernden Aufenthaltes der Ort der 
Verwaltung. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


106. unverändert 


Artikel II 

Änderung des Dritten Änderungsgesetzes 
zum Bundesergänzungsgesetz 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Bundes- 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung vom 29. Juni 
1956 und 19. August 1957 wird wie folgt geändert: 

In Artikel III Nr. 1 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„Dies gilt nur, wenn der Berechtigte im Zeitpunkt 
der Entscheidung seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt in Staaten hat, mit denen die Bundes- 
republik Deutschland am 1. Oktober 1953 oder am 
1. Januar 1963 diplomatische Beziehungen unter- 
halten hat. § 238 a Abs. 3 BEG findet entsprechende 
A^nwendung. " 


Artikel III 

Ubergangsvorschriften 

1. (1) Steht einem Berechtigten auf Grund der 

Änderungen in Artikel I Nr. 01, 1, la, 6 a, 68 
und 74 a dieses Gesetzes erstmalig ein Anspruch 
auf Entschädigung zu, so kann er einen Antrag 
auf Entschädigung bis zum 30. September 1966 
stellen. Das gleiche gilt, soweit aufgrund der 
Änderungen in Artikel I Nr. 3 a, 7 bis 74 dieses 
Gesetzes ein einzelner Anspruch auf Entschädi- 
gung erstmalig begründet wird. 

(2) § 189 Abs. 2 und 3, § 189 a Abs. 2, §§ 189 b 
und 190 a BEG finden entsprechende Anwen- 
dung; jedoch können Ansprüche, die dem Be- 
rechtigten bereits nach bisherigem Recht zuge- 
gestanden haben, auf Grund des Absatzes 1 nicht 
geltend gemacht werden. 
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(3) Ab 1. April 1965 kann ein weiterer An- 
spruch nur noch insoweit angemeldet werden, 
als der Anspruch auf Tatsachen gestützt wird, 
die erst nach dem 31. März 1965 eingetreten sind. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 steht die Un- 
anfechtbarkeit oder die Rechtskraft einer frühe- 
ren Entscheidung einer erneuten Entscheidung 
über diesen Anspruch nicht entgegen. 


2. (1) Steht dem Berechtigten auf Grund der Än- 

derungen in Artikel I dieses Gesetzes ein wei- 
tergehender Anspruch zu, als er ihm vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes durch unanfechtbaren 
Bescheid oder rechtskräftige gerichtliche Ent- 
scheidung zuerkannt worden ist, so kann er in- 
nerhalb der Antragsfrist nach Nummer 1 Abs. 1 
diesen Anspruch insoweit erneut anmelden. 


(2) Eine erneute Anmeldung nach Maßgabe 
des Absatzes 1 kann auch dann erfolgen, wenn 
der Bescheid erst innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach Verkündung dieses Gesetzes un- 
anfechtbar oder wenn die gerichtliche Entschei- 
dung erst innerhalb einer Frist von drei Mona- 
ten nach Verkündung dieses Gesetzes rechts- 
kräftig wird. 

(3) Bei der Entscheidung über den Anspruch 
sind die Entschädigungsorgane an die tatsäch- 
lichen Feststellungen gebunden, auf denen der 
vor Verkündung dieses Gesetzes ergangene un- 
anfechtbare Bescheid oder die rechtskräftige ge- 
richtliche Entscheidung beruht. 

(4) Soweit das Bundesentschädigungsgesetz 
in der Fassung des Artikels I dieses Gesetzes 
das Bestehen oder die Höhe des Anspruchs, seine 
Vererblichkeit oder das Bestehen eines Wahl- 
rechts bei Ansprüchen für Schaden im beruf- 
lichen Fortkommen von den Verhältnissen im 
Zeitpunkt der Entscheidung abhängig macht, ist 
von den Verhältnissen auszugehen, auf denen 
die frühere Entscheidung beruht. 

(5) Nummer 1 Abs. 2 und 4 findet entspre- 
chende Anwendung. 

(6) Ist in einem bei Verkündung dieses Ge- 
setzes anhängigen Verfahren noch keine Ent- 
scheidung ergangen, so ist der Anspruch nach 
Maßgabe des Artikels I dieses Gesetzes fest- 
zusetzen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Absatz 3 entfällt 


(4) In den Fällen des Absatzes 1 steht die Un- 
anfechtbarkeit oder die Rechtskraft einer frühe- 
ren Entscheidung einer neuen Entscheidung über 
den Anspruch auf Entschädigung nicht entgegen. 

(5) Absätze 1 bis 4 finden in den Fällen des 
Artikels I Nr. 15, 15 a, 22, 84, 88 a, 89 und 89 a 
entsprechende Anwendung. 

(6) In den Fällen des Artikels I Nr. 15 a endet 
die Antragsfrist frühestens 6 Monate nach Ver- 
kündung der gemäß § 42 Abs. 2 BEG zu erlassen- 
den Rechtsverordnung. 

2. (1) Steht einem Berechtigten auf Grund der 

Änderungen in Artikel I dieses Gesetzes ein 
weitergehender Anspruch zu, als er ihm vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes nach dem Bundes- 
ergänzungsgesetz zur Entschädigung für Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung (Bundes- 
ergänzungsgesetz) oder dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz durch unanfechtbaren Bescheid oder 
rechtskräftig gerichtlich zuerkannt worden ist, so 
kann er innerhalb der Antragsfrist nach Num- 
mer 1 Abs. 1 diesen Anspruch insoweit erneut 
anmelden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Nummer 1 Abs. 2 bis 6 findet entspre- 
chende Anwendung. 

(6) unverändert 
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3. Ist die Entschädigung vor Verkündung dieses 
Gesetzes durch Vergleich, Verzicht oder Abfin- 
dung geregelt worden und steht dem Berechtig- 
ten auf Grund der Änderungen in Artikel I 
dieses Gesetzes ein weitergehender Anspruch 
als nach den bisherigen Vorschriften zu, so kann 
der Berechtigte innerhalb der Frist der Num- 
mer 1 Abs. 1 die Regelung durch Erklärung ge- 
genüber der zuständigen Entschädigungsbehörde 
anfechten. §189 Abs. 3 DEG findet entsprechende 
Anwendung. 

4. (1) Steht dem Berechtigten auf Grund der Än- 
derungen in Artikel I dieses Gesetzes bei An- 
sprüchen für Schaden im beruflichen Fortkom- 
men erstmalig ein Wahlrecht zu, so beginnt die 
Frist zur Ausübung der Wahl sechs Monate nach 
Verkündung dieses Gesetzes. Dies gilt nicht in. 
den Fällen, in denen der Anspruch auf Kapital- 
entschädigung nach Verkündung dieses Gesetzes 
zuerkannt worden ist. 

(2) Stand den Berechtigten nach bisherigen 
Vorschriften bei Ansprüchen für Schaden im be- 
ruflichen Fortkürnmen ein Wahlrecht zu und er- 
höht sich auf Grund der Änderungen in Artikel I 
dieses Gesetzes die nicht gewählte Entschädi- 
gung, so kann er diese innerlialb der Frist der 
Nummer 1 Abs. 1 durch Erklärung gegenüber 
der zuständigen Entschädigungsbehörde verlan- 
gen. 

(3) Ist der Verfolgte vor Abgabe der Erklä- 
rung nach Absatz 2 innerhalb der Frist der Num- 
mer 1 Abs, 1 verstorben, so kann die Witwe 
oder unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 
Nr. 2 BEG der Witwer nach Maßgabe der §§ Bo, 
9o BEG die nicht gev/ählte Entschädigung durch 
Erklärung gegenüber der zuständicien Entscliädi- 
gungsbehörde verlangen, wenn die Witwe oder 
der Witwer selbst Verfolgter ist oder von der 
Verfolgung des verstorbenen Verfolgten mitbe- 
troffen worden ist. § 86 Abs. 5 BEG findet ent- 
sprechende Anwendung. 

o. Ist in den Fällen dos § 86 oder § 98 BEG vor 
Verkündung dieses Gesetzes der Witwe, dem 
Witwer oder den Kindern die Entschädigung in 
Höhe der Rentenbezüge eines Jalires gezalilt 
worden und erhält die Witwe, der Witwer oder 
die Kinder auf Grund der Änderungen in Arti- 
kel I dieses Gesetzes nunmehr eine Rente nach 
§ 85 a oder § 97 a BEG, so wird die Entschädigung 
in Höhe der Rentenbezüge eines Jalires auf den 
Anspruch der Erben des Verfolgten auf die 
Summe der rückständigen Rentenbeträge ange- 
rechnet. 

6. Ist bei Verkündung dieses Gesetzes ein An- 
trag auf Entschädigung in einem Land anhängig, 
so bleiben die Entschädigungsorgane dieses Lan- 
des auch für die Ansprüche des Antragstellers 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz in der 
Fassung des Artikels I dieses Gesetzes zustän- 
dig. Dies gilt nicht in den Fällen des § 185 Abs. 6 
BEG. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. Ist die Entschädigung vor Verkündung dieses 
Gesetzes nach dem Bundesergänzungsgesetz oder 
dem Bundesentschädigungsgeselz durch Ver- 
gleich, Verzicht oder Abfindung geregelt wor- 
den und steht dem Berechtigten auf Grund der 
Änderungen in Artikel I dieses Gesetzes ein 
weitergehender Anspruch als nach den bisheri- 
gen Vorschriften zu, so kann der Berechtigte in- 
nerhalb der Frist der Nummer 1 Abs. 1 die Rege- 
lung durch Erklärung gegenüber der zuständigen 
Entschädigungsbehörde anfechten. Nummer 1 
Abs. 2, 5 und 6 findet entsprechende Anwendung. 

4. (1) Steht dem Berechtigten auf Grund der 
Änderungen in Artikel I dieses Gesetzes bei An- 
sprüchen für Schaden im beruflichen Fortkommen 
erstmalig ein Wahlrecht zu, so endet die Frist 
zur Ausübung der Wahl am 30. September 1966. 
In den Fällen, in denen der Anspruch auf Kapi- 
talentschädigung erst nach Verkündung dieses 
Gesetzes zuerkannt worden ist, verbleibt es bei 
der Frist des § 84 BEG. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


5. unverändert 


Nummer 6 entfällt hier 

siehe Nummer 6 b 
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siche Nummer 6 


7. (1) Soweit vor Verkündung dieses Gesetzes 

Ansprüche von Berechtigten durch Bescheid oder 
durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung 
festgesetzt worden sind, behält es hierbei zu- 
gunsten der Berechtigten sein Bewenden. 


(2) Die Minderung, das Ruhen oder die Ent- 
ziehung einer nach den bisherigen Vorschriften 
festgesetzten Rente richtet sich nach den Vor- 
schriften des Bundesentschädigungsgesetzes in 
der Fassung des Artikels I dieses Gesetzes. 

(3) In den Fällen der §§ 141 d bis 141 1 BEG 
werden die dem Berechtigten nach den bisheri- 
gen Vorschriften zuerkannten Renten solange 
nicht erhöht, als ihr Gesamtbetrag die Summe 
der dem Berechtigten nach dem Bundesentschä- 
digungsgesetz in der Fassung des Artikels I die- 
ses Gesetzes zustchenden Renten übersteigt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6a. (1) Ist in den Fällen des Artikels 1 Nr. 53 a 

{§ 114 Abs. 2) und Nr. 53 b {§ 114 a) vor Verkün- 
dung dieses Gesetzes dem Verfolgten eine Ent- 
schädigung für Schaden in der Ausbildung nach 
§§ 116 bis 118 BEG gezahlt worden, so ist diese 
auf den Anspruch nach § 114 Abs, 2 und § 114 a 
anzurechnen. 

(2) Ist in den Fällen des Arükeln I Nr. 65 a 
(§ 142) vor Verkündung dieses Gesetzes einer 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts eine Ent- 
schädigung für Schaden an Eigentum oder Ver- 
mögen gezahlt worden, so ist diese auf die ent- 
sprechende Entschädigung der einzelnen Ge- 
sellschafter für Schaden an Eigentum oder Ver- 
mögen nach Maßgabe ihres Auseinanderset- 
zungsanteils anzurechnen. 

6b. Ist bei Verkündung dieses Gesetzes ein Antrag 
auf Entschädigung in einem Land anhängig, so 
bleiben die Entschädigungsorgane dieses Landes 
auch für die Ansprüche des Antragstellers nach 
dom Bundesentschädigungsgesetz in der Fassung 
des Artikels I dieses Gesetzes zuständig. Dies 
gilt nicht in den Fällen des § 185 Abs. 6 BEG. 

7. (1) Soweit vor Verkündung dieses Gesetzes 
Ansprüche von Berechtigten durch Bescheid oder 
rechtskräftig gerichtlich festgesetzt worden sind, 
behält GS hierbei zugunsten der Berechtigten 
sein Bewenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn bei der Fest- 
setzung von Ansprüchen die bisherigen Vor- 
schriften über das Zusammentreffen von Ansprü- 
chen (§§ 120 bis 122 BEG) oSfensichllidi außer 
acht gelassen worden sind; Absatz 1 gilt ferner 
nicht in den Fällen des § 125 a BEG. Die Ent- 
schädigungsbehörde ist befugt, innerhalb einer 
Frist von einem Jahr nach Verkündung dieses 
Gesetzes einen neuen Bescheid über diese An- 
sprüche nach Maßgabe der §§ 141 d bis 141 1 BEG 
oder des § 125 a BEG zu erlassen. 

8 . ( 1 ) Die Minderung, das Ruhen oder die Ent- 
ziehung einer nach den bisherigen Vorschriften 
festgesetzten Rente richtet sich nadi den Vor- 
schriften des Bundesentschädigungsgesetzes in 
der Fassung des Artikels I dieses Gesetzes. 

(2) In den Fällen der §§ 141 d bis 141 1 BEG 
werden die dem BerechtigLen nach den bisheri- 
gen Vorschriften zuerkannten Renten solange 
nicht erhöht, als ihr Gesamtbetrag die Summe 
der dem Bercditigten nach dein Bundesentschä- 
digungsgesetz in der Fassung des Artikels I die- 
ses Gesetzes zustehenden Renten übersteigt. 

9. Im Falle des Artikels I Nr, 60 gelten folgende 
Übergangs vor Schriften : 

Soweit ein nach den in § 138 des Bundesentschä- 
digungsgesetzes genannten Vorschriften vor dem 
Inkrafttreten des Artikels I Nr. 60 gestellter 
Antrag wegen Fristversäumung abgelehnt wor- 
den ist, ist auf Antrag des Berechtigten oder, 
wenn dieser verstorben ist, einer der in § 1288 
Abs. 2 der Reidisversicherungsordnung, § 65 
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Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
oder § 88 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes 
genannten Personen erneut zu entscheiden, wenn 
dieser Antrag innerhalb der im zweiten Halbsatz 
des § 138 des Bundesentschädigungsgesetzes ge- 
nannten Frist gestellt wird. Eine erneute Ent- 
scheidung von Amts wegen ist nicht ausgeschlos- 
sen. Der erneuten Entscheidung steht nicht entge- 
gen, daß die frühere Entscheidung über den An- 
trag bindend oder rechtskräftig geworden ist. 


Artikel IV 

Angleichung 

1. (1) Ist vor Verkündung dieses Gesetzes über ^ 

einen Anspruch für Schaden an Körper oder 
Gesundheit oder über einen Anspruch für Scha- 
den im beruflichen Fortkommen durch unanfecht- 
baren Bescheid oder rechtskräftig gerichtlich 
entschieden worden, so ist auf Antrag des Be- 
rechtigten erneut über diesen Anspruch zu ent- 
scheiden, 

a) soweit der Anspruch auf Rente für 
Schaden an Körper oder Gesundheit in 
vollem Umfang abgelehnt worden ist, 
weil 

die Entscheidung aui einer ärztlichen 
Beurteilung der iestgestellten Beein- 
trächtigung der geistigen oder kör- 
perlichen Leistungsiähigkeit des Ver- 
iolgten beruht, die im oiienharen 
Widerspruch zu der im Geltungs- 
bereich des Gesetzes herrschenden 
medizinischen wissenschaftlichen 
Auffassung über den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen der Verfol- 
gung und dem Schaden an Körper 
oder Gesundheit steht, 
oder 

der Entscheidung eine Rechtsaufias- 
sung zugrunde liegt, die im offen- 
baren Widerspruch zu einer späte- 
ren, vom Bundesgerichtshof in ständi- 
ger Rechtsprechung zur Frage der 
wesentlichen Mitverursachung eines 
anlagebedingten Leidens vertretenen 
Rechtsauffassung steht; 

b) soweit der Anspruch für Schaden im 

beruflichen Fortkommen abgelehnt oder 
in geringer Höhe festgestellt worden 
ist, weil bei der Entscheidung davon 
ausgegangen worden ist, daß der Scha- 
den ganz oder teilweise auch ohne die 
Verfolgung eingetreten wäre (§ 9 

Abs. 5 BEG), obwohl dies nicht mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlich- 
keit feststeht, 

oder 

bei Feststellung der Einkünfte, die der 
Verfolgte im Ausland erzielt hat, die 


Artikel IV 

Angleichung 

(1) Ist vor Verkündung dieses Gesetzes nach 
dem Bundesergänzungsgesetz oder dem Bundes- 
entschädigungsgesetz über einen Anspruch für 
Schaden an Körper oder Gesundheit oder über 
einen Anspruch für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen durch unanfechtbaren Bescheid oder 
rechtskräftig gerichtlich entschieden worden, so 
ist auf Antrag des Berechtigten erneut über die- 
sen Anspruch zu entscheiden, 

a) wenn der Anspruch auf Rente für Scha- 
den an Körper oder Gesundheit aus 
medizinischen Gründen in vollem Um- 
fange abgelehnt worden ist. 


b) soweit der Anspruch für Schaden im 
beruflichen Fortkommen abgelehnt 
oder in geringerer Höhe festgestellt 
worden ist, weil bei Feststellung der 
Einkünfte, die der Verfolgte im Aus- 
land erzielt hat, die Kaufkraft der aus- 
ländischen Währung nach Grundsätzen 
bewertet worden ist, die im Wider- 
spruch zu der vom Bundesgerichtshof 
in ständiger Rechtsprechung vertrete- 
nen Rechtsauffassung stehen. 
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Kaufkraft der ausländischen Währung 
nach Grundsätzen bewertet worden 
ist, die im Widerspruch zu der vom 
Bundesgerichtshof in ständiger Recht- 
sprechung vertretenen Rechtsauffas- 
sung stehen. 


(2) Der Antrag auf erneute Entscheidung ist 
bis zum 31. März 1965 bei der zuständigen Ent- 
schädigungsbehörde zu stellen. § 189 Abs. 3 
BEG findet entsprechende Anwendung. 

(3) Der Anspruch ist nach den Vorschriften 
des Bundesentschädigungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels I dieses Gesetzes festzusetzen. 
Dabei sind die Entschädigungsorgane an die tat- 
sächlichen Feststellungen gebunden, auf denen 
die frühere Entscheidung beruht. Artikel III 
Nr. 2 Abs. 4 dieses Gesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

(4) Soweit der Anspruch durch die frühere 
Entscheidung festgesetzt worden ist, behält es 
hierbei zugunsten des Berechtigten sein Bewen- 
den. 

2. (1) Ist ein Anspruch für Schaden an Körper 
oder Gesundheit oder ein Anspruch für Schaden 
im beruflichen Fortkommen vor Verkündung 
dieses Gesetzes durch Vergleich, Verzicht oder 
Abfindung geregelt worden, so kann der Berech- 
tigte die Regelung bis zum 31. März 1965 durch 
Erklärung gegenüber der zuständigen Entschädi- 
gungsbehörde anfechten, wenn sie ganz oder 
teilweise auf einem der in Nummer 1 Abs. 1 
aufgeführten Umstände beruht. 

(2) Nummer 1 Abs. 2 und 3 findet entspre- 
chende Anwendung. 

3. § 172 BEG findet entsprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(la) Soweit vor Verkündung dieses Gesetzes 
nach dem Bundesergänzungsgesetz oder dem 
Bundesentschädigungsgesetz ein Anspruch eines 
Zigeuners wegen der Verfolgung aus Gründen 
seiner Rasse durch unanfechtbaren Bescheid oder 
rechtskräftig gerichtlich mit der Begründung ab- 
gelehnt worden ist, daß für die Zeit vom 8. De- 
zember 1938 bis zum 1. März 1943 die Voraus- 
setzung der §§ 1 und 2 BEG nicht gegeben seien, 
so ist auf Antrag des Berechtigten erneut über 
diesen Anspruch zu entscheiden. 

(l b) Soweit vor Verkündung dieses Gesetzes 
nach dem Bundesergänzungsgesetz oder dem 
Bundesentschädigungsgesetz ein Anspruch für 
Schaden an Leben oder für Schaden an Körper 
oder Gesundheit durch unanfechtbaren Bescheid 
oder rechtskräftig gerichtlich mit der Begrün- 
dung abgelehnt worden ist, daß die während 
einer oder im unmittelbaren Anschluß an eine 
Freiheitsentziehung im Sinne von § 43 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 BEG eingetretene Schädigung nicht 
durch nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen 
veranlaßt worden ist, so ist auf Antrag des Be- 
rechtigten erneut über diesen Anspruch zu ent- 
scheiden. 

(2) Der Antrag auf erneute Entscheidung nach 
den Absätzen 1 bis Ib ist bis zum 30. September 
1966 bei der zuständigen Entschädigungsbehörde 
zu stellen. Artikel III Nr. 1 Abs. 2 und 4 dieses 
Gesetzes findet entsprechende Anwendung. 

(3) Der Anspruch ist nach den Vorschriften 
des Bundesentschädigungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels I dieses Gesetzes festzusetzen. 
Dabei sind die Entschädigungsorgane an die tat- 
sächlichen Feststellungen gebunden, auf denen 
die frühere Entscheidungen beruht. Artikel III 
Nr. 2 Abs. 4 und Nr. 4 dieses Gesetzes findet 
entsprechend Anwendung. 

(4) Soweit der Anspruch durch Bescheid oder 
rechtskräftig gerichtlich festgesetzt worden ist, 
behält es hierbei zugunsten des Berechtigten 
sein Bewenden. 

2. Ist vor Verkündung dieses Gesetzes der An- 
spruch auf Entschädigung nach dem Bundes- 
ergänzungsgesetz oder dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz durch Vergleich, Verzicht oder Ab- 
findung geregelt worden, so findet Nummer 1 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß der Berechtigte diese Regelung bis zum 
30. September 1966 durch Erklärung gegenüber 
der zuständigen Entschädigungsbehörde anfech- 
ten kann. 


3. unverändert 
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Artikel V ArlikclV 

Sonderionds Sonderregelung 

für überregionale Vcrfolgtengruppen für überregionale Verfolgtengruppen 


1, (1) Dem Verfolgten, der weder 

a) die Voraussetzungen des § 4 BEG er- 
füllt, 

h) Verfolgter aus den Vertreibungsgebie- 
ten nach § 150 BEG ist, 

c) Staatenloser oder Flüchtling im Sinne 
der Genfer Konvention vom 28, Juli 
1951 nach § 160 BEG ist 

noch zu dem Personenkreis gehört, zu dessen 
Gunsten Verträge oder Abkommen über globale 
Wiedergutmachungsleistungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland geschlossen worden sind, kann 
aus einem zu errichtenden Sonderfonds nach 
Maßgabe der Mittel dieses Fonds eine einmalige 
Beihilfe gewährt werden. Für die Höhe der ein- 
maligen Beihilfe kann die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung Pauschsätze aufstellen, 
die unter Berücksichtigung der zur Verfügung 
stehenden Mittel des Fonds nach der Schwere 
des erlittenen Verfolgungsschadens zu bemessen 
sind. 

(2) Absatz 1 gilt nur, wenn der Verfolgte am 
Tage der Verkündung dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb 
der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes genannten Gebiete und außerhalb der 
sowjetisch besetzten Zone und des sowjetisch 
besetzten Sektors von Berlin hat. 

(3) Eine Beihilfe wird nicht gewährt, wenn 
der Verfolgte am Tage der Verkündung dieses 
Gesetzes die Staatsangehörigkeit eines der in 
§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
genannten Staaten besitzt, es sei denn, daß er 
den Status eines Flüchtlings im Sinne der Genier 
Konvention vom 28. Juli 1951 vor dem Tage der 
Verkündung dieses Gesetzes erworben hat. 


2. (1) Voraussetzung der Gewährung einer Bei- 

hilfe ist, daß dem Verfolgten die Freiheit auf die 
Dauer von mindestens einem Jahr entzogen wor- 
den ist (§ 43 BEG). § 45 Satz 3 BEG findet ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Eine Beihilfe kann auch die Witwe eines 
Verfolgten erhalten, der einen Schaden an Leben 
(§ 15 BEG) erlitten hat, sofern die Witwe die Vor- 
aussetzungen der Nummer 1 erfüllt und nicht be- 
reits eine Beihilfe nach Absatz 1 erhält. Eine Bei- 
hilfe wird nicht gewährt, wenn die Witwe nach 
dem Tode des Verfolgten wieder geheiratet hat. 
Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für den Witwer 
unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 Nr. 2 
BEG. 


1. (1) Der Verfolgte, dem die Freiheit auf die 

Dauer von mindestens sechs Monaten entzogen 
worden ist (§ 43 BEG) oder der eine nachhaltige 
Minderung der Erwerbsfähigkeit im Zeitpunkt 
der Entscheidung um mindestens 80 vom Hundert 
nachweist, erhält aus einem zu errichtenden Son- 
derfonds nach Maßgabe der Mittel dieses Fonds 
eine Beihilfe. Das gleiche gilt für die Witwe 
eines Verfolgten, der einen Schaden an Leben 
erlitten hat (§ 15 BEG), sowie für den Witwer 
einer Verfolgten unter den Voraussetzungen der 
§§ 15, 17 Abs. 1 Nr. 2 BEG; in diesen Fällen wird 
eine Beihilfe jedoch nur gewährt, wenn die 
Witwe oder der Witwer nicht wieder geheiratet 
hat. 

(2) Der Sonderfonds wird mit einem Gesamt- 
betrag von 700 Millionen Deutsche Mark aus- 
gestattet. 

(3) Anspruch auf eine Beihilfe besteht nur, 
wenn der Antragsteller 

a) weder die Voraussetzungen des § 4 
BEG noch die allgemeinen Voraus- 
setzungen der §§ 150 oder 160 BEG 
erfüllt 

und 

b) am 31. Dezember 1965 seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt außer- 
halb der hl § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Gebiete und außerhalb der sowjeti- 
schen Besatzungszone und des sowje- 
tisch besetzten Sektors von Berlin hat. 

(4) Eine Beihilfe wird nicht gewährt, wenn 
der Antragsteller 

a) wegen der Betreuung durch einen an- 
deren Staat oder eine zwischenstaat- 
liche Organisation keinen Anspruch auf 
Entschädigung nach § 160 BEG hat 

oder 

b) zu einem Personenkreis gehört, zu 
dessen Gunsten Verträge oder Abkom- 
men über globale Wiedergutmachungs- 
leistungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land geschlossen worden sind, 

oder 

c) am 31. Dezember 1965 Staatsangehöri- 
ger eines der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes genannten 
Staates ist, es sei denn, daß er vor 
diesem Zeitpunkt Flüciitling im Sinne 
der Genfer Konvention vom 20. Juli 
1951 war. 
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(3) §§ 6, 1 , 10 und 238 a BEG finden entspre- 
chende Anwendung. 

3. Der gemäß Nummer 1 zu errichtende Sonder- 
fonds wird mit einem Gesamtbetrag von 600 Mil- 
lionen Deutsche Mark ausgestattet. 

4. Für die Bewilligung einer Beihilfe sind die 
Entschädigungsbehörden des Landes Nordrheim 
Westfalen zuständig. Das Verfahren bestimmt 
sich in entsprechender Anwendung des Neunten 
Abschnitts des Bundesentschädigungsgesetzes. 
Anträge auf Gewährung einer Beihilfe sind bis 
zum 31. März 1965 bei der zustcindigen Entschädi- 
gungsbehörde zu stellen. 

5. §172 BEG findet entprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) Der Grimdbetrag der Beihilfe nach Ab- 
satz 1 Satz 1 beträgt 2000 Deutsche Mark. Der 
Grundbetrag erhöht sich aui 2500 Deutsche Mark, 
wenn der Verfolgte bei Verkündung dieses Ge- 
setzes das 65. Lebensjahr vollendet hat. 

(6) Der Grundbetrag der Beihilfe nach Ab- 
satz 1 Satz 2 betragt 3000 Deutsche Mark. Er 
erhöht sich auf 5000 Deutsche Mark, wenn der 
Witwe oder dem Witw^er die Freiheit auf die 
Dauer von mindestens einem Jahr entzogen wor- 
den ist. 

(7) Die Grundbeträge der Beihilfe nach Ab- 
sätzen 5 und 6 sind nach Festsetzung sofort 
fällig. 

(8) Zu den Grundbeträgen nach Absätzen 5 
und 6 werden folgende Steigerungsbeträge ge- 
zahlt: 

a) Einfacher Steigerungsbetrag 

bei einer Freiheitsentziehung von einem 
Jahr bis zu zwei Jahren 

oder 

bei einer nachhaltigen Minderung der 
Erwerbsfähigkeit im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung um mindestens 80 vom Plün- 
dert, 

b) doppelter Steigerungsbetrag 

bei einer Freiheitsentziehung von mehr 
als zwei Jahren bis zu drei Jahren, 

c) dreifacher Steigerungsbetrag 

bei einer Freiheitsentziehung von mehr 
als drei Jahren bis zu vier Jahren, 

d) vierfacher Steigerungsbetrag 

bei einer Freiheitsentziehung von mehr 
als vier Jahren, 

e) fünffacher Steigerungsbetrag 
bei einem Schaden an Leben 

unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Satz 2. 

(9) In den Fällen des Absatzes 8 kann nur 
einer der fünf Steigerungsbeträge geltend ge- 
macht werden. 

(10) Die Höhe des Steigerungsbetrages, der 
nach Absatz 8 gezahlt wird, bestimmt sich nach 
dem Verhältnis des nach Auszahlung der Grund- 
beträge gemäß den Absätzen 5 und 6 verbleiben- 
den Fondsbetrages zu der Gesamtzahl der fest- 
gestellten Steigerungsbeträge. Dabei sind die 
Steigerungsbeträge, die durch Anrufung der Ent- 
schädigungsgerichte streitbefangen sind, ange- 
messen zu berücksichtigen. 

(11) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die endgültige Höhe des 
Steigerungsbetrages festzusetzen. Sie wird fer- 
ner ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu be- 
stimmen, wie der nach Abschluß der bei den 
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Artikel VI 

Sonderregelung für Nationalgeschädigte 

1. (1) Personen, die unter der nationalsozialisti- 

schen Gewaltherrschaft aus Gründen ihrer Natio- 
nalität unter Mißachtung der Mens(±ienrechte 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entschädigungsgerichten anhängigen Verfahren 
verbleibende Rest des Fondsbetrages auf die Be- 
rechtigten zu verteilen ist; hierbei kann vor- 
gesehen werden, daß der verbleibende Betrag 
nicht an alle, sondern nur an solche Empfänger 
von Steigerungsbeträgen verteilt wird, die einen 
besonders schweren Schaden an Körper oder 
Gesundheit erlitten haben. 

2. (1) Der Anspruch auf die Beihilfe ist weder 
übertragbar noch vererblich. 

(2) Ist der Berechtigte nach Verkündung 
dieses Gesetzes verstorben, so steht der An- 
spruch auf die Beihilfe nach Nummer 1 Abs. 1 
Satz 1 seinem Ehegatten und im Falle dessen 
Todes den Kindern des Verfolgten zu; im Falle 
der Nummer 1 Abs. 2 Satz 2 steht der Anspruch 
auf die Beihilfe den Kindern des verstorbenen 
Verfolgten zu. 

3. (1) §§ 6, 7 und 238 a BEG finden entspre- 
chende Anwendung. 

(2) § 10 Abs. 1 Satz 1 BEG findet mit der 
Maßgabe Anwendung, daß auch Leistungen auf- 
grund des Bundesentschädigungsgesetzes auf die 
Beihilfe anzurechnen sind. Ergibt sich nach Zah- 
lung der Beihilfe, daß dem Verfolgten An- 
sprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
zustehen, so ist die Beihilfe auf diese anzu- 
rechnen. 

4. (1) Für die Bewilligung der Beihilfe sind die 
Entschädigungsbehörden des Landes Nordrhein- 
Westfalen zuständig. Das Verfahren bestimmt 
sich in entsprechender Anwendung des Neunten 
Abschnitts des Bundesentschädigungsgesetzes. 

(2) Anträge auf Gewährung einer Beihilfe 
sind bis zum 30. September 1966 bei der zustän- 
digen Entschädigungsbehörde zu stellen. Der 
Antrag soll die in § 190 BEG bezeichneten An- 
gaben enthalten. Werden fehlende Angaben nach 
Aufforderung nicht innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nachgeholt, so kann der Antrag als 
unzulässig abgelehnt werden. 

5. (1) § 172 BEG findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Die nach diesem Artikel entstehenden 
Personal- und Sachkosten werden dem Land 
Nordrhein-Westfalen vom Bund erstattet. 


Artikel VI 

Sonderregelung für Nationalgeschädigte 

1. (1) Personen, die unter der nationalsozialisti- 

schen Gewaltherrschaft aus Gründen ihrer Natio- 
nalität unter Mißachtung der Menschenrechte 


80 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/3423 


Entwurf 

geschädigt worden und am 1. Oktober 1953 
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konvention vom 
28. Juli 1951 gewesen sind, haben Anspruch auf 
Entschädigung für einen dauernden Schaden an 
Körper oder Gesundheit. 


(2) Anspruch auf Entschädigung nach Absatz 1 
besteht nur, wenn die Erwerbsfähigkeit des Ge- 
schädigten im Zeitpunkt der Entscheidung noch 
um mindestens 25 vom Hundert beeinträchtigt ist 
und sich voraussichtlich nicht wesentlich bessern 
wird. § 28 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 BEG findet 
entsprechende Anwendung. 


(3) Als Entschädigung werden geleistet: 

1. Heilverfahren, 

2. Rente, 

3. Kapitalentschädigung. 

(4) Die Entschädigung wird nach Maßgabe der 
§§ 30 bis 37 BEG und der entsprechenden Vor- 
schriften der 2. DV-BEG geleistet. Der Anspruch 
auf die Kapitalentschädigung besteht nur für die 
Zeit vom 1. Januar 1949 an. 


(5) Der Anspruch auf die laufende Rente, die 
Kapitalentschädigung und die Summe der rück- 
ständigen Rentenbeträge sind weder übertragbar 
noch vererblich. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

geschädigt worden und am 1. Oktober 1953 
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konvention vom 
28. Juli 1951 gewesen sind, haben Anspruch auf 
Entschädigung für einen dauernden Schaden an 
Körper oder Gesundheit. Aus Gründen der Natio- 
nalität ist derjenige geschädigt, bei dem die Zu- 
gehörigkeit zu einem fremden Staat oder zu 
einem nichtdeutschen Volkstum ganz oder 
wesentlich den Grund für die schädigende Maß- 
nahme gebildet hat. Soweit keine anderen 
Gründe für die unter Mißachtung der Menschen- 
rechte vorgenommene schädigende Maßnahme 
ersichtlich sind, wird bei dem Personenkreis nach 
Satz 1 und 2 vermutet, daß die Schädigung aus 
Gründen der Nationalität erfolgt ist. 

(2) Anspruch auf Entschädigung nach Absatz 1 
besteht nur, wenn die Erwerbsfähigkeit des Ge- 
schädigten im Zeitpunkt der Entscheidung schädi- 
gungsbedingt noch um mindestens 25 vom Hun- 
dert beeinträchtigt ist und sich voraussichtlich 
nicht wesentlich bessern wird. § 28 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 BEG findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(2 a) Als aus Gründen der Nationalität ge- 
schädigt gilt auch, wer als Zwangsarbeiter wegen 
seiner Zugehörigkeit zu einem fremden Staat 
oder zu einem nichtdeutschen Volkstum unter 
Mißachtung der Menschenrechte unter Bedingun- 
gen hat arbeiten müssen, die bei ihm einen 
dauernden Schaden an Körper oder Gesundheit 
verursacht haben, vorausgesetzt, daß der Ge- 
schädigte am 1. Oktober 1953 Flüchtling im Sinne 
der Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 ge- 
wesen ist. Absatz 2 findet mit der Maßgabe An- 
wendung, daß an die Stelle einer schädigungs- 
bedingten Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 25 vom Hundert eine solche von 
mindestens 50 vom Hundert tritt. 

(3) unverändert 


(4) Die Entschädigung wird nach Maßgabe der 
§§ 30 bis 37 BEG und der entsprechenden Vor- 
schriften der 2. DV-BEG geleistet. Der Anspruch 
auf die Kapitalentschädigung besteht nur für die 
Zeit vom 1. Januar 1949 an. In den Fällen des 
Absatzes 2 a besteht nur Anspruch auf Rente für 
die Zeit vom 1. Oktober 1960 an und Anspruch 
auf ein Heilverfahren. 

(5) Anspruch auf die Entschädigung nach Ab- 
satz 3 ist nicht vererblich. Der Anspruch auf die 
laufende Rente ist nicht übertragbar. 

(6) Ist der Geschädigte nach amtsärztlicher 
oder vertrauensärztlicher Feststellung eines schä- 
digungsbedingten dauernden Schadens an Körper 
oder Gesundheit verstorben, so steht der An- 
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2. Von der Entschädigung ist ausgeschlossen, wer 

1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein 
Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit im Sinne der inter- 
nationalen Vertragswerke begangen hat; 

2. ein schweres nichtpolitisches Verbrechen 
außerhalb des Aufnahmelandes begangen 
hat, bevor er dort als Flüchtling aufgenom- 
men worden ist; 

3. sich Handlungen hat zuschulden kommen 
lassen, die den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen zuwiderlaufen. 


3. §§ 6 bis 12 und 238 a BEG finden entsprechende 

Anwendung. 


4. (1) Zur Milderung von Härten kann Personen, 
die unter der iiationalsoziGÜstischen Gewaltherr- 
schaft aus Gründen ihrer Nationalität unter Miß- 
achtung der Menschenrechte geschädigt worden 
sind und einen dauernden Schaden an Körper 
oder Gesundheit erlitten haben, wegen dieses 
Schadens eine einmalige Beihilfe bis zum Betrage 
von 5000 Deutsche Mark gewährt werden, wenn 
ein Anspruch nach Nummer 1 ausgeschlossen ist, 
weil der Geschädigte 

a) den Status als Flüchtling im Sinne der 
Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 
erst nach dem 1. Oktober 1953 erwor- 
ben hat, 

b) vor dem 1. Oktober 1953 als Flüchtling 
im Sinne der Genfer Konvention vom 
28. Juli 1951 nach Beendigung der 
Schädigung eine neue Staatsangehörig- 
keit erworben hat. 

(2) Artikel V Nr. 1 Abs. 2 und 3 dieses Ge- 
setzes und Nummer 3 finden entsprechende An- 
wendung. 

5. (1) Entschädigung wird nur auf Antrag ge- 
währt. Der Antrag ist bis zum 31. März 1965 bei 
dem Bundesverwaltungsamt in Köln zu stellen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Spruch auf die Summe der rückständigen Renten- 
bezüge und auf die Kapitalentschädigiing seinem 
Ehegatten und im Falle von dessen Tod den 
Kindern des Geschädigten zu. 

2. unverändert 


3. (1) §§ 6 bis 9, 11, 12, 14 und 238 a BEG finden 

entsprechende Anwendung. 

(2) § 10 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 4 BEG findet 
mit der Maßgabe Anwendung, daß auch Leistun- 
gen aufgrund des Bimdesentschädigungsgesetzes 
und aufgrund des Artikels I des Abkommens vom 
5. Oktober 1960 zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Hohen Kom- 
missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
auf Ansprüche nach diesem Artikel anzurechnen 
sind. 


4. (1) Personen, die nach Maßgabe der Nummer 1 

geschädigt worden sind, kann wegen dieses 
Schadens eine einmalige Beihilfe bis zum Betrag 
von 6000 Deutsche Mark gewährt werden, wenn 
ein Anspruch nach Nummer 1 ausgeschlossen ist, 
weil der Geschädigte 


a) erst nach dem 1. Oktober 1953 Flücht- 
ling im Sinne der Genfer Konvention 
vom 28. Juli 1851 geworden ist oder 

b) unverändert 


(2) Nummer 1 Abs. 5 und 6, Nummern 2 und 3 
sowie Artikel V Nr. 1 Abs. 2 dieses Gesetzes 
finden entsprechende Anwendung. 

5. (1) Entschädigung wird nur auf Antrag ge- 

währt. Der Antrag ist bis zum 30. September 1966 
bei dem Bundesverwaltungsamt in Köln zu 
stellen. 



Deutscher Bundejstag — 4. Vv^ahlperiode 


Drucksache iV/3423 


Entwurf 

(2) War der Antragsteller ohne sein Ver- 
schulden verhindert, die Antragsfrist einzuhalten, 
so ist ihm auf Antrag W iedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren. 

6. Eines erneuten Antrages nach Nummer 5 Abs. 1 
bedarf es nicht, wenn 

a) ein Anspruch auf Entschädigung bereits auf 
Grund des BEG in der bisherigen Fassung 
angemeldet oder ein Antrag bereits auf 
Grund des Artikels 1 des Abkommens vom 
5. Oktober 1960 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Hohen Kommissar der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge gestellt worden ist 

und 

b) über diesen Anspruch oder Antrag bei Ver- 
kündung dieses Gesetzes nicht durch unan- 
fechtbaren Bescheid oder rechtskräftig ge- 
richtlich entschieden worden ist. 

Die Entschädigung wird auch in diesen Fällen 
nach Maßgabe dieses Artikels gewährt. 

7. Für die Durchführung des Verfahrens findet 
der Neunte Abschnitt des Bundesentschädigungs- 
gesetzes mit der Maßgabe entsprechende An- 
wendung, daß zuständige Entschädigungsbehörde 
das Bundesverwaltungsamt in Köln ist und sich 
der Anspruch auf Entschädigung gegen die Bun- 
desrepublik Deutschland richtet. 

8. Ist bei Inkrafttreten dieses Artikels ein Ver- 
fahren auf Grund des Artikels 1 des am 5. Ok- 
tober 1960 zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und dem Hohen Kommissar 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge geschlos- 
senen Abkommens bei einem Gericht der Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit anhängig, so ist das Ver- 
fahren an das nach Nummer 6 zuständige Gericht 
erster Instanz abzugeben, das nach Maßgabe 
dieses Gesetzes entscheidet. 

9. Die nach diesem Artikel zu leistenden Ent- 
schädigungsaufwendungen werden vom Bund 
getragen. 


Artikel VII 

Kostentragung bei Erledigung eines Rechtsstreits 

Soweit sich ein Rechtsstreit auf Grund dieses 
Gesetzes erledigt, werden Gerichtskosten nicht er- 
hoben. Jede Partei trägt ihre außergerichtlichen 
Auslagen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

( 2 ) § 189 Abs. 3 und § 190 a BEG finden ent- 
sprechende Anwendung. 


6. unverändert 


7. u 11 v c r ä n d e r t 


8. Ist bei Inkrafttreten dieses Artikels ein Ver- 
fahren auf Grund des Artikels 1 des am 5. Ok- 
tober 1960 zv^dschon der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und dem Hohen Kommissar 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge geschlos- 
senen Abkommens bei einem Gericht der Ver- 
waltiingsgerichtsbarkeit anhängig, so ist das Ver- 
fahren an das nach Nummer 7 zuständige Gericht 
erster Instanz abzugeben, das nach Maßgabe 
dieses Gesetzes entscheidet, 

9. unverändert 


Artikel VII 
unverändert 
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Artikel VIII 

Wiedergutmachung in der Strafrechtspflege 

Die Rechtsvorschriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Strafrechts- 
pflege, die eine Frist zur Stellung des Antrages auf 
Aufhebung strafgerichtlicher Entscheidungen vor- 
sehen, treten insoweit außer Kraft. 


siehe Artikel IX 


Artikel IX 

(1) Nach dem 31. Dezember 1969 können An- 
sprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz und 
nach diesem Gesetz nicht mehr geltend gemacht 
werden. Dies gilt nicht für den Anspruch auf Er- 
stattung der Kosten eines Heilverfahrens für einen 
als verfolgungsbedingt anerkannten Schaden an 
Körper oder Gesundheit nach § 29 Nr. 1 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes und nach Artikel VI Nr. 1 
Abs. 3 Nr. 1 dieses Gesetzes, wenn das Heilverfah- 
ren erst nach dem 31. Dezember 1968 durchgeführt 
worden ist. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch in den Fällen der 
§§ 90, 165 und 171 BEG sowie in den Fällen des 
Artikels V und des Artikels VI Nr. 4 dieses Ge- 
setzes. 


siehe Artikel VIII 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
siehe Artikel IX 


Artikel VIIl 

Abschluß der Entschädigung 

(1) Nach dem 31. Dezember 1969 können An- 
sprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz und 
nach diesem Gesetz nicht mehr angemeldet werden. 
Dies gilt nicht für den Anspruch auf Erstattung der 
Kosten eines Heilverfahrens für einen als verfol- 
gungsbedingt anerkannten Schaden an Körper oder 
Gesundheit nach § 29 Nr. 1 BEG und nach Artikel VI 
Nr. 1 Abs. 3 Nr. 1 dieses Gesetzes, wenn das Heil- 
verfahren erst nach dem 31. Dezember 1968 durch- 
geführt worden ist, sowie für den Anspruch auf 
Versorgung der Hinterbliebenen nach § 29 Nr. 6 
BEG. § 206 BEG bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch in den Fällen der 
§§ 90, 165 und 171 BEG sowie in den Fällen des 
Artikels V und des Artikels VI Nr. 4 dieses Ge- 
setzes. 


siehe Artikel VIII 


Artikel IX 

Wiedergutmachung in der Strafrechtspflege 

( 1 ) Die Rechtsvorschriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Strafrechts- 
pflege, die eine Frist zur Stellung des Antrags auf 
Aufhebung strafgerichtlicher Entscheidungen vor- 
sehen, treten insoweit außer Kraft. 
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(2) Ergibt sich weder nach den landesrechtlichen 
Vorschriften noch nach dem Zuständigkeitsergän- 
zungsgesetz vom 7, August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 407) eine Zuständigkeit im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, so ist die Strafkammer des Landgerichts 
oder das Schwurgericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Verurteilte im Zeitpunkt der Verkündung dieses 
Gesetzes seinen Wohnsitz hat oder nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes erstmals begründet. Hat 
der Verurteilte seinen Wohnsitz außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes, so wird das zustän- 
dige Gericht von dem Bundesgerichtshof bestimmt. 

(3) Ist ein Antrag auf Aufhebung einer straf- 
gerichtlichen Entscheidung nach den in Absatz 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften lediglich wegen Ab- 
laufs einer dort vorgesehenen Frist zurückgewiesen 
worden, so steht die Rechtskraft dieser Entscheidung 
der Zulässigkeit eines neuen Antrags nicht ent- 
gegen. Das gleiche gilt, wenn in den in Absatz 2 
geregelten Fällen ein Antrag wegen mangelnder 
Zuständigkeit zurückgewiesen worden ist. 


Artikel IX a 

Wiedergutmachung in der Sozialversicherung 
bei Beitragserstattung wegen Heirat 

(1) Sind einer Verfolgten im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über die Behandlung der Verfolgten des 
Nationalsozialismus in der Sozialversicherung oder 
der Ehefrau eines solchen Verfolgten in der Zeit 
vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 Beiträge 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen wegen 
Heirat erstattet worden, so kann sie sich in dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung weiter- 
versichern, zu dem sie den letzten Beitrag vor In- 
krafttreten dieses Artikels entrichtet hat, ohne Rück- 
sicht darauf, ob dieser Beitrag unwirksam oder 
erstattet ist. Ist dieser letzte Beitrag zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entrichtet worden, 
so kann sie sich in der Rentenversicherung der An- 
gestellten weiterversichern. Abweichend von der 
Regelung des § 1418 der Reichsversicherungsordnung 
und des §140 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
kann sie Beiträge für die Zeit vor Vollendung des 
65. Lebensjahres bis zum 1. Januar 1924 zurück nach- 
entrichten, auch wenn eine Versicherung vor der 
Zeit, für die Beiträge nachentrichtet werden, nicht 
bestanden hat. Die Beiträge sind in den Beitrags- 
klassen des § 1388 der Reichsversicherungsordnung 
oder des § 115 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes nachzuentrichten mit der Maßgabe, daß Beiträge 
in den nach dem 31. Dezember 1958 neu eingefügten 
Beitragsklassen nur für die Zeiten gelten, für die 
die Beitragsklassen erstmalig eingeführt wurden. 
Der Eintritt des Versicherungsfalles vor dem 1. Ja- 
nuar 1967 steht der Nachentrichtung von Beiträgen 
nicht entgegen. 
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(2) Werden Beiträge nach Absatz 1 Satz 3 bis 5 
für Zeiten vor Beginn der Rente nachentrichtet, so 
gilt folgendes: 

a) Die nach Artikel 2 §§ 32 bis 34 des Ar- 
beiterrentenversicheriings - Neuregelungs- 
gesetzes und die nach Artikel 2 §§31 bis 33 
des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes berechneten Renten sind 
unter Berücksichtigung der nachentrichte- 
ten Beiträge erneut umzustellen. Für jeden 
nachentrichteten Beitrag sind in der Renten- 
versicherung der Arbeiter bei Versicher- 
tenrenten 4,2 V. H. und bei Witwerrenten 
2,1 V. H., in der Rentenversicherung der An- 
gestellten bei Versichertenrenten 2,4 v. H. 
und bei Witwerrenten 1,2 v. H. des Wertes 
des Beitrages als Steigerungsbetrag zu- 
grunde zu legen. 

b) Die nach §§ 1253 ff. der Reichsversiche- 
rungsordnung oder nach §§30 ff. des An- 
gestelltenvei Sicherungsgesetzes berechne- 
ten Renten sind unter Berücksichtigung 
der nachentrichteten Beiträge erneut fest- 
zustellen. Bei der Errechnung der für die 
Versicherte maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage sind für Zeiten vor dem 
1. Januar 1957 die Werte des Jahres 1957 
zugrunde zu legen und für Zeiten nach 
dem 31. Dezember 1956 die Werte des 
Jahres, für das der Beitrag nachentrichtet 
ist; § 1255 Abs. 3 Buchstabe c der Reichs- 
versicherungsordnung und § 32 Abs. 3 
Buchstabe c des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes gelten. 

c) Die übrigen Renten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten sind um einen 
Jahresbetrag zu erhöhen, der bei Versicher- 
tenrenten 10 V. H. und bei Witwerrenteii 
6 V. H. des Wertes der riachentrichteten 
Beiträge beträgt. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Renten, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Artikels festgestellt 
werden. 

(4) Für die Feststellung der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Beitragserstattung genügt es, wenn sie 
glaubhaft gemacht ist. Diese ist glaubhaft gemacht, 
wenn ihr Vorliegen nach dem Ergebnis der Ermitt- 
lungen, die sich auf sämtliche erreichbaren Beweis- 
mittel erstrecken sollen, überwiegend wahrscheinlich 
ist. Als Mittel der Glaubhaftmachung können auch 
eidesstattliche Versicherungen zugelassen werden. 
Der mit der Durchführung des Verfahrens befaßte 
Versicherungsträger ist für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen zuständig; er gilt als Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

(5) Entsteht auf Grund der Absätze 1 bis 3 ein 
Anspruch auf eine Leistung oder eine höhere Lei- 
stung, so wird die Leistung oder die höhere Leistung 
auf Antrag gewährt; eine Neufeststellung von Amts 
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Artikel X 

Geltung im Land Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 2. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel XI 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft 

1. Artikel I Nr. 1, Nr. 5, Nr. 7, Nr. 11, Nr. 12, Nr. 15, 
Nr, 17, Nr. 18 Buchstabe b, Nr. 19, Nr. 20, Nr. 22, 
Nr. 24 bis 31, Nr. 34 bis 37, Nr. 38 Buchstabe a, 
Nr. 40 Buchstaben a und b, Nr. 41, Nr. 44, Nr. 47 
bis 49, Nr. 51 bis 53, Nr. 55 bis 57, Nr. 59 
Buchstabe a, Nr. 62, Nr. 63, Nr. 64 bis 70, Nr. 72 
Buchstabe a, Nr. 73, Nr. 74, Nr. 76, Nr. 78 Buch- 
staben a und b, Nr. 85, Nr. 87 Buchstaben b bis g, 
Nr. 88, Nr. 93, Nr. 104 und Nr. 105 


mit Wirkung vom 1. Oktober 1953; 


2. Artikel II 

mit Wirkung vom 1. April 1956; 


3. Artikel I Nr. 8 

mit Wirkung vom 1. April 1957; 


4. Artikel I Nr. 21 

mit Wirkung vom 1. Januar 1961; 


5. Artikel I Nr. 4 

mit Wirkung vom 1. Juni 1962; 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

wegen ist nicht ausgeschlossen. Der erneuten Ent- 
scheidung steht nicht entgegen, daß die frühere Ent- 
scheidung bindend oder rechtskräftig geworden ist. 
Die Herabsetzung einer bisherigen Leistung ist auf 
Grund der genannten Vorschriften ausgeschlossen. 
Die Leistung oder die höhere Leistung ist frühestens 
vom Inkrafttreten dieses Artikels an zu gewähren. 

(6) Im übrigen sind die für die Sozialversicherung 
geltenden Vorschriften anzuwenden. 


Artikel X 
unverändert 


Artikel XI 

Inkrafttreten 

Es treten in Kraft 

1. Artikel I Nr. 01, 1, 3 a, 5, 6 a (§ 13 Abs. 5), 7, 11, 
12 (§ 26 Abs. 2 Satz 2), 14 Buchstabe b, Nr. 15, 
17, 17 a, 18 Buchstabe b, Nr. 18 a, 19, 20 (§ 41 
Abs. 1, 2), 21 Buchstabe a, Nr. 22, 24 bis 31, 34 
bis 37, 38 Buchstabe a, Nr. 40 Buchstaben a und b, 
Nr. 41 (§ 85 a Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 2), 44, 47 
bis 49, 51 bis 53 b, 55 bis 57, 59 Buchstabe a Satz 2 
und 3, Nr. 62, 63, 64 bis 70, 72 Buchstabe a, Nr. 73, 
74, 74 a, 75 Buchstabe b, Nr. 76, 78 Buchstaben a 
und b, Nr. 82 Buchstaben a Satz 1 und 2, Nr. 85, 
87 Buchstaben b bis g, Nr. 88, 93, 104 und 105 

mit Wirkung vom 1. Oktober 1953; 


2. unverändert 


3. Artikel I Nr. 8 Buchstabe a 

mit Wirkung vom 1. April 1957; 


4. Artikel I Nr. 21 Buchstabe c 

mit Wirkung vom 1. Januar 1961; 

5. Artikel I Nr. 4 (§ 10 Abs. 4) 

mit Wirkung vom 1. Juni 1962; 
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6. Artikel I Nr. 2, Nr. 3, Nr. 6, Nr. 9, Nr. 10, Nr. 13, 
Nr. 14, Nr. 16, Nr. 18 Buchstabe a, Nr. 23, Nr. 32, 
Nr. 33, Nr. 38 Buchstabe b, Nr. 39, Nr. 40 Buch- 
stabe c, Nr. 42, Nr. 43, Nr. 45, Nr. 46, Nr. 50, 
Nr. 54, Nr. 59 Buchstabe b, Nr. 60, Nr. 61, Nr. 64, 
Nr. 71, Nr. 72 Buchstabe b, Nr. 75, Nr. 77, Nr. 78 
Buchstaben c und d, Nr. 79 bis 84, Nr. 86, Nr. 87 
Buchstabe a, Nr. 89 bis 92, Nr. 94 bis 103 und 
Nr. 106, Artikel III bis X 


am Tage der Verkündung dieses Gesetzes. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. Artikel I Nr. 1 a, 2, 3, 4 (§ 10 Abs. 1 a), 6, 6 a 
(§ 13 Abs. 4), 8 Buchstabe b, Nr. 9, 9 a, 10, 10 a, 
12 (§ 26 Abs. 2 Satz 1), 13, 14 Buchstabe a, Nr. 16, 
17 b, 18 Buchstabe a, Nr. 20 (§ 41 Abs. 3), 20 a, 
21 Buchstaben a und b, Nr. 23, 32, 33, 38 Buch- 
stabe b, Nr. 39, 40 Buchstabe c, Nr. 41 (§ 85 a 
Abs. 3 Satz 3), 42, 43, 43 a, 45, 46, 50, 54, 58 a, 
59 Buchstabe a Satz 1, Buchstabe b, Nr. 59 a, 59 b, 
60, 61, 64, 71, 72 Buchstabe b, Nr. 75 Buchstabe a, 
Nr. 75 a, 77, 78 Buchstaben c und d, Nr. 79 bis 81, 
82 Buchstabe a Satz 3, Buchstaben b, c und d, 
Nr. 83 bis 84 a, 86, 87 Buchstabe a, Nr. 88 a bis 92, 
94 bis 103 und 106, 

Artikel III bis IX, X 

am Tage der Verkündung dieses Gesetzes; 


7. Artikel IX a 

am Ersten des auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Monats. 
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